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1. Planungsanlass, Planerfordernis und Ziele  

Klimaschutz und Klimaanpassung sowie der damit verbundene schnelle und verstärkte Aus-

bau der erneuerbaren Energien sind zentrale Zukunftsaufgaben der Regionalentwicklung und 

der Regionalplanung. Die Region OWL ist sich dieser Zukunftsaufgaben bewusst und hat in 

den letzten Jahren bereits einen substanziellen Beitrag zur dringend notwendigen Energie-

wende geleistet. Ende des Jahres 2024 waren in OWL 1.022 Windenergieanlagen mit einer 

Gesamtleistung von 2.071 MW in Betrieb. Im Jahr 2024 wurden 221 Anlagen mit einer Leis-

tung von 1.349 MW neu genehmigt. Im Rahmen der Bauleitplanung haben die Kommunen in 

OWL bereits über 14.400 ha Flächen für den Ausbau der Windenergie planerisch gesichert 

(überwiegend als Rotor-innerhalb-Flächen). 

 

Aufgrund von veränderten rechtlichen Vorgaben des Bundes und des Landes NRW wird der 

regionalplanerischen Ebene beim Ausbau der Windenergie zukünftig eine zentrale Rolle zu-

kommen. Zum 01.02.2023 ist das Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von 

Windenergieanlagen an Land (sog. Wind-an-Land-Gesetz – WaLG) in Kraft getreten. Mit die-

sem Gesetz wurde das Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) eingeführt, welches ver-

bindliche Flächenziele für die Bundesländer festlegt und somit bundesrechtliche Ausbauziele 

für die Windenergie vorgibt. Für NRW wird im WindBG das verbindliche Flächenziel, der so-

genannte Flächenbeitragswert, von 1,1 % der Landesfläche bis zum 31.12.2027 und 1,8 % bis 

zum 31.12.2032 vorgegeben.  

 

Sollte das Flächenziel zu den entsprechenden Fristen nicht erreicht werden, entfiele die Steu-

erungsmöglichkeit des flächenbezogenen Windenergieausbaus sowohl auf kommunaler als 

auch auf regionaler Ebene. Die Umsetzung in NRW erfolgt durch die 2. Änderung des Lan-

desentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW). Die 2. Änderung des LEP NRW ist 

am 30.04.2024 im Gesetz- und Verordnungsblatt (GV. NRW, Ausgabe 2024 Nr. 11) veröffent-

licht und am 01.05.2024 rechtswirksam geworden. Für die Planungsregion des Regierungs-

bezirks Detmold sind im Regionalplan OWL auf der Grundlage der §§ 2, 3, 4 und 5 WindBG 

und dem Ziel 10.2-2 LEP NRW Bereiche für die Nutzung der Windenergie als Vorranggebiete 

(Windenergiebereiche) im Umfang von mindestens 13.888 ha festzulegen. Die Festlegung der 

Windenergiebereiche erfolgt mit Blick auf die Erreichung des Teilflächenzieles für die Pla-

nungsregion Detmold zum Stichtag 31.12.2032 (vgl. Anlage Flächenbeitragswerte zu § 3 Abs. 

1 WindBG). Im rechtskräftigen Regionalplan OWL sind bislang keine Windenergiebereiche 

zeichnerisch festgelegt worden.  

 

Insbesondere um die im Ziel 10.2-2 LEP NRW festgelegten Zielwerte durch die Festlegung 

von Windenergiebereichen (Windenergiegebiete im Sinne des § 2 Abs. 1 WindBG) zu errei-

chen, wird das Verfahren zur 1. Änderung des Regionalplans OWL durchgeführt. Darüber hin-

aus erfolgt im Rahmen des Verfahrens eine Überprüfung bzw. eine Anpassung der Festlegun-

gen des Regionalplans OWL mit Blick auf die aktuellen Regelungen im LEP NRW. Vor dem 

Hintergrund der erforderlichen Umsetzung der vorgenannten rechtlichen Rahmenbedingun-

gen auf der Ebene der Regionalplanung trägt diese Änderung den Erfordernissen des Klima-

schutzes und der Energiewende Rechnung. Sie berücksichtigt dabei auch, dass nach § 2 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Nutzung 

erneuerbarer Energien sowie den dazugehörigen Nebenanlagen im überragenden öffentlichen 

Interesse liegen und der öffentlichen Sicherheit dienen. Zudem regelt § 2 EEG, dass die er-

neuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweilige Schutzgüterabwägung einge-

bracht werden sollen, bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausneutral ist. 
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Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch auf den Grundsatz 10.2-5 LEP NRW. Danach 

sollen die Regionalplanverfahren zur Festlegung von Flächenzielen parallel zur Änderung des 

LEP NRW durchgeführt werden. Insbesondere soll die Durchführung des Beteiligungsverfah-

rens nach § 9 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) bereits im Jahre 2024 abgeschlossen sein, 

um die Rechtswirkung des § 245e Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) bereits im Jahre 2024 zu 

ermöglichen. Im Jahre 2025 sollen die Verfahren abgeschlossen sein.  

 

Vor dem Hintergrund des oben dargelegten bereits erfolgten Beitrages der kommunalen Fa-

milie zum Ausbau der Windenergie wird dieser im Verfahren zur 1. Änderung des Regional-

plans OWL angemessen berücksichtigt. Ein solches Vorgehen kann wesentlich dazu beitra-

gen, die ambitionierten Ausbauziele (Fläche und Zeithorizont) schnell zu erreichen und eine 

möglichst hohe Akzeptanz in der Region zu finden. Dabei wird auch das in die kommunalen 

Planungen gesetzte Vertrauen, z.B. im Hinblick auf getätigte und in Vorbereitung befindliche 

Investitionsentscheidungen, berücksichtigt. 

 

Die zeichnerische Festlegung von Vorranggebieten schließt die Windenergienutzung an an-

derer Stelle im Planungsraum nicht aus. Im Rahmen von sogenannten kommunalen Positiv-

planungen können die Kommunen auch außerhalb der regionalplanerisch festgelegten Wind-

energiebereiche weitere Flächen für die Windenergienutzung durch Bauleitplanverfahren er-

möglichen. Die Konzeption zur Identifizierung von Windenergiebereichen auf Ebene der 

Regionalplanung erkennt diese zusätzlichen kommunalen Planungsmöglichkeiten an und un-

terstützt dies indem auf regionalplanerischer Ebene zunächst große zusammenhängende Flä-

chen identifiziert werden. Dies schafft die Möglichkeit für kleinräumige kommunale Lösungen 

auf weiteren Flächen in der Planungsregion Detmold. Des Weiteren behalten bereits wirksame 

Flächen für die Windenergie auf Ebene der kommunalen Bauleitplanung ihre Rechtswirkung 

als Windenergiegebiete im Sinne des WindBG. Demzufolge ist die Windenergie gemäß § 249 

BauGB auf diesen Flächen weiterhin im Sinne des § 35 BauGB als privilegierte Nutzung zu 

beurteilen.  

 

Bei der Entscheidung über die Ausweisung von Windenergiebereichen mit Blick auf die Errei-

chung des Flächenbeitragswertes berücksichtigt der Planungsträger ausdrücklich auch die 

baurechtlichen Konsequenzen, die sich daraus für die Privilegierung der Windenergieanlagen 

und deren Zulässigkeit ergeben. Die Änderung wird in vielen Kommunen zudem Auswirkungen 

auf die Rechtsfolgen bisheriger bauplanungsrechtlicher Windenergiekonzepte haben.  

 

Im Sinne eines gesamträumlichen Plankonzeptes werden damit nicht nur positive regionalpla-

nerische Standortzuweisungen für die Windenergie, sondern auch die sich daraus ergebenden 

Konsequenzen für den übrigen Planungsraum betrachtet und in die Abwägung eingestellt. Ge-

nerell ist zu betonen, dass das Verfahren ergebnissoffen war. Die finalen Entscheidungen und 

Abwägungen erfolgten erst mit dem Feststellungsbeschluss.  

 

In der Begründung seiner Urteile vom 10.11.2022 (BVerwG 4 A 16.20; BVerwG 4 A 15.20) hat 

das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) sich zu Festlegungen des LEP NRW (GV. NRW. 

2017 S. 122) geäußert. Dieser höchstrichterlichen Rechtsprechung folgend sind die Festle-

gung gemäß Ziffer 7.3-1 LEP NRW (Walderhaltung und Waldinanspruchnahme) und die für 

Gebiete zum Schutz der Natur geltende Festlegung Ziffer 7.2-3 LEP NRW (Vermeidung von 

Beeinträchtigungen) entgegen ihrer ausdrücklichen Bezeichnung im LEP NRW nicht mehr als 

Ziele der Raumordnung, sondern als der Abwägung zugängliche Grundsätze der Raumord-

nung zu behandeln. 
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Aufgrund dieser Rechtsprechung besteht die Erforderlichkeit die Ziele F 11 (Bereiche für den 

Schutz der Natur) und F 17 (Bereiche für den Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeu-

tung für die Vogelarten des Offenlandes) des Regionalplans OWL neu festzulegen. In den 

Ausnahmeregelungen werden bestimmte Sondertypen der Freiflächen-Solarenergieanlagen 

und das Repowering bestehender Windenergieanlagen ebenso berücksichtigt werden wie der 

Ausbau der Stromnetze. Das Ziel F 22 (Waldbereiche) des Regionalplans OWL wird in der 

Struktur an die Zielformulierungen der Ziele F11 und F17 sowie an das Ziel 10.2-6 des LEP 

NRW (Windenergienutzung in Waldbereichen) angepasst. 

Nachrichtliche Übernahmen 

Im Zuge der 1. Änderung des Regionalplans OWL erfolgt für den Flughafen Paderborn-

Lippstadt eine Anpassung und eine Erweiterung der Lärmschutzzone. Die Übernahmen und 

die Anpassung gründen sich auf das Ziel 8.1-6 LEP NRW i.V.m. Ziel 8.1-7 LEP NRW.  

 

Mit der Änderung der Verordnung zur Durchführung des Landesplanungsgesetzes NRW (LPlG 

DVO) zum 28.04.2022 wurden in Anlage 3 unter der Ziffer 3g die Planzeichen für das Höchst-

spannungsnetz als nachrichtliche Übernahme des Bestands eingeführt. Daher wird das 

Höchstspannungsnetz (Leitungen ab 220 kV) im Rahmen der 1. Änderung des Regionalplans 

OWL nun in die Festlegungskarten nachrichtlich übernommen. 

1.1. Leitlinien 

Der Regionalrat Detmold hat in Vorbereitung der Erarbeitung des Aufstellungs- und des Ent-

wurfsbeschlusses in seiner Sitzung am 11.03.2024 Leitlinien beschlossen. Diese können in 

der Sitzungsvorlage RR-09/2024 nachvollzogen werden. 

 

Die Leitlinien bilden die materiellen und formellen Eckpunkte für die Regionalplanungsbehörde 

zur Ausgestaltung der 1. Änderung des Regionalplans OWL. 

1.2. Festlegung von Beschleunigungsgebieten 

Artikel 15c der Richtlinie (EU) 2023/2413 („Erneuerbare-Energien-Richtlinie/RED III“) ver-

pflichtet die Mitgliedstaaten zur Ausweisung sogenannter Beschleunigungsgebiete, in denen 

für Erneuerbare-Energien-Vorhaben ein besonderes, beschleunigtes Genehmigungsverfah-

ren gemäß der Artikel 16 und 16a der Richtlinie gelten soll. 

 

In Umsetzung dieser Richtlinie ist in § 6a WindBG festgelegt worden, dass alle Windenergie-

gebiete, die bis zum 19.05.2024 ausgewiesen worden sind, per Gesetz als Beschleunigungs-

gebiete gelten. Voraussetzung für die Anerkennung ist, dass bei der Ausweisung eine Um-

weltprüfung und – sofern erforderlich – eine FFH-Verträglichkeitsprüfung erfolgt ist. Zudem 

darf das Gebiet nicht in einem Natura 2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet, Nationalpark 

oder in der Kern- oder Pflegezone eines Biosphärenreservates liegen.  

 

Auch bei der Neuplanung von Windenergiegebieten sollen diese vorrangig als Beschleuni-

gungsgebiet festgelegt werden. Eine abschließende bundesrechtliche Regelung der europa-

rechtlichen Vorgaben steht noch aus. Dem Entwurf der 1. Änderung des Regionalplans OWL 

wurde der Kabinettsbeschluss zum Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 24.07.2024 „Ent-

wurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 in den Bereichen Wind-

energie an Land und Solarenergie sowie für Energiespeicheranlagen am selben Standort“ zu-

grunde gelegt. Die aktuelle Fassung ist der Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 

09.09.2024 (BT-Drucksache 20/12785). Mit Blick auf die Vielzahl der Änderungsanträge zu 

diesem Gesetzentwurf sind hinreichend belastbare Prognosen über die konkreten zukünftigen 
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Regelungsinhalte derzeit abschließend nicht möglich. Gegenstand des Gesetzes sind u.a. Än-

derungen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), des BauGB sowie 

des ROG.  

 

In der Begründung des Gesetzentwurfes vom 09.09.2024 wird u.a. ausgeführt: „Der Begriff 

„Ausweisung von Beschleunigungsgebieten“ verdeutlicht zudem, dass es sich hier nicht um 

eine Festlegung im raumordnungsrechtlichen Sinne handelt, also weder um ein Vorrang- noch 

um ein Vorbehaltsgebiet bzw. weder um ein Ziel noch um einen Grundsatz der Raumord-

nung…insbesondere findet aufgrund der verpflichtenden Ausweisung von Beschleunigungs-

gebieten bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen des Absatzes 2 in einem Windener-

giegebiet keine Abwägung gegenläufiger Belange statt.“ (BT-Drucksache 20/12785; S. 76) 

 

Für den Planungsträger besteht damit ein fachlicher Beurteilungsspielraum, ob die im Gesetz 

normierten Tatbestandsmerkmale erfüllt sind. Es besteht jedoch kein planerisches Ermessen, 

ob in Abwägung mit anderen Belangen eine Ausweisung als Beschleunigungsgebiet erfolgt 

oder nicht. Sofern sich im Zuge des weiteren Gesetzgebungsverfahrens die Notwendigkeit von 

raumordnerischen Festlegungen auf der Ebene der Regionalplanung ergeben, werden diese 

in einem weiteren Verfahren zur Änderung des Regionalplans OWL umgesetzt.  

 

Die Instrumente der Verfahrensbeschleunigungen beziehen sich dabei nicht nur auf die Anla-

gen an sich, sondern beispielsweise auch auf dazugehörige Nebenanlagen im Sinne des § 3 

Nr. 15a EEG. 

 

In den Regionalplänen sind für die Beschleunigungsgebiete auch ergänzende Regeln für wirk-

same Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen festzulegen, um mögliche negative Auswir-

kungen der Windenergieanlagen auf Natura 2000-Gebiete, besonders geschützte Arten und 

Bewirtschaftungsziele gem. der Wasserrahmenrichtlinie zu vermeiden oder erheblich zu min-

dern. 

 

Entgegen der ursprünglichen Einschätzung ist davon auszugehen, dass zum Zeitpunkt des 

Feststellungsbeschlusses der 1. Änderung des Regionalplans OWL das o.g. Gesetzgebungs-

verfahren nicht abschlossen sein wird. Damit fehlen verbindliche fachgesetzliche Grundlagen 

und Vorgaben auf nationaler Ebene für die Auswahl und die Festlegung von neu geplanten 

Windenergiebereichen als Beschleunigungsgebiete im Regionalplan OWL.  

 

Vor diesem Hintergrund werden im Regionalplan OWL nur die bereits kommunal ausgewiese-

nen Flächen als Beschleunigungsgebiet gekennzeichnet, die nach der fachlichen Einschät-

zung der Regionalplanungsbehörde die Voraussetzungen gem. § 6a WindBG erfüllen. In den 

jeweiligen Genehmigungsverfahren ist im Einzelfall zu prüfen, ob die kommunalen Windener-

giegebiete die gesetzlichen Voraussetzungen des § 6a WindBG erfüllen. 

 

Unabhängig von der Frage, ob die kommunalen Windenergiegebiete als Beschleunigungsge-

biet gem. § 6a WindBG einzustufen sind, ist festzuhalten, dass Genehmigungsanträge für 

Windenergieanlagen, die bis zum 30.06.2025 eingereicht werden und sich innerhalb der im 

Regionalplan OWL zeichnerisch festgelegten Windenergiebereiche befinden, im beschleunig-

ten Verfahren gem. § 6 WindBG behandelt werden.  
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2. Plankonzept 

Für die Identifizierung der Windenergiebereiche ist eine Methodik entwickelt worden, die fünf 

Prüfschritte umfasst. Die ausführlich im Plankonzept (Anlage 4 zur Drucksache RR-3/2025) 

dargelegte Vorgehensweise wurde einheitlich für den gesamten Planungsraum angewendet.  

 

In einem ersten Schritt werden jene Flächen für die Windenergie betrachtet, die die Kommu-

nen aktuell in ihren rechtskräftigen Flächennutzungsplänen dargestellt haben. Dies umfasst 

sowohl wirksame Konzentrationszonenplanungen, als auch Konzentrationszonenplanungen, 

deren Ausschlusswirkung vor Gericht für unwirksam erklärt wurde, die jedoch als Positivpla-

nung weiterhin Bestand haben. Des Weiteren werden wirksame kommunale Positivplanungen 

berücksichtigt. Mit Blick auf die Beurteilung der kommunalen Flächen hinsichtlich ihrer Geeig-

netheit wird auf die Erläuterungen und den Anhang im Plankonzept (Anlage 4 zur Drucksache 

RR-3/2025) verwiesen. Neben den planerisch gesicherten Flächen werden auch bestehende 

und bereits genehmigte Standorte von Windenergieanlagen mit in die Betrachtung einbezo-

gen. Hinsichtlich der Übernahme kommunaler Planungen wird zudem berücksichtigt, dass es 

sich bei der in der 1. Änderung des Regionalplans OWL festgelegten Flächenkulisse, entspre-

chend der Vorgaben aus dem LEP NRW, um Rotor-außerhalb-Flächen handelt. In diesem 

Zusammenhang wird auf die Darlegungen zur Umstellung von Rotor-innerhalb zu Rotor-

außerhalb-Flächen im Plankonzept (Anlage 4 zur Drucksache RR-3/2025) verwiesen.  

 

In einem zweiten Prüfschritt wird diese Flächenkulisse um neue Flächen für die Windenergie 

ergänzt, die aufgrund verschiedener fachlicher Kriterien definiert werden. Das Kriterienset zur 

Identifizierung neuer Flächen wird einheitlich für die gesamte Region angewendet. Hinsichtlich 

der methodischen Vorgehensweise wird auf das Plankonzept (Anlage 4 zur Drucksache RR-

3/2025) verwiesen. 

 

Bei den verwendeten Kriterien handelt es sich um Ausschlusskriterien, welche aufgrund recht-

licher oder planerischer Gründe nicht für die (Neu-)Inanspruchnahme durch Windenergieanla-

gen in Frage kommen. Der Begriff Ausschlusskriterium ist mit Blick auf die Maßstabsebene 

des Regionalplans OWL und den fachgesetzlich verankerten Ausnahme- und Befreiungsmög-

lichkeiten nicht als „hartes Tabu-Kriterium“ im Sinne der „alten“ Konzentrationszonenplanung 

zu betrachten. Je nach fachgesetzlicher Grundlage eröffnet es unterschiedliche Abwägungs- 

und Handlungsmöglichkeiten mit Blick auf die Zulässigkeit von Windenergieanlagen. Darüber 

ist sich der Regionalrat Detmold als Planungsträger bewusst. Die Kriterien hat der Planungs-

träger im Rahmen seiner planerischen Abwägungsentscheidung so gesetzt.  

 

Die im Rahmen des ersten Prüfschrittes als zur Übernahme geeignet identifizierten bestehen-

den Windenergiestandorte und kommunalen Windenergieplanungen werden dabei differen-

ziert betrachtet. Im Rahmen der planerischen Abwägung kommt den bestehenden Windener-

giestandorten und kommunalen Windenergieplanungen ein hohes Gewicht zu. Dies betrifft 

zum Beispiel die durch den Bestand vorhandene Vorprägung der Landschaft, die vorhandene 

Erschließung, die vorhandenen Investitionen und der Vertrauensschutz. Diese sind jedoch in 

Bezug auf die einzelnen Belange differenziert zu beurteilen.  

 

In einem dritten Schritt werden die in den beiden vorherigen Prüfschritten definierte Flächen-

kulisse hinsichtlich einer möglichen Umfassung von Ortschaften betrachtet und bewertet. Re-

gionalplanerisches Ziel ist es, eine Umfassung von Ortschaften möglichst zu vermeiden bzw. 

zu minimieren. Auch dieser Prüfschritt erfolgt einheitlich für den gesamten Planungsraum unter 

Berücksichtigung rechtlicher bzw. fachlicher Vorgaben und gutachterlicher Empfehlungen. 
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Hinsichtlich der methodischen Vorgehensweise wird auf das Plankonzept (Anlage 4 zur Druck-

sache RR-3/2025) verwiesen. 

 

Die sich aus den ersten drei Schritten ergebende Flächenkulisse wird im Rahmen des vierten 

Schrittes einer planerischen Abgrenzung und Einzelfallbeurteilung unterzogen.  

 

Anschließend wird die sich aus den bisherigen Prüfschritten ermittelte Flächenkulisse einer 

differenzierten Umweltprüfung unterzogen. Hinsichtlich der Methodik und der Ergebnisse der 

Umweltprüfung wird im Einzelnen auf Anlage 5 zur Drucksache RR-3/2025 verwiesen. Im Rah-

men dieses fünften Prüfschrittes ergeben sich noch Anpassungen und Veränderungen. Auf 

die Ausführungen in der Umweltprüfung wird an dieser Stelle verwiesen (Anlage 5 zur Druck-

sache RR-3/2025). 

 

Mit Blick auf die Maßstabsebene des Regionalplans OWL und der sich daraus ergebenen 

technischen Grenzen der Abgrenzungs- und Darstellungsmöglichkeiten sowie der eher gene-

ralisierenden Planaussagen können in den zeichnerisch festgelegten Windenergiebereichen 

kleinräumige Einzelobjekte und Strukturen vorhanden sein, die rechtlich geschützt sind und 

bei der Genehmigung der Windenergieanlagen bzw. bei der Gestaltung des Windparks be-

rücksichtigt werden müssen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass über 

die Umweltprüfung zusätzliche Informationen zu den einzelnen Themenfeldern und Standor-

ten vorliegen. Gleiches gilt für kleine Teilflächen, die nicht die Kriterien Windhöffigkeit und 

Steigung erfüllen. Diese hat der Regionalrat Detmold zur Kenntnis genommen und wird sie bei 

seiner abwägenden Entscheidung berücksichtigt.  

 

Die damit verbundenen Konflikte können in den nachfolgenden Genehmigungsverfahren einer 

Lösung zugeführt werden. Diese Elemente führen auch nicht zu einer erheblichen Reduzie-

rung oder Beeinträchtigung der Ausnutzbarkeit der betroffenen Windenergiebereiche.  

 

Im Ergebnis konnten 14.090 ha identifiziert werden, die in der 1. Änderung des Regionalplans 

OWL zeichnerisch als Windenergiebereiche (Vorranggebiete) festgelegt werden. Der im Ziel 

10.2-2 LEP NRW festgelegte Flächenbeitragswert, für die Planungsregion Detmold von min-

destens 13.888 ha wird damit nicht nur eingehalten, sondern um rd. 202 ha (1,45 %) über-

schritten. Mit der Überschreitung des im LEP NRW festgelegten Flächenbeitragswertes be-

stünde die Möglichkeit, einzelne Windenergiebereiche zu streichen oder zu reduzieren.  

 

Auch mit Blick auf die Vorgaben des § 2 EEG ist die eher geringfügige Überschreitung des 

Flächenbeitragswertes vertretbar. Die Umsetzung der Flächenziele durch die Ausweisung ent-

sprechender Windenergiebereiche im Regionalplan OWL sichert den Ausbaupfad zur Kli-

maneutralität und ist daher konform mit der Zielsetzung des § 2 EEG. Der abwägende Aus-

schluss weiterer Flächen stellt mit Blick auf die konkurrierenden raumordnerischen Belange 

den Ausbaupfad zur Klimaneutralität damit nicht in Frage, sondern sichert diesen raumordne-

risch weiterhin verträglich ab. Ferner wurde berücksichtigt, dass in der Potentialstudie des 

LANUV (vgl. Fachbericht 142, Flächenanalyse Windenergie Nordrhein-Westfalen) für die Pla-

nungsregion Detmold ein deutlich größeres Potential von ca. 23.152 ha (ohne BSN) und 

27.412 ha (mit BSN) ermittelt worden ist. Hingewiesen wird in diesem Zusammenhang auf die 

Aufgabenstellung der v.g. Potentialstudie.  

Der Regionalrat hat sich im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung der 1. Änderung des Re-

gionalplans OWL bewusst für ein eigenes regionalplanerisches Kriterienset entschieden. Mit 

Blick auf die Sicherung kommunaler Planungsspielräume, die Vorgaben aus dem LEP NRW 

(Stichtag 31.12.2032) und die angestrebte Minimierung- bzw. Vermeidung von Raumnut-
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zungskonflikten ist festzustellen, dass die zeichnerisch festgelegte Flächenkulisse im Regio-

nalplan OWL unter der Flächenkulisse der Potentialstudie das LANUV liegt. Dieser Aspekt ist 

Teil einer regionalplanerischen Gesamtabwägung auch mit Blick auf die Vorgaben im § 2 EEG. 

 

Ergänzend wird auf die Ausführungen zu Ziel 10.2-2 LEP NRW und in der Alternativenprüfung 

verwiesen. 

 

Vorsorgegründe meint dabei insbesondere, dass der Puffer eine „gewisse“ Sicherheit bietet, 

um zu verhindern, dass durch derzeit nicht absehbare rechtliche oder tatsächliche Verände-

rungen einzelne Flächen nicht oder nicht mehr vollumfänglich zur Verfügung stehen und damit 

der im Ziel 10.2-2 LEP NRW festgelegte Mindestwert (Flächenbeitragswert) unplanmäßig un-

terschritten wird. Im Übrigen wird auf die Erläuterungen zum Monitoring verwiesen. 

 

Die zeichnerisch festgelegten Windenergiebereiche verteilen sich innerhalb der Planungsre-

gion auf die einzelnen Kreise bzw. die kreisfreie Stadt Bielefeld wie folgt:  

 
Tabelle 1: Windenergiebereiche in den Kreisen und der kreisfreien Stadt Bielefeld 

Kreis/ kreisfreie Stadt Größe der WEB im Kreis 
bzw. der kreisfreien Stadt in 
Hektar (ha) 

Anteil an der 
Gesamtkulisse in % 

Stadt Bielefeld 22 ha  0,16 %  

Kreis Gütersloh  267 ha  1,89 %  

Kreis Herford 34 ha  0,24 %  

Kreis Höxter 7.086 ha  50,29 %  

Kreis Lippe  886 ha  6,29 %  

Kreis Minden-Lübbecke 362 ha  2,57 %  

Kreis Paderborn 5.433 ha   38,56 % 

Gesamt OWL 14.090 ha  100 %  

 

Insgesamt wurden 14.090 ha als Windenergiebereiche festgelegt. Die 14.090 ha verteilen sich 

auf 324 zeichnerisch festgelegte Windenergiebereiche im Regionalplan OWL. Rund 80 % der 

Flächenkulisse liegt in Flächen mit einer Größe von mindestens 30 ha. Fast 70 % der Kulisse 

liegt in Flächen mit einer Größe von mindestens 50 ha. Die durchschnittliche Flächengröße 

beträgt rd. 40 ha.  

 

Berücksichtigt werden muss bei der Flächenkulisse, dass insbesondere die Städte und Ge-

meinden im Kreis Höxter noch vor dem in § 245e Abs. 1 BauGB genannten Stichtag in einem 

erheblichen Umfang neue Windenergiegebiete in ihren Flächennutzungsplänen ausgewiesen 

haben. Zu nennen sind hier z.B. die Städte Bad Driburg, Nieheim, Willebadessen, Warburg 

und Brakel. 

 

Nach der Beurteilung der Regionalplanungsbehörde erfüllen ca. 7.572 ha (192 Flächen) der 

im Regionalplan OWL zeichnerisch festgelegten Windenergiebereiche die Voraussetzungen 

im Sinne des § 6a WindBG. 59 % aller im Regionalplan festgelegten Windenergiebereiche 

sind als Beschleunigungsgebiete gekennzeichnet. Der Flächenanteil der Beschleunigungsge-

biete an der im Regionalplan OWL festgelegten Flächenkulisse beträgt ca. 53,7 %. 

 

Hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit der Flächen wird ergänzend auf die spezifische Energieleis-

tungsdichte hingewiesen. Die spezifische Energieleistungsdichte ist ein Maß für die Leistung 
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des Windes, der eine Fläche durchströmt. Sie gibt an, wie viel Leistung (in Watt) pro Quadrat-

meter Rotorfläche umgesetzt wird. So weisen über 98 % der Windenergiebereiche eine spe-

zifische Energieleistungsdichte von mehr als 300 W/m² in einer Höhe von 150 m auf1. Auf rund 

8.000 ha (rd. 57 % der Windenergiebereiche) kann eine spezifische Energieleistungsdichte 

von mehr als 350 W/m² in einer Höhe von 150 m erzeugt werden. Bei einer Höhe von 225 m 

kann bei über 99 % der Windenergiebereiche eine spezifische Energieleistungsdichte von 

mehr als 350 W/m² erzeugt werden. Rund ein Viertel der Windenergiebereiche bieten in einer 

Höhe von 225 m zudem spezifische Energieleistungsdichten von über 500 W/m².  

 

Im Hinblick auf die Änderungen im Textteil des Regionalplans OWL wird auf die Anlage 1 der 

Drucksache RR-3/2025 verwiesen. Dabei erfolgte insbesondere eine Anpassung und Überar-

beitung der Kapitel 4 und 9.  

3. Weitere planungsrelevante Einzelthemen 

3.1. ASB als Schwerpunkte der Siedlungsentwicklung  

Von den im Regionalplan OWL zeichnerisch festgelegten Allgemeinen Siedlungsbereichen 

(ASB) wird ein Vorsorgeabstand von 1.000 m eingehalten. Der Begriff des Vorsorgeabstandes 

macht deutlich, dass dieser über die gesetzlich definierten Abstände hinausgeht und andere 

Raumansprüche, wie z.B. die zukünftige Siedlungsentwicklung, mit in den Blick nimmt und 

planerisch berücksichtigt. 

 

Durch den Vorsorgeabstand sollen insbesondere bestehende und zukünftige siedlungsbezo-

gene Raumansprüche berücksichtigt werden. Dies beinhaltet nicht nur den Schutz der bereits 

vorhandenen (Wohn-)Nutzungen innerhalb der ASB vor möglichen Immissionen, sondern 

auch die Berücksichtigung zukünftiger Siedlungsentwicklungen – im Sinne einer Wahrung von 

Siedlungsnutzungsoptionen – in den bisher nicht bauleitplanerisch umgesetzten ASB sowie 

über die heutige Kulisse der ASB hinaus. 

 

In der Planungsregion Detmold ist der kurz- und mittelfristige Bedarf an neuen ASB voraus-

sichtlich durch das System der Entkopplung der Standort- und Mengensteuerung im Regio-

nalplan OWL gedeckt. Darüberhinausgehende langfristige Siedlungsflächenbedarfe sind den-

noch, trotz sorgfältiger raumordnerischer Steuerung im Sinne einer Innenentwicklung, nicht 

auszuschließen. Mit Blick auf die im Regionalplan OWL verankerten regionalplanerischen Leit-

gedanken zum Monitoring, zur Überprüfung und zur „Nachsteuerung“ werden durch den ge-

wählten Abstand Entwicklungsmöglichkeiten offengehalten. Diese zukünftigen Flächenbe-

darfe gilt es, insbesondere in Umsetzung des zentralörtlichen Systems und mit Blick auf die 

Nutzung bereits vorhandener Infrastrukturen, sinnvollerweise angrenzend an bereits beste-

hende ASB zu realisieren. Der hier verfolgte planerischer Ansatz leistet einen Beitrag zur lang-

fristigen Sicherung und Entwicklung der zentralen Orte. Bei der planerischen Entscheidung 

wurde berücksichtigt, dass sich dadurch die Nutzungskonkurrenzen im Freiraum verstärken 

und die zur Verfügung stehende Potentialflächengröße verringern können. 

 

Der Abstand von 1.000 m wird gleichermaßen auf die festgesetzten ASB mit Zweckbindung in 

der Region angewandt. Von den dort planerisch gesicherten Vorrangnutzungen (insbesondere 

Bildungseinrichtungen, Einrichtungen des Gesundheitswesens, Einrichtungen der Justiz und 

Integrative Quartiere) ist aus den o.g. Gründen ein entsprechender Abstand zu den Windener-

giebereichen raumordnerisch sinnvoll. 

 
1 Die Daten zur spezifischen Energieleistungsdichte stammen aus dem Energieatlas NRW des Landesamtes für 

Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW 



 
13 

 

 

Ferner hat der an die ASB angrenzende Freiraum eine wichtige Funktion für die Naherholung; 

in ihm sind beispielsweise Sport- und Freizeitanlagen verortet. Die Naherholungsfunktion im 

direkten Umland der Siedlungsbereiche ist dabei insbesondere für die eher dichter besiedelten 

Teilräume der Region von Bedeutung. Dass die Naherholung grundsätzlich auch in der Nähe 

von Windenergieanlagen möglich ist, soll dabei nicht negiert werden.  

3.2. GIB und gewerbliche sowie industrielle Bauflächen und Windenergie 

Das Kriterienset für die Festlegung der Windenergiebereiche sieht eine Aussparung der im 

Regionalplan OWL enthaltenen Bereiche für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) vor. 

Dies betrifft die lokalen GIB, die GIB mit Zweckbindung sowie die GIB mit regionaler Bedeu-

tung. GIB dienen vor allem der Unterbringung von emittierenden Industrie- und Gewerbebe-

trieben; in ihnen ist die Verortung des wesentlichen Teils der Wirtschaftsflächenkontingente 

des Regionalplans OWL vorgesehen. Flächen mit den Standortqualitäten für die gewerblich-

industrielle Entwicklung, wie sie die festgesetzten GIB im Regionalplan OWL aufweisen, sind 

in der Planungsregion rar. Daher sollen die GIB gemäß Ziel S 5 des Regionalplans OWL ent-

sprechend ihrer Vorrangfunktion genutzt werden. 

 

Dies erfolgt auch vor dem Hintergrund, dass der im Ziel 10.2-2 LEP NRW festgelegte Flächen-

beitragswert für die Planungsregion erreicht werden kann. Denn die Anrechnungsfähigkeit von 

Windenergieanlagen innerhalb von GIB auf den Flächenbeitragswert erscheint rechtlich frag-

lich: Die generelle Ausnutzbarkeit der GIB durch Windenergieanlagen wäre – auch mit Blick 

auf ein Repowering von Anlagen – aufgrund bauleitplanerischer oder sich aus dem Umge-

bungsschutz ergebender Restriktionen vermutlich nicht umsetzbar. 

 

Die Aussparung der GIB bedingt sich weiterhin dadurch, dass z.B. bauleitplanerisch festge-

setzte Emissionskontingente durch Windenergieanlagen ausgeschöpft werden könnten und 

die GIB somit nicht mehr der gewerblich-industriellen Entwicklung zur Verfügung stünden. Die 

Folge dessen wäre die Inanspruchnahme von siedlungsstrukturell oftmals ungeeigneteren 

Standorten durch gewerbliche und industrielle Nutzungen.  

 

Nichtsdestotrotz können über kommunale Positivplanungen und die immissionsschutzrechtli-

chen Genehmigungen Planung und Bau von Windenergieanlagen in GIB möglich sein. Auf die 

Darlegungen zum Ziel 10.2-12 LEP NRW und dessen Erläuterungen wird an dieser Stelle ver-

wiesen.  

3.3. Überlastung einzelner Räume vermeiden 

Eine Überlastung einzelner Räume durch Windenergieanlagen soll verhindert werden. Dem 

Planungsträger ist dabei bewusst, dass die unterschiedlichen siedlungsstrukturellen und frei-

räumlichen Rahmenbedingungen dazu führen, dass in den einzelnen Teilräumen sehr unter-

schiedliche Potentiale für den Ausbau der Windenergie vorhanden sind. Dieses wird auch aus 

der Flächenanalyse des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-

Westfalen (LANUV) deutlich. Hier wurden in den Kreisen Höxter und Paderborn sehr hohe 

Potentiale festgestellt, wohingegen in den Kreisen Herford und der kreisfreien Stadt Bielefeld 

nur sehr geringe Potentiale vorhanden sind. Die sehr unterschiedlichen raumstrukturellen Vo-

raussetzungen und Sensibilitäten werden im Rahmen des Planungskonzeptes mit Blick auf 

die Gewichtung der einzelnen Belange sowie die Aspekte Konfliktminimierung und Konfliktver-

meidung berücksichtigt. Es geht dabei nicht um eine „mathematische“ Gleichverteilung der 

Windenergiebereiche über den ganzen Planungsraum, sondern um eine abwägende Veror-

tung geeigneter Windenergiebereiche unter Berücksichtigung raumordnerischer Kriterien.  
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Eine Überlastung einzelner Räume wird bei den Ausschlusskriterien über bestimmte „Sonder-

kriterien“ sichergestellt. Zu nennen sind hier insbesondere der regionalplanerische Ausschluss 

von Waldbereichen und Bereichen für den Schutz der Natur (BSN) sowie die Berücksichtigung 

der Umfassung von Ortschaften. Hinsichtlich der Berücksichtigung der Umfassung von Ort-

schaften wird insbesondere darauf hingewiesen, dass dadurch die Freihaltung von Sichtach-

sen auch auf der Ortsteilebene gewährleistet wird. Dies trägt dazu bei, dass eine Überlastung 

einzelner Ortsteile vermieden bzw. nicht weiter verstärkt wird. Auf die entsprechenden Erläu-

terungen in den einzelnen Fachkapiteln wird an dieser Stelle verwiesen. Der Belang ist zudem 

Teil der Einzelfallprüfung.  

 

Der Anteil der im Regionalplan OWL festgelegten Windenergiebereiche liegt in allen Kommu-

nen in der Planungsregion unter 15 % an der jeweiligen Gesamtfläche (vgl. Erläuterungen zum 

Grundsatz 10.2-11 LEP NRW (Inanspruchnahme von Kommunen mit Windenergieberei-

chen)). Die Spannbreite der festgelegten Windenergiebereiche an der Gesamtfläche je Kom-

mune liegt im Kreis Höxter zwischen 2,1 % (Höxter) und 11,6 % (Willebadessen) und im Kreis 

Paderborn zwischen 0,0 % (Hövelhof) und 9,7 % (Borchen). Im gesamten Planungsraum sind 

in 19 Städten und Gemeinden keine Windenergiebereiche festgelegt. In 42 Städten und Ge-

meinden liegt der Anteil der im Regionalplan OWL festgelegten Windenergiebereiche an der 

jeweiligen Gesamtfläche der Kommune bei maximal 5 %. In 7 Städten und Gemeinden liegt 

der Anteil der im Regionalplan OWL festgelegten Windenergiebereiche an der jeweiligen Ge-

samtfläche der Kommune zwischen 5 % und 10 %.  
 

Ergänzend wird auf die Darlegungen in den Begründungen zu den Grundsätzen 10.2-9 und 

10.2-11 LEP NRW verwiesen. 

3.4. Kommunale Entwicklungsspielräume für Positivplanung offenhalten 

Mit Blick auf die kommunale Planungshoheit und das im ROG verankerte Gegenstromprinzip 

zielt das vorliegende Plankonzept auch darauf ab, kommunale Entwicklungsspielräume für 

den weiteren Ausbau der Windenergie durch eigene Planungen offen zu halten. Der Planungs-

träger hat diesen Belang in seine Abwägung eingestellt und spricht sich ausdrücklich dafür 

aus, das Plankonzept auf der regionalen Ebene durch lokal akzeptierte und gut geeignete 

Standorte zu ergänzen. Dieses eröffnet insbesondere den Kommunen mit einem vergleichs-

weise hohen Anteil an regionalplanerisch gesicherten Windenergiebereichen und einem ho-

hen Waldanteil die Möglichkeit, selber darüber zu entscheiden, ob, wo und in welchem Umfang 

sie im Rahmen der Vorgaben aus dem LEP NRW (Ziel 10.2-6 und Grundsatz 10.2-7) Wald für 

die kommunale Positivplanung in Anspruch nehmen wollen. Eine weitere Möglichkeit besteht 

darin, die im Regionalplan OWL festgelegten Windenergiebereiche durch kommunale Planun-

gen dahingehend zu ergänzen, dass z.B. das Abstandskriterium von 1.000 m zu Siedlungen 

bzw. zum ASB unterschritten wird. 

3.5. Emissionen und menschliche Gesundheit 

Die Auswirkungen insbesondere durch Emissionen auf die menschliche Gesundheit werden 

im Rahmen der Umweltprüfung ermittelt und bewertet. Die Ergebnisse werden in die Abwä-

gung eingestellt. Der Schutz der menschlichen Gesundheit ist auf den nachfolgenden Pla-

nungsebenen auf der Basis der fachgesetzlichen Vorschriften in den entsprechenden Zulas-

sungsverfahren gewährleistet. Auf der Ebene des Regionalplans wird dieser Belang durch dif-

ferenzierte Abstandskriterien und im Rahmen der Einzelfallprüfung berücksichtigt.  
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Der Belang des Infraschalls führt nach Einschätzung des Planungsträgers nicht dazu, dass 

auf die Festlegung der Windenergiebereiche ganz oder teilweise verzichtet werden muss. In 

diesem Zusammenhang wird auch auf das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-

Westfalen (OVG NRW) vom 03.02.2023 – 7 D 298/21 verweisen. Sofern es zukünftig andere 

Erkenntnisse geben sollte und diese relevant für die Zulassung einzelner Anlagen sind, wird 

auf die fachrechtlichen Möglichkeiten zur Lösung der Konfliktsituation verwiesen.  

3.6. Netzentwicklungsplanung  

Der Planungsraum überschneidet sich mit dem durch die Bundesnetzagentur ausgewiesenen 

Präferenzraum, in welchem die Amprion GmbH (im Folgenden Amprion) den Energiekorridor 

Rhein-Main-Link plant. Der Rhein-Main-Link vereint die Gleichstromverbindungen DC34, 

DC35 sowie die Offshore-Netzanbindungssysteme NOR-16-3 und NOR-16-5, welche von Nie-

dersachsen bis ins südliche Hessen verlaufen werden. 

 

Die Energieleitungsvorhaben DC 34, DC 35, NOR-16-3 sowie NOR-16-5 sind bereits im Bun-

desbedarfsplangesetz (BBPlG) unter den Nrn. 82 (DC 34), 82a (DC 35), 82b (NOR-16-3) und 

82c (NOR-16-5) verankert. Damit sind die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vor-

dringliche Bedarf gesetzlich festgelegt.  

 

Da zwischen allen Vorhaben eine räumliche Nähe besteht, plant Amprion sie gebündelt als ein 

Gesamtvorhaben (sog. Rhein-Main-Link) umzusetzen. Die Voraussetzung für die Bündelung 

der vier Erdkabelvorhaben in einem Energiekorridor ist mit der Schaffung eines gemeinsamen 

Präferenzraumes durch die Bundesnetzagentur gegeben. 

 

Die Vorschlagstrasse für den Rhein-Main-Link berücksichtigt bereits die geplanten Vorrang-

gebiete für Windenergieanlagen. Im Rahmen der Planung der Vorschlagstrasse für den Rhein-

Main-Link wurde darauf geachtet eine flächige Betroffenheit der geplanten Gebiete bestmög-

lich zu verhindern bzw. diese möglichst gering zu halten. Aufgrund vielfältiger Raumkonflikte 

kann aber nicht in jedem Fall eine Betroffenheit der Gebiete ausgeschlossen werden. Die Re-

gionalplanungsbehörde und Amprion befinden sich hierzu in einem engen Austausch. Im Zuge 

des weiteren Verfahrens strebt die Regionalplanungsbehörde eine Minimierung bzw. eine 

weitgehende Vermeidung noch bestehender Konflikte an. Mit Blick auf die besondere natio-

nale Bedeutung des Rhein-Main-Links für die Energieversorgung und die Transformation des 

Energiesystems gehen diese Belange mit einem besonderen Gewicht in die Abwägung ein. 

 

Derzeit sind folgende Konfliktsituationen zu erkennen: 

Nördlich des Brakeler Ortsteils Hembsen, südöstlich von Brakel-Erkeln, östlich von 

Willebadessen-Willegassen sowie westlich von Borgentreich-Großeneder kommt es zu Über-

lagerungen der zeichnerisch festgelegten Windenergiebereiche mit der Vorschlagstrasse des 

Rhein-Main-Link.  

 

Am 27.06.2024 wurde der Antrag auf Planfeststellung nach § 19 Netzausbaubeschleunigungs-

gesetz Übertragungsnetz (NABEG) a.F. bei der zuständigen Bundesnetzagentur gestellt. Der 

Vorhabenträger geht derzeit davon aus, dass im Rahmen der Feintrassierung der Antrags-

trasse im Zuge der Vorbereitung der Unterlagen gem. § 21 NABEG einhergehend mit einer 

Abstimmung zwischen den Betreibern der dann geplanten Windenergieanlagen und Amprion 

eine Nutzung der betroffenen Flächen für die widerstreitenden Planungen gewährleistet wer-

den kann. Dies gilt mit der Einschränkung, dass bei der zukünftigen Planung von Windener-

gieanlagen der Schutzstreifen der Erdkabeltrasse frei von Windenergieanlagen bleiben muss 
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und die erforderlichen technischen und betriebstechnischen Abstände gewahrt werden müs-

sen. Als Planungsprämisse geht der Vorhabenträger von einem Abstand von 35 m zum Fun-

dament der Anlage, ausgehend vom Rand des Schutzstreifens aus. Die Erdkabeltrasse und 

der Ausbau der Windenergie auf den betroffenen Flächen lassen sich jedoch in der Regel in 

Einklang bringen.  

 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass der Planungsträger davon ausgeht, 

dass bei einer geringen Beeinträchtigung der flächenhaften Ausnutzung der zeichnerischen 

Vorranggebiete durch die Vorhaben des Netzausbaus kein Zielkonflikt für die Ausweisung vor-

handen ist. Dabei ist anzumerken, dass bezüglich Erdkabelleitungen keine auf pauschalen 

Schutzabständen resultierenden Ausschlussflächen festgelegt wurden. Schutzstreifen für Erd-

kabelleitungen sind – selbst bei einer Bündelung mehrerer Erdkabelleitungen wie z.B. beim 

„Rhein-Main-Link“ – deutlich schmaler als bei Freileitungen. Eine Festlegung entsprechender 

Ausschlussflächen erfolgt deshalb sowie im Hinblick auf die Maßstabsebene des Regionalpla-

nes OWL nicht. 

 

Dabei gilt auch bei Planungen und Zulassungen für zukünftige Transportleitungen, dass diese 

mit der Vorrangnutzung des Gebietes vereinbar sind, wenn dadurch die Ausnutzbarkeit des 

Windenergiebereichs nicht beeinträchtigt wird. Eine Beeinträchtigung liegt dann nicht vor, 

wenn der Betreiber der Transportleitung durch Abstimmung mit den Betreibern der (geplanten) 

Windenergieanlagen nachweisen kann, dass aufgrund der Transportleitung die Errichtung wei-

terer, oder der Betrieb sowie die Änderung vorhandener Windenergieanlagen nicht wesentlich 

erschwert oder verhindert wird. 

Es wird ferner darauf hingewiesen, dass die Vorschlagstrasse (und Alternativen) im Antrag auf 

Planfeststellungsbeschluss nach § 19 NABEG a.F. mit einer Breite dargestellt werden, die 

einer realen Breite von 250 m entspricht. Diese schematische Darstellungsbreite übersteigt im 

Allgemeinen den tatsächlichen Platzbedarf zur Erdkabelverlegung deutlich. Im Standardfall 

des Regelgrabenprofils der offenen Bauweise beträgt die Gesamtschutzstreifenbreite für vier 

Systeme ca. 40 m. Die Arbeitsstreifenbreite beläuft sich auf ca. 75 m Breite. 

 

In Teilbereichen der Überlagerungen wird der Vorhabenträger nicht umhinkommen, aufgrund 

der konkreten räumlichen Situationen, Veränderungssperren nach § 16 Abs. 7 NABEG zu be-

antragen. Sobald diese final bestimmt sind wird die Regionalplanungsbehörde darüber infor-

miert werden.  

 

Mit Blick auf die angestrebte zügige Umsetzung der zeichnerisch festgelegten Windenergie-

bereiche sollten die konkreten Anlagenstandorte sowie die räumliche Verortung der dazuge-

hörigen Infrastruktur frühzeitig mit den Planungen für den Rhein-Main-Link abgestimmt wer-

den. 
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4. Umweltprüfung/ Natura 2000 Prüfung/ Artenschutzprüfung 

Gemäß § 8 Abs. 1 ROG ist für die 1. Änderung des Regionalplans OWL eine Umweltprüfung 

durchzuführen und als zentraler Bestandteil der Umweltprüfung ein Umweltbericht zu erarbei-

ten. In der Umweltprüfung sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der 1. 

Änderung des Regionalplans OWL und der in Betracht kommenden anderweitigen Planungs-

möglichkeiten auf die verschiedenen Schutzgüter 

• Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die bio-

logische Vielfalt, 

• Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 

• Kultur- und sonstige Sachgüter sowie 

• die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern (vergleiche § 8 Abs. 1 

Nr. 1 bis 4 ROG) zu ermitteln und im Umweltbericht frühzeitig zu beschreiben und zu 

bewerten. 

Die Umweltprüfung hat sich in Art und Umfang auf das zu beziehen, was nach dem gegen-

wärtigen Wissensstand und den allgemein anerkannten Prüfmethoden entsprechend der Maß-

stabsebene des Regionalplans angemessen ist. Die Erarbeitung der Unterlagen zur Umwelt-

prüfung erfolgte extern durch die Büros Kortemeier Brokmann Landschaftsarchitekten und 

Bosch & Partner Hannover. 

 

Aufgrund der Maßstabsebene des Regionalplans wird für die Umweltprüfung auf vorhandene 

umwelt- und raumbezogenen Daten- und Informationsgrundlagen zurückgegriffen. Eigenstän-

dige Erhebungen auf Regionalplanebene sind nicht vorgesehen. 

 

Gemäß § 8 Abs. 1 ROG ist zur Festlegung des Untersuchungsrahmens der Umweltprüfung 

und des Detaillierungsgrads der in den Umweltbericht nach Anlage 1 zu § 8 Abs. 1 ROG auf-

zunehmenden Informationen ein sogenanntes Scoping durchzuführen. In diesem Verfahrens-

schritt werden die öffentlichen Stellen beteiligt, deren Aufgabenbereich von den durch die 

Durchführung der 1. Änderung des Regionalplans OWL verursachten Umweltauswirkungen 

berührt werden können. In den Unterlagen zum Scoping erfolgte eine gezielte Abfrage über 

Daten zu windenergieempfindlichen Vogelarten. 

 

Das Konsultationsverfahren zum Scoping wurde mit Schreiben vom 22.03.2024 eingeleitet. 

Die Beteiligungsfrist endete am 22.04.2024. Innerhalb des Scopings wurden zahlreiche Hin-

weise für die Erstellung des Umweltberichts vorgebracht. Insbesondere in den Kreisen Pader-

born und Höxter lagen umfangreiche Kartierungsdaten zum Vorkommen windenergieempfind-

licher Arten vor. Des Weiteren sind von dem ehrenamtlichen Naturschutz umfassende Daten-

bestände zur Verfügung gestellt worden.  

 

Grundsätzlich werden der Planungsebene entsprechende räumlich hinreichend konkrete so-

wie raumbedeutsame Planfestlegungen, die mit hoher Wahrscheinlichkeit erhebliche nachtei-

lige Umweltauswirkungen hervorrufen können, vertieft geprüft. Bei den prüfrelevanten Festle-

gungen der Regionalplanänderung betrifft dies ausschließlich die zeichnerisch festgelegen 

Windenergiebereiche sowie die textlichen Ziele und Grundsätze, die neu oder geändert fest-

gelegt worden sind. 

 

Dabei erfolgt keine Differenzierung zwischen Neufestlegungen und Altfestlegungen, sondern 

es werden sämtliche Plangebiete der Windenergiebereiche, unabhängig von ihrem Planungs-

status und unabhängig von ihrer Größe der detaillierten Umweltprüfung unterzogen. 
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Im Rahmen der Umweltprüfung erfolgt – als eigenständiges Instrument – ebenfalls die Be-

trachtung der Belange des Artenschutzes. Im Rahmen der 1. Änderung des Regionalplans 

OWL werden entsprechend des Planungsgegenstandes vorrangig windenergieempfindliche 

Vogelarten bewertet. Die Einstufung einer Vogelart als windenergieempfindlich erfolgt auf der 

Grundlage der Klassifizierung der Anlage 1 im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie 

auf der Grundlage des nordrhein-westfälischen Leitfadens „Umsetzung des Arten- und Habi-

tatschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen in Nordrhein-

Westfalen“ - Modul A: Genehmigungen außerhalb planerisch gesicherter Flächen/Gebiete. 

 

Die Prüfung in Bezug auf die Betroffenheit windenergieempfindlicher Arten erfolgte entspre-

chend der rechtlichen Vorgaben auf der Grundlage vorhandener Datenquellen. Dabei sind alle 

vorliegenden Daten berücksichtigt worden, die sowohl nach der Qualität als auch der Aktualität 

geeignet sind. Wesentliche Datengrundlagen waren u.a.:  

1. Daten des LANUV: Das LANUV hat für die Windenergieplanung ein separates Aus-

wertungstool (im Folgenden: LANUV-Tool) entwickelt und zur Verfügung gestellt. Hier-

bei werden die in den Datenbanken des LANUV vorliegenden Informationen ausge-

wertet. Eine konkrete Verortung von Brutstandorten ist mit diesem System allerdings 

nicht möglich. 

 

2.  Im Rahmen des Scopings erfolgte bei Naturschutzverbänden, Biologischen Stationen 

und Naturschutzbehörden eine differenzierte Abfrage von vorliegenden Daten zu wind-

energieempfindlichen Arten. Dabei erfolgte auch eine Auswertung des Datenbanksys-

tems Ornitho.de, welches vom ehrenamtlichen Naturschutz geführt wird. Auf der Basis 

dieser Daten konnten räumlich konkret die Brutstandorte windenergieempfindlicher Vo-

gelarten verortet und deren „Nahbereiche“ abgrenzt werden.  

Nach § 45b Abs. 2 BNatSchG gilt, dass das Tötungs- und Verletzungsrisiko signifikant erhöht 

ist, wenn eine Windenergieanlage innerhalb des Nahbereiches eines Brutplatzes einer kollisi-

onsgefährdeten Brutvogelart betrieben wird. Dieses Risiko kann nach Maßgabe des § 45b 

Abs. 2 BNatSchG nicht durch fachlich anerkannte Schutzmaßnahmen unter die Signifikanz-

schwelle gesenkt werden. 

 

Außerhalb der Nahbereiche kann nach Maßgabe des BNatSchG davon ausgegangen werden, 

dass eine Verwirklichung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände durch Vermeidungs- 

und Minderungsmaßnahmen ausgeschlossen werden kann. 

 

Bei den im Planungsraum vorkommenden relevanten kollisionsgefährdeten Vogelarten liegt 

der artspezifisch in der Anlage 1 zu § 45b BNatSchG festgelegte Nahbereich zwischen 350 

und 500 m.  

 

Sofern sich die ermittelten Nahbereiche mit den geplanten Windenergiebereichen überlagert 

haben, sind die Windenergiebereiche entsprechend zurückgenommen worden. Eine Aus-

nahme bilden einzelne Flächen, die bereits durch bestehende Windenergieanlagen vorgeprägt 

bzw. vorbelastet sind. 

 

Auch die Belange des europäischen Gebietsschutzes müssen entsprechend der Ebene des 

Regionalplans behandelt werden. Daher werden bei einer möglichen Betroffenheit von Natura 

2000-Gebieten die Auswirkungen der Planungsabsicht auf die Erhaltungsziele und den 

Schutzzweck auf die jeweiligen Gebiete in einer separaten FFH-Verträglichkeitsprüfung be-

trachtet. Auf der Basis verschiedener fachlicher Kriterien (Erhaltungsziele, Lebensraumtypen, 
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windenergieempfindliche Arten) sind für die FFH-Gebiete differenzierte Abstandswerte von 75 

m bis max. 500 m definiert worden. 

Bei der Einhaltung dieser Abstandswerte werden erhebliche Beeinträchtigungen der FFH-

Gebiete ausgeschlossen. Auf der Grundlage der definierten Abstandswerte erfolgte eine 

Anpassung der Flächenkulisse der geplanten Windenergiebereiche. 

 

Zu den acht im Planungsraum gelegenen Vogelschutzgebieten (VSG) ist ein Abstandswert 

von 500 m vorsorglich festgelegt worden. Auch hier erfolgte eine gebietsspezifische Festle-

gung der Abstandswerte mit Blick auf eine vorsorgende Flächensicherung. Dieser Abstands-

wert trägt der herausragenden Bedeutung der VSG für den Erhalt der windenergieempfindli-

chen Vogelarten Rechnung. Die überwiegende Zahl der Vorkommen windenergieempfindli-

cher Vogelarten konzentriert sich auf die Vogelschutzgebiete.  

 

Auf der Grundlage der definierten Abstandswerte erfolgte eine Anpassung der Flächenkulisse 

der geplanten Windenergiebereiche. Ergänzend erfolgte für Windenergiebereiche im weiteren 

Umfeld eine FFH-Verträglichkeitsprüfung. Für Bereiche, bei denen erhebliche Beeinträchti-

gungen der Schutzziele nicht ausgeschlossen werden konnte, erfolgte eine Rücknahme der 

Flächen. 

 

Auf der Grundlage der Umweltprüfung in Verbindung mit der artenschutzrechtlichen Prüfung 

und der FFH-Verträglichkeitsprüfung erfolgte des Weiteren die Prüfung, welche Windenergie-

bereiche die Voraussetzung für die Festlegung als Beschleunigungsgebiet erfüllen. 

 

Nach Abschluss des Verfahrens wird neben der Begründung der Planaufstellung eine zusam-

menfassende Erklärung erstellt. Diese fasst zusammen, auf welche Art und Weise Umwelter-

wägungen in den Plan einbezogen wurden, wie der Umweltbericht sowie die Stellungnahmen 

und Einwendungen berücksichtigt wurden, aus welchen Gründen geprüfte Alternativen dem 

Plan nicht zugrunde gelegt wurden und welche Überwachungsmaßnahmen vorgesehen wur-

den. Diese Informationen werden nach Abschluss des Erarbeitungsverfahrens zur Einsicht für 

jedermann bei der Regionalplanungsbehörde und den Kreisen niedergelegt. 

 

Der Regionalrat Detmold und die Regionalplanungsbehörde machen sich die Ergebnisse der 

Umweltprüfung (vgl. Büro Kortemeier Brokmann Landschaftsarchitekten und Bosch & Partner 

Hannover) einschließlich der Natura 2000 Verträglichkeitsprüfung und der Artenschutzprüfung 

zu eigen und stützen ihre planerischen und abwägenden Entscheidungen darauf. Dazu wird 

auf die Anlage 5 zur Drucksache RR-3/2025 verwiesen.  

5. Darlegung von geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 

Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen  

Nach den Vorgaben der Anlage 1 zu § 8 Abs. 1 ROG sind neben der Beschreibung und Be-

wertung der Umweltauswirkungen Angaben zu geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Ver-

ringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen zu machen. Hierbei ist zu be-

rücksichtigen, dass für die Abgrenzung der Windenergiebereiche bereits im Zuge des Pla-

nungsprozesses für die 1. Änderung des Regionalplans OWL differenzierte Umweltkriterien 

bei der Auswahl der Plangebiete der Windenergiebereiche berücksichtigt worden sind, um 

nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt möglichst gering zu halten.  
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Im Rahmen der Planerarbeitung sind für die Natura 2000-Gebiete differenzierte Abstands-

werte definiert worden. Bei der Einhaltung dieser Abstandswerte werden erhebliche Beein-

trächtigungen der FFH-Gebiete ausgeschlossen. Auf der Grundlage der definierten Abstands-

werte erfolgte eine Anpassung der Flächenkulisse der geplanten Windenergiebereiche. 

 

Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung erfolgte auf der Grundlage vorliegender Daten 

eine Verortung von Brutplätzen sowie des jeweiligen Nahbereichs. Bei der Errichtung einer 

Windenergieanlage innerhalb des Nahbereichs kann das Tötungsrisiko auch durch 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme nicht unter die Signifikanzschwelle abgesenkt wer-

den.  

 

Sofern sich die ermittelten Nahbereiche mit den geplanten Windenergiebereichen überlagert 

haben, sind die Windenergiebereiche in der Regel entsprechend zurückgenommen worden. 

 

Darüber hinaus werden im Rahmen der vertieften Prüfung der Windenergiebereiche im Prüf-

bogen mögliche Maßnahmen bei der Prognose der Umweltauswirkungen berücksichtigt, so-

weit dies auf der Ebene der 1. Änderung des Regionalplans OWL möglich ist.  

 

Entsprechend § 28 Abs. 2 ROG des „Entwurfes eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 

(EU) 2023/2413 in den Bereichen Windenergie an Land und Solarenergie sowie für Energie-

speicheranlagen am selben Standort“ vom 09.09.2024 (BT-Drucksache 20/12785) sind im 

Rahmen der Ausweisung eines Beschleunigungsgebiets auch ergänzende Regeln für wirk-

same Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen festzulegt worden, um mögliche negative 

Auswirkungen der Windenergieanlagen auf  

 

• Erhaltungsziele nach § 7 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG,  

• besonders geschützte Arten nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG und  

• Bewirtschaftungsziele nach § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 

 

zu vermeiden oder, falls dies nicht möglich ist, erheblich zu mindern. 

 

Entgegen der ursprünglichen Einschätzung ist davon auszugehen, dass zum Zeitpunkt des 

Feststellungsbeschlusses der 1. Änderung des Regionalplans OWL das o.g. Gesetzgebungs-

verfahren nicht abschlossen sein wird. Damit fehlen verbindliche fachgesetzliche Grundlagen 

und Vorgaben auf nationaler Ebene für die Auswahl und die Festlegung von neu geplanten 

Windenergiebereichen als Beschleunigungsgebiete im Regionalplan OWL.  

 

Vor diesem Hintergrund werden im Regionalplan OWL nur die bereits kommunal ausgewiese-

nen Flächen als Beschleunigungsgebiet gekennzeichnet, die nach der fachlichen Einschät-

zung der Regionalplanungsbehörde die entsprechenden Voraussetzungen gem. § 6a WindBG 

voraussichtlich erfüllen.  

 

Die Festlegung von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen in den Beschleunigungsge-

bieten gem. § 6a WindBG richtet sich nach den fachgesetzlichen Bestimmungen. Die im Re-

gionalplan OWL einschließlich des Umweltberichtes aufgeführten Maßnahmen bilden hierzu 

eine maßgebliche fachliche Grundlage. 
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Durch den Grundsatz E 4 (Keine landschaftsökologische Aufwertung im engeren Wirkungsbe-

reich der Windenergiebereiche) soll sichergestellt werden, dass innerhalb der Windenergiebe-

reiche sowie im näheren Umfeld keine Habitatstrukturen entwickelt werden, durch die die At-

traktivität des Raumes für kollisionsgefährdete Arten erhöht wird. 

6. Ausweisung von Beschleunigungsgebieten  

In einem ersten Schritt ist geprüft worden, ob die kommunalen Windenergiegebiete, die im 

Rahmen der 1. Änderung des Regionalplans OWL als Windenergiebereiche festgelegt werden 

sollen, die Vorrausetzungen als gesetzlich festgelegte Beschleunigungsgebiete im Sinne des 

§ 6a WindBG erfüllen. Ausgewiesene Windenergiegebiete sind dann als Beschleunigungsge-

biet einzustufen, wenn sie außerhalb bestimmter Schutzgebietskategorien (im Planungsraum 

relevant: Naturschutzgebiete und Natura 2000-Gebiete) liegen und wenn bei der Planaufstel-

lung eine Umweltprüfung und – soweit erforderlich eine FFH-Verträglichkeitsprüfung – erfolgte. 

Dabei können insbesondere die Fragen, ob eine FFH-Verträglichkeitsprüfung erforderlich war 

und ob in diesem Fall dann auch im Rahmen der kommunalen Bauleitplanverfahren eine trag-

fähige Verträglichkeitsprüfung durchgeführt worden ist, auf der Ebene der Regionalplanung 

nicht für alle Flächen abschließend beantwortet werden. In den immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahren ist daher abschließend zu prüfen, ob die kommunalen Windenergie-

gebiete die gesetzlichen Voraussetzungen des § 6a WindBG erfüllen oder nicht. 

 

Der überwiegende Teil der kommunalen Flächen erfüllt diese Voraussetzungen und ist ent-

sprechend als gesetzlich festgelegtes Beschleunigungsgebiet (7.572 ha) zu klassifizieren.  

 

Die Regionalplanungsbehörde stützt diese Einschätzung u.a. auf die Auswertung von Unter-

lagen kommunaler Bauleitplanverfahren und Abfragen bei den Kommunen. 

 

In einem zweiten Schritt erfolgte auf der Grundlage der Umweltprüfung, der FFH-Verträglich-

keitsprüfung sowie der artenschutzrechtlichen Prüfung eine Bewertung für alle geplanten 

Windenergiebereiche (Potentialflächen), die nicht bereits als gesetzlich festgelegte Beschleu-

nigungsgebiete festgelegt sind, ob sie die Vorrausetzung für die Festlegung als Beschleuni-

gungsgebiet erfüllen und damit zwingend als Beschleunigungsgebiet auszuweisen sind.  

 

In diesem Planungsschritt erfolgte in Teilen eine Anpassung der Flächenkulisse (Potentialflä-

chen). Besonders konfliktträchtige Bereiche (z.B. Nahbereiche der Brutstandorte kollisionsge-

fährdeter Brutvogelarten, vorsorgliche Abstandsflächen zu Natura 2000-Gebiete) wurden da-

bei zurückgenommen.  

7. Alternativenprüfung 

Im Rahmen der Entwicklung des Kriteriensets und der Ableitung der Ausschlussflächen hat 

der Planungsträger mit Blick auf die Festlegungen im LEP NRW und unter Beachtung des § 2 

EEG folgende grundsätzliche Alternativen geprüft und in seine Planungsüberlegungen einge-

stellt. Dabei hat der Planungsträger auch berücksichtigt, dass die Planungsregion in den ver-

gangenen Jahren bereits einen substantiellen Beitrag zum Ausbau der Windenergie geleistet 

hat und viele Kommunen in ihren Flächennutzungsplänen, Flächen für die Windenergie aus-

gewiesen und damit planerisch gesichert haben.  

 

Bei allen Alternativen hat der Planungsträger auch berücksichtigt, dass das Verhältnis zwi-

schen der Landschaftsplanung bzw. den Landschaftsschutzgebietsverordnungen und der 

kommunalen Bauleitplanung nach der Feststellung des Flächenbeitragswertes ein anderes ist 
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als das im Zusammenwirken von Regional- und Landschaftsplanung. Für die kommunale Bau-

leitplanung führt dieses in der Regel zu einem erhöhten Anpassungs- und Abstimmungsbedarf 

sowie zu längeren Planungszeiträumen. Mit Blick auf den bislang erreichten Ausbaustand der 

Windenergie, dem hohen Anteil an Beschleunigungsflächen sowie der regionalplanerisch ge-

sicherten Flächenkulisse wird dieses unter Beachtung der bundes- und landesrechtlichen Vor-

gaben zum Ausbau der erneuerbaren Energien aber als vertretbar bewertet.  

7.1. Mögliche Inanspruchnahme von Bereichen für den Schutz der Natur (BSN) 

Das Ziel 10.2-8 LEP NRW eröffnet der Regionalplanung grundsätzlich die Möglichkeit Vor-

ranggebiete für die Windenergienutzung abweichend von den Zielen 7.2-2 und 7.2-3 LEP 

NRW auch in Bereichen für den Schutz der Natur festzulegen. Ausgenommen von der Mög-

lichkeit sind die besonders schutzwürdigen Bereiche der Naturschutzgebiete, Nationalparke, 

Nationale Naturmonumente und die Natura 2000-Gebiete. Der Planungsträger hat diese Mög-

lichkeit geprüft und in seine planerischen Überlegungen im Zusammenhang mit der Erarbei-

tung der 1. Änderung des Regionalplans OWL eingestellt.  

 
Tabelle 2: Bereiche für den Schutz der Natur (BSN) in OWL 

Kreis/ kreisfreie Stadt Bereiche für den Schutz der 
Natur (BSN)  

Anteil an der Gesamtfläche 
des Kreises bzw. der Stadt 
bzw. des 
Regierungsbezirks 

Stadt Bielefeld ca. 4.000 ha ca. 15 % 

Kreis Gütersloh  ca. 13.700 ha ca. 14 % 

Kreis Herford ca. 6.700 ha ca. 15 % 

Kreis Höxter ca. 25.000 ha ca. 21 % 

Kreis Lippe ca. 29.400 ha ca. 24 % 

Kreis Minden-Lübbecke ca. 24.600 ha ca. 21 % 

Kreis Paderborn ca. 39.900 ha ca. 32 % 

Gesamt OWL ca. 143.300 ha ca. 22 % 

 
Die BSN überlagern dabei zu großen Teilen Waldbereiche. Nach einer Auswertung der 

Regionalplanungsbehörde beträgt die Gesamtgröße der BSN, die in Waldbereichen (gem. Re-

gionalplan OWL) liegen, ca. 81.100 ha. Ca. 62.200 ha der BSN liegen damit außerhalb von 

regionalplanerisch gesicherten Waldbereichen.  

 

Die flächenmäßig höchsten Anteile von BSN innerhalb der Waldbereiche, finden sich im Kreis 

Paderborn (25.600 ha), gefolgt von den Kreisen Lippe (19.700 ha) und Höxter (16.500 ha). 

Die flächenmäßig höchsten Anteile von BSN außerhalb von Waldbereichen liegen im Kreis 

Minden-Lübbecke (14.600 ha), gefolgt von den Kreisen Paderborn (14.300 ha) und Lippe 

(9.700 ha). 

 

Nach dem LANUV-Fachbericht 142, Flächenanalyse Windenergie Nordrhein-Westfalen, erge-

ben sich durch die Einbeziehung der BSN insgesamt rd. 27.400 ha an zusätzlichem Potential. 

Davon entfallen rd. 12.300 ha auf den Kreis Höxter und rd. 9.300 ha auf den Kreis Paderborn. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass das Kriterienset des LANUV in Teilen deutlich von dem 

Kriterienset abweicht, welches der 1. Änderung des Regionalplans OWL zugrunde liegt. Den 

Berechnungen des LANUV-Fachberichts liegt insbesondere ein Abstand von 700 m zu Sied-

lungsbereichen zugrunde. Des Weiteren basiert die Potentialberechnung in Bezug auf die Ein-

beziehung der BSN zugleich auf dem Ansatz, dass Windenergiebereiche auch innerhalb von 

Nadelwaldflächen im Sinne des Ziels 10.2-6 des LEP NRW zulässig sind.  
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Auf der Basis des Kriteriensets, welches bei der 1. Änderung des Regionalplans OWL zu-

grunde gelegt wird, ergibt sich für die Planungsregion Detmold durch die Einbeziehung von 

BSN ein deutlich geringeres zusätzliches Potential (ca. 1.475 ha). Das größte Potential liegt 

dabei im Kreis Minden-Lübbecke (ca. 715 ha) gefolgt von den Kreisen Paderborn (ca. 419 ha) 

und Höxter (ca. 271 ha). Die Kreise Herford (ca. 0 ha), Gütersloh (ca. 6 ha), Lippe (ca. 63 ha) 

und die kreisfreie Stadt Bielefeld (ca. 0 ha) weisen dagegen deutlich geringere Potentialflächen 

im BSN auf. Bei der Berechnung der Flächenwerte sind mögliche Abzüge, die sich insbeson-

dere durch die Berücksichtigung des Artenschutzes sowie das Kriterium der umfassenden 

Wirkung ergeben können, noch nicht berücksichtigt.  

 

Mit Blick auf die Konsequenzen ergibt sich daraus ein größeres Gesamtpotential an möglichen 

Windenergiebereichen für den Planungsraum. Deutlich wird aber auch, dass neben dem Kreis 

Minden-Lübbecke die größten zusätzlichen Potentiale in den Kreisen Paderborn und Höxter 

liegen.  

 

Insbesondere in den Kreisen Höxter und Paderborn soll eine planerisch unerwünschte Über-

lastung einzelner Kommunen und Teilräume vermieden werden. In diesem Zusammenhang 

wurde auch bedacht, dass es dort neben der regionalplanerisch festgelegten Flächenkulisse 

eine nennenswerte Anzahl an Einzelanlagen und kommunal gesicherten Flächen gibt.  

 
Ein hohes Gewicht misst der Planungsträger dem Aspekt bei, dass die im Regionalplan OWL 

festgelegte BSN-Kulisse eine besondere Bedeutung für die Sicherung und die Entwicklung 

klimasensibler Arten, Biotope und Lebensräume hat. Regionalplanerisch geschützt werden 

damit die Arten und Lebensräume einschließlich der notwendigen Entwicklungspotentiale, die 

besonders von den Folgen des Klimawandels betroffen sind. Eine Inanspruchnahme dieser 

Flächen würde dazu führen, dass diese Flächen ihre vorhandenen und zu entwickelnden 

Funktionen nicht oder nur eingeschränkt wahrnehmen können. Verwiesen wird in diesem Zu-

sammenhang auf Tabelle 2 und die Erläuterungen im Fachbeitrag Naturschutz- und Landes-

pflege für die Planungsregion des Regierungsbezirks Detmold des LANUV aus dem Jahr 

2018. 

 

In Ziel 10.2-8 des LEP NRW wird den regionalen Planungsträgern die Möglichkeit eröffnet, die 

regionalplanerisch festgelegten BSN für die Windenergienutzung in Anspruch zu nehmen, so-

fern es sich nicht um Naturschutzgebiete, Natura 2000-Gebiete, Nationalparke oder Naturmo-

numente handelt. Die genannten Schutzkategorien bilden besonders schutzwürdige und 

schutzbedürftige Bereiche von Natur und Landschaft ab. Allerdings kann nicht der Umkehr-

schluss getroffen werden, dass BSN außerhalb dieser Schutzgebiete nur eine geringe Schutz-

würdigkeit aufweisen.  

Hierbei sind folgende Punkte zu berücksichtigen: 

 

Der Regionalplan OWL ist 2024 in Kraft getreten. Im Rahmen der Neuaufstellung des Regio-

nalplans OWL ist die Kulisse der BSN auf der Grundlage des Fachbeitrages Naturschutz und 

Landschaftspflege überarbeitet worden. Dabei sind auch Flächen erstmalig als BSN festgelegt 

worden. Mit Blick auf die regelmäßig langen Verfahrensdauern zur Aufstellung oder Änderung 

von Landschaftsplänen ist eine gem. Ziel F 12 (Sicherung und Entwicklung der Bereiche für 

den Schutz der Natur) des Regionalplans OWL gebotene Sicherung der Gebiete auf der nach-

folgenden Ebene nur mittel- bis langfristig zu erwarten.  

 

Das Ziel F 12 des Regionalplans OWL enthält zudem explizit nicht die Verpflichtung, die BSN 

ganz oder teilweise als Naturschutzgebiete zu sichern. Auch die ehemaligen Regionalpläne 
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Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld und Teilabschnitt Paderborn-Höxter hatten keine entspre-

chende Bindung enthalten. In Abwägung verschiedener Belange sind nachfolgend z.B. im 

Kreis Höxter die BSN im Rahmen der Landschaftsplanung zu überwiegenden Teilen nicht als 

Naturschutzgebiet, sondern als kleinräumige Landschaftsschutzgebiete gesichert worden.  

 

Berücksichtigt werden auch die Zielsetzungen der Verordnung (EU) 2024/1991 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.06.2024 über die Wiederherstellung der Na-

tur und zur Änderung der Verordnung (EU) 2022/869. Die Wiederherstellungsverordnung hat 

zum Ziel, die biologische Vielfalt in Europa langfristig zu erhalten. Dafür sind geschädigte Öko-

systeme wiederherzustellen und in einen guten Zustand zu versetzen. Die Verordnung zielt 

zudem darauf ab, die Widerstandsfähigkeit der Natur gegenüber dem Klimawandel und ande-

ren Belastungen zu erhöhen. Die Wiederherstellungsmaßnahmen sollen daher auch dem na-

türlichen Klimaschutz dienen. 

 

Ein zentraler Baustein besteht in der Sicherung eines funktionierenden Biotopverbundsys-

tems, umso den Artenaustausch zu ermöglichen. Die Verordnung fokussiert sich dabei im Be-

sonderen auf den Schutz und die Entwicklung der Natura 2000-Gebiete und deren Verbund. 

Die primäre Zielsetzung der Verordnung ist dabei nicht nur auf die Sicherung bereits schutz-

würdiger Landschaftsräume ausgerichtet, sondern umfasst im Besonderen die Entwicklung 

und die Wiederherstellung von geschädigten Ökosystemen.  

 

Ein weiterer wichtiger Baustein besteht darin, die entwässerten landwirtschaftlich genutzten 

Moorflächen zu renaturieren. Das LANUV hat als LANUV-Fachbericht 152 im Jahr 2024 das 

„Naturschutz-Fachkonzept zur Wiederherstellung von Mooren in Nordrhein-Westfalen 

Potenzialanalyse“ veröffentlicht. Als Ergebnis konnte insgesamt eine Maximalkulisse von rund 

23.260 ha Potenzialfläche zur Neuentwicklung und Wiederherstellung von Mooren in 

Nordrhein-Westfalen ermittelt werden, Davon liegen ca. 6.900 ha in der Planungsregion Det-

mold, der weit überwiegende Teil im Kreis Minden-Lübbecke (ca. 4.384 ha), gefolgt von dem 

Kreis Paderborn (ca. 1.332 ha). Dieses theoretische Potential stellt laut Fachbericht einen 

Suchraum für Maßnahmen zur Wiederherstellung oder Neuentwicklung von Mooren dar. Auf 

dieser Grundlage kann als endabgewogene Zielfestlegung der Ausschluss der Potentialflä-

chen nicht begründet werden.  

 

Nach der Studie des LANUV liegen 70 % der Potentialflächen innerhalb der Biotopverbund-

stufe 1. Die Flächen der Biotopverbundstufe bilden in der Planungsregion Detmold die Grund-

lage der Festlegung der BSN. Nach dem Plankonzept werden BSN für die Festlegung von 

Windenergiebereichen als Ausschlusskriterium definiert. Hierdurch erfolgt mittelbar auch eine 

umfassende Sicherung der Potentialflächen für die Sicherung und Wiederherstellung von 

Moorflächen in der Planungsregion Detmold. 

 

Berücksichtigt wurde ferner, dass der in Ziel 10.2-2 LEP NRW festgelegte Flächenbeitragswert 

für die Planungsregion Detmold auch ohne eine Inanspruchnahme der BSN erreicht werden 

kann und dass Kommunen gem. Ziel 10.2-8 LEP NRW nicht in BSN hineinplanen dürfen, 

nachdem die Feststellung des Flächenbeitragswertes gem. § 5 WindBG erfolgt ist.  

7.2. Mögliche Inanspruchnahme von Wald  

Der Waldanteil im Planungsraum beträgt ca. 24 %. In den unterschiedlichen Kreisen und der 

kreisfreien Stadt Bielefeld ist der Anteil der Waldbereiche an der Gesamtfläche unterschiedlich 

verteilt (s. Tabelle 3). Der Waldanteil in OWL liegt unter dem Landesdurchschnitt von ca. 27 % 

und dem Bundesdurschnitt von ca. 32 %. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Moor
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Tabelle 3: Waldbereiche in OWL 

Kreis/ kreisfreie Stadt Waldbereiche im Regional-
plan OWL  

Anteil an der Gesamtfläche 
des Kreises bzw. der Stadt 
bzw. des Regierungsbe-
zirks 

Stadt Bielefeld ca. 5.300 ha ca. 20 % 

Kreis Gütersloh  ca. 12.000 ha ca. 12 % 

Kreis Herford ca. 3.800 ha ca. 8 % 

Kreis Höxter ca. 35.400 ha ca. 30 % 

Kreis Lippe ca. 37.600 ha ca. 30 % 

Kreis Minden-Lübbecke ca. 12.400 ha ca. 11 % 

Kreis Paderborn ca. 36.500 ha ca. 29 % 

Gesamt OWL ca. 143.000 ha ca. 24 % 

 

Das Ziel 10.2-6 LEP NRW eröffnet der Regionalplanung und der kommunalen Bauleitplanung 

grundsätzlich die Möglichkeit regionalplanerisch festgelegte Waldbereiche für die Nutzung der 

Windenergie in Anspruch zu nehmen sofern es sich um Nadelwald handelt. Ausgenommen 

davon sind die besonders schutzwürdigen Bereiche der Naturschutzgebiete, Nationalparke, 

Nationale Naturmonumente und die Natura 2000-Gebiete. Der Planungsträger hat diese Mög-

lichkeit geprüft und in seine planerischen Überlegungen im Zusammenhang mit der Erarbei-

tung der 1. Änderung des Regionalplans OWL eingestellt. Berücksichtigt wurde zudem der 

Grundsatz 10.2-7 LEP NRW (Windenergienutzung in waldarmen Gemeinden). In waldarmen 

Gemeinden der Planungsregion kommt nicht nur dem Laub- und Mischwald, sondern auch 

dem Nadelwald eine hervorgehobene Bedeutung für den Freiraum, die Waldfunktionen, den 

Erhalt der biologischen Vielfalt und dem Biotopverbund zu. Berücksichtigt hat der Planungs-

träger auch die Urteile des BVerwG zu den Zielen 7.3-1 und 7.2-3 LEP NRW sowie den Erlass 

des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie (MWIKE) vom 14.09.2023.  

 
Eine Inanspruchnahme des Waldes im Rahmen der Festlegungen von Windenergiebereichen 

würde das Gesamtpotential für den Planungsraum prognostisch deutlich erhöhen. 

 

Nach Berechnung der Regionalplanungsbehörde würde die Einbeziehung der Waldflächen 

gem. Ziel 10.2-6 des LEP NRW ein zusätzliches Potential von 2.812 ha ergeben. Davon liegen 

534 ha in waldarmen Kommunen wie Borgentreich, Paderborn oder Borchen. Die größten zu-

sätzlichen Potentiale liegen im Kreis Höxter (ca. 1.745 ha), gefolgt vom Kreis Paderborn (ca. 

656 ha) und dem Kreis Lippe (ca. 329 ha). Auf kommunaler Ebene weist Willebadessen mit 

ca. 328 ha das größte Potential auf, gefolgt von den Kommunen Höxter (ca. 326 ha), Bad 

Driburg (ca. 286 ha), Lichtenau (ca. 225 ha) Brakel (ca. 193 ha), Borgentreich (ca. 187 ha) und 

Bad Wünnenberg (ca. 172 ha). 

 

Im Hinblick auf die Berücksichtigung des Grundsatzes 10.2-7 LEP NRW ist festzustellen, dass 

die Waldanteile in den drei waldarmen Kreisen Herford, Gütersloh und Minden-Lübbecke deut-

lich unter dem Wert von 20 % liegen. Der Planungsträger stellt in diesen Teilräumen sowie in 

den 39 waldarmen Kommunen die oben beschriebene Bedeutung des Waldes mit einem ho-

hen Gewicht in seine Planungsüberlegungen ein. Er erkennt aber auch an, dass eine Nutzung 

der Potentiale im Wald im Rahmen der Vorgaben des LEP NRW durch eine kommunale Posi-

tivplanung möglich ist. Im Regionalplan OWL sind die Waldflächenanteile der Kommunen in 

der Abb. 10 (Waldanteile) dargestellt. 
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Ein genereller Verzicht auf die regionalplanerische Festlegung von Windenergiebereichen im 

Wald ist mit Blick auf § 2 EEG und unter Berücksichtigung bzw. Beachtung der Festlegungen 

des LEP NRW möglich, da auch außerhalb des Waldes Potentialflächen in einer Größe zur 

Verfügung stehen, die die Erreichung des Flächenbeitragswertes gem. Ziel 10.2-2 LEP NRW 

ermöglichen. Der Planungsträger hat in der Abwägung mit anderen Raumnutzungsansprü-

chen und Raumfunktionen auch berücksichtigt, dass ein Ausschluss des Waldes zu einem 

erhöhten „Nutzungsdruck“ auf die verbleibende Flächenkulisse führt. Um diesen zu minimieren 

und mit Blick auf die generellen Nutzungsmöglichkeiten im Rahmen der Vorgaben des LEP 

NRW wurde auf die Festlegung eines Vorsorgeabstandes von 75 m zum Wald verzichtet. 

 
Insbesondere in den Kreisen Höxter und Paderborn soll zudem eine planerisch unerwünschte 

Überlastung einzelner Kommunen und Teilräume vermieden werden. In diesem Zusammen-

hang wurde auch bedacht, dass es dort neben der regionalplanerisch festgelegten Flächen-

kulisse eine nennenswerte Anzahl an Einzelanlagen und kommunal gesicherten Flächen gibt. 

 

Mit Blick auf die Stärkung und Sicherung der kommunalen Planungshoheit verlagert der Pla-

nungsträger die Entscheidungen über die Nutzung der Potentiale im Nadelwald auf die kom-

munale Planungsebene. Dieses sichert und stärkt die kommunale Planungshoheit und ist Aus-

druck des Gegenstromprinzips. Vor diesem Hintergrund wurde bei der Erarbeitung der 1. Än-

derung des Regionalplans OWL auch auf die Übernahme noch nicht abgeschlossener kom-

munaler Planverfahren und von Planungsüberlegungen der Kommunen und Projektentwick-

lern für Windenergie im Wald in den Regionalplan OWL verzichtet. 

 

Bei der Erarbeitung der 1. Änderung des Regionalplans OWL ist der Planungsträger davon 

ausgegangen, dass die zusätzlichen Potentiale durch eine Inanspruchnahme des Waldes zu 

einer Verstärkung und Ausweitung raumordnerischer Konflikte in den betroffenen Teilräumen 

führen würde. Dabei hat der Planungsträger auch berücksichtigt, dass der Wald in vielen Tei-

len der Planungsregion durch die Folgen des Klimawandels und den Borkenkäferbefall in ei-

nem besonderen Maße geschädigt ist. Dem Wiederaufbau der geschädigten Waldstandorte 

und der Entwicklung klimaangepasster Waldstandorte wird auf der Ebene der Regionalpla-

nung ein höheres Gewicht beigemessen als der Nutzung des Waldes durch Windenergie.  

 

Der Planungsträger hat zudem berücksichtigt, dass auch die Kalamitätsflächen – nach einer 

kurzen Übergangszeit – sowohl bezogen auf die Biodiversität als auch die landschaftsgebun-

dene Erholung eine hohe Bedeutung aufweisen können.  

 

Mit einem Privatwaldanteil von 63 % ist NRW das Land mit dem höchsten Privatwaldanteil in 

der Bundesrepublik Deutschland. Auch in der Planungsregion Detmold liegt nach den Daten 

des forstlichen Fachbeitrags der Schwerpunkt des Waldeigentums mit 51 % im Privatwald. 

Der Körperschaftswald ist insgesamt mit 27 % vertreten und der Bundeswald – in erste Linie 

auf militärischen Liegenschaften wie z.B. dem Truppenübungsplatz Senne – mit 5 %. Gerade 

im Privatwald sind dabei viele Flächeneigentümer mit kleineren Waldflächen vertreten. Durch 

die konzeptionelle Einbeziehung von Waldflächen in die Kulisse der Windenergiebereiche 

würde damit wirtschaftlich nur eine Teilmenge der Waldeigentümer profitieren. Die unterneh-

merischen und wirtschaftlichen Interessen mit Blick auf die notwendige Wiederaufforstung und 

die klimagerechte Waldumwandlung hat der Plangeber in seine abwägende Entscheidung ein-

gestellt und berücksichtigt. 

  

Ein umfassender Ansatz zum Ausgleich der wirtschaftlichen Einbußen durch Schadensereig-

nisse für alle Waldeigentümer ist durch die Festlegung von Windenergiebereichen im Rahmen 

der Regionalplanung damit nicht bzw. nur eingeschränkt möglich.  
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Ein entsprechender Ausgleich der Schäden, die Honorierung der ökologischen Leistung des 

Waldes, insbesondere auch für den Klimaschutz und die Klimaanpassungen sowie die Förde-

rung des Umbaus bzw. Neubegründung klimaresilienter Waldbestände ist eine gesamtgesell-

schaftliche Aufgabe. 

7.3. Abstände neu festgelegter Windenergiebereiche zu Siedlungen 

Im Zuge der Erarbeitung der 1. Änderung des Regionalplans OWL hat der Planungsträger 

auch eine Verringerung der Abstände von neu festgelegten Windenergiebereichen zu regio-

nalplanerisch festgelegten ASB sowie zu Wohngebäuden im Siedlungszusammenhang und 

Kur- und Klinikgebäuden von weniger als 1.000 m geprüft und in die planerische Entscheidung 

einbezogen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass geeignete, rechtswirk-

same kommunale Windenergiegebiete und bestehende Standorte entsprechend der Methodik 

zur Übernahme in den Regionalplan OWL einen geringeren Abstand als 1.000 m aufweisen 

können. Auf die Erläuterungen im Plankonzept und in der Begründung wird ergänzend verwie-

sen. Neben dem Aspekt der Geeignetheit wurde hier auch dem Vertrauensschutz in beste-

hende Planungen und bereits realisierte Standorte Rechnung getragen. Eine Verringerung des 

Abstandes von 1.000 m z.B. auf 700 m würde das Gesamtpotential im Planungsraum deutlich 

erhöhen.  

 
Der Planungsträger hat in der Abwägung mit anderen Raumnutzungsansprüchen und Raum-

funktionen auch berücksichtigt, dass eine Verringerung der Abstände zu einem erhöhten „Nut-

zungsdruck“ auf die verbleibende Flächenkulisse führt. Insbesondere in den Kreisen Höxter 

und Paderborn soll zudem eine planerisch unerwünschte Überlastung einzelner Kommunen 

und Teilräume vermieden werden. 

 
Ausdrücklich erkennt der Planungsträger auch die Möglichkeit an, dass die Kommunen im 

Rahmen der Positivplanung geringere Abstände als 1.000 m für geeignete und lokal akzep-

tierte Standorte nutzen können. Diese kommunalen Planungen können die regionalplanerisch 

festgelegte Flächenkulisse sinnvoll ergänzen. Mit Blick auf die Stärkung und Sicherung der 

kommunalen Planungshoheit verlagert der Planungsträger die Entscheidungen über geringere 

Abstände auf die kommunale Planungsebene. Dieses sichert und stärkt die kommunale Pla-

nungshoheit und ist Ausdruck des Gegenstromprinzips. Vor diesem Hintergrund wurde bei der 

Erarbeitung der 1. Änderung des Regionalplans OWL auch auf die Übernahme noch nicht 

abgeschlossener kommunaler Planverfahren und von Planungsüberlegungen der Kommunen 

und Projektentwicklern für Windenergie in den Regionalplan OWL verzichtet. 

 
Mit Blick auf den regionalplanerischen Maßstab von 1:50.000 und die damit einhergehende 

Bereichsunschärfe wird darauf hingewiesen, dass diese vor dem Hintergrund des § 2 EEG 

zugunsten des Ausbaus der Windenergie zu nutzen sind. Die Entscheidung darüber obliegt im 

Einzelfall der Regionalplanungsbehörde im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-

fahren. 

 

Auch wenn es kein primär raumordnerischer Belang ist, so ist es dem Planungsträger doch 

wichtig, dass die angestrebte Flächensicherung von Windenergiebereichen im Regionalplan 

OWL von einer breiten Akzeptanz der in der Region lebenden Menschen mitgetragen wird. 

Der Planungsträger stützt seine Annahme, dass mit einem zunehmenden Abstand auch die 

Akzeptanz für die Vorrangflächen und die Windenergieanlagen steigt auf eine Vielzahl an 

Rückmeldungen aus der kommunalen Familie und von Bürgerinnen und Bürgern. 
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7.4. Unterschiedliche Mindestflächengrößen  

Im Zuge der Erarbeitung der 1. Änderung des Regionalplans OWL hat der Planungsträger 

auch die planerischen Auswirkungen von unterschiedlich großen Mindestflächen berücksich-

tigt. Getragen sind die planerischen Überlegungen dazu von dem Ziel regionalplanerisch mög-

lichst große zusammenhängende Flächen zu identifizieren, um eine räumliche Bündelung von 

Windenergieanlagen zu erreichen (siehe auch Anlage 1 zum Aufstellungsbeschluss vom 

24.06.2024, Leitlinien für die erste Änderung des Regionalplans OWL, Drucksache RR-

6/2024).  

 

Eine Vergrößerung der Mindestflächengröße führt in der Tendenz zu einer Verringerung der 

Potentialfläche. Eine Verringerung der Mindestflächengröße führt prognostisch zu einer Ver-

größerung der Potentialfläche. Die Zusammenhänge sind dabei nicht linear und haben unter-

schiedliche Auswirkungen in den Teilräumen. Berücksichtigt werden muss zudem, dass die in 

den einzelnen Varianten identifizierten Potentialflächen nicht mit dem Kriterium der Vermei-

dung einer Umfassung von Ortschaften verschnitten worden sind. Dieses vom Planungsträger 

hoch gewichtete Kriterium, führt in der Regel zu einer Verringerung der Flächenkulisse.  

 

Ausdrücklich erkennt der Planungsträger die Möglichkeit an, dass die Kommunen im Rahmen 

der Positivplanung auch kleinere Flächen für geeignete und lokal akzeptierte Standorte nutzen 

können. Diese kommunalen Planungen können die regionalplanerisch festgelegte Flächenku-

lisse sinnvoll ergänzen. Mit Blick auf die Stärkung und Sicherung der kommunalen Planungs-

hoheit eröffnet und sichert der Planungsträger den Kommunen die Entscheidungen darüber. 

Dieses sichert und stärkt die kommunale Planungshoheit und ist Ausdruck des Gegenstrom-

prinzips. Vor diesem Hintergrund wurde bei der Erarbeitung der 1. Änderung des Regional-

plans OWL auch auf die Übernahme noch nicht abgeschlossener kommunaler Planverfahren 

und von Planungsüberlegungen der Kommunen und Projektentwicklern für Windenergie in den 

Regionalplan OWL verzichtet. 

7.5. Nullvariante 

Nach den bundesrechtlichen Vorgaben im WindBG sind die Länder verpflichtet bestimmte Flä-

chenziele für den Ausbau der Windenergie zu erreichen. Diese Vorgaben greift das Ziel 10.2-

2 des LEP NRW auf und legt fest, dass insgesamt mindestens 1,8 % der Landesfläche plane-

risch für den Ausbau der Windenergie zu sichern sind. Die sechs Planungsregionen werden 

in dem Ziel verpflichtet, Bereiche für die Nutzung der Windenergie als Vorranggebiete in den 

Regionalplänen in den im Ziel genannten Umfang festzulegen. Bei den dort festgelegten Wer-

ten handelt es sich um Mindestgrößen. In den Erläuterungen zu dem Ziel 10.2-2 LEP NRW 

wird ausgeführt, dass die Flächensicherung aus Klimaschutzgründen und für die bezahlbare 

Energieversorgung absolut erforderlich ist. Der LEP NRW beinhaltet in dem Grundsatz 10.2-5 

darüber hinaus Vorgaben für die zeitliche Ausgestaltung der Verfahren. Im Ziel 10.2-2 LEP 

NRW wird ein eindeutiger Planungsauftrag für die Regionalplanung definiert. Demnach würde 

eine Nullvariante gegen das o.g. Ziel verstoßen.  

 
Mit Blick auf die planerischen und baurechtlichen Auswirkungen einer Nullvariante zeichnen 

sich insbesondere folgende Entwicklungen ab: 

 

• Spätestens zum 31.12.2027 würden die Folgen des § 245e Abs. 1 u. § 249 Abs. 7 

BauGB eintreten. D.H. die dann noch bestehenden Flächennutzungspläne mit Aus-

schlusswirkung würden ihre „konzentrierende Wirkung“ verlieren. Sie bleiben als soge-

nannte Positivflächen aber bestehen.  
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• Die von den Kommunen im Rahmen ihrer Planungshoheit angestrebte Steuerung und 

Lenkung der Windenergieanlagen auf Flächen, mit einem geringen oder keinem Kon-

fliktpotential würde zukünftig entfallen. In den Kommunen werden Windenergieanlagen 

dann nach § 35 BauGB privilegiert zulässig. Die Rechtswirkungen des § 249 Abs. 2 

BauGB würden in diesem Falle nicht eintreten. 

• Im Sinne einer vorsorgenden und nachhaltigen Raumentwicklung würde ein ungelenk-

ter und ungesteuerter Ausbau der Windenergie zu einer Erhöhung der Raumnutzungs-

konflikte führen. Wichtige Schutzgüter und Raumfunktionen würden dadurch beein-

trächtigt. Dieses wird z.B. aus den Darlegungen und Bewertungen im Umweltbericht 

deutlich.  

• Beschleunigungsmöglichkeiten im Genehmigungsverfahren, die an die Festlegung der 

Windenergiebereiche im Regionalplan und das Erreichen des Flächenbeitragswertes 

geknüpft sind, können nicht genutzt werden. Dieses würde den angestrebten zügigen 

Ausbau der Windenergie behindern. 

 
Gemäß Anlage 1 zu § 8 Abs. 1 ROG sind neben der Beschreibung und Bewertung der Um-

weltauswirkungen Angaben zu in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten 

zu machen, wobei die Ziele und der räumliche Geltungsbereich des Raumordnungsplans zu 

berücksichtigen sind. 

 

Im Zuge der Umweltprüfung für die 1. Änderung des Regionalplans OWL werden insbeson-

dere für die vertieft zu prüfenden Windenergiebereiche, für die voraussichtlich erhebliche Um-

weltauswirkungen zu prognostizieren sind, anderweitige Planungsmöglichkeiten geprüft und 

innerhalb des Prüfbogens dokumentiert.  

 

Sofern erforderlich, werden hier gegebenenfalls auch Flächen in die Bewertung einbezogen, 

die zum Beispiel die Flächengröße von 10 ha unterschreiten. 

 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass bereits im Zuge des Planungsprozesses beziehungsweise 

der Ermittlung der Lage sowie der Abgrenzung der Windenergiebereiche, neben der Eignung 

des Raumes für die Windenergienutzung auch umweltbezogene Kriterien herangezogen wer-

den, um nachteilige Umweltauswirkungen möglichst gering zu halten. 

8. Raumordnerische Bewertung der Planungsabsicht – Vereinbarkeit mit den 

Erfordernissen der Raumordnung  

Im Folgenden wird die Vereinbarkeit der 1. Änderung des Regionalplans OWL mit den Erfor-

dernissen der Raumordnung überprüft. Dieses erfolgt auch mit Blick darauf, dass für die Be-

rücksichtigung kommunaler Windenergieplanungen, der bestehenden Windenergiestandorte 

und der Identifizierung neuer Potentialflächen unterschiedliche Kriteriensets zur Anwendung 

gekommen sind. 

 

Als Erfordernisse der Raumordnung gelten gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 ROG Ziele der Raumord-

nung, Grundsätze der Raumordnung und sonstige Erfordernisse der Raumordnung.  

 

Für die 1. Änderung des Regionalplans OWL relevante Erfordernisse der Raumordnung erge-

ben sich primär aus dem LEP NRW, dem Regionalplan OWL und der Verordnung über die 

Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz 

(Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz - BRPH). Darüber hinaus erfolgte auch eine 

Berücksichtigung der in § 2 ROG enthaltenen und im LEP NRW konkretisierten Grundsätze 
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der Raumordnung. Vertiefende Anforderungen ergeben sich aufgrund des hohen 

Abstraktionsgrades der Grundsätze der Raumordnung in § 2 ROG hingegen nicht.  

 

Erfordernisse der Raumordnung stehen der 1. Änderung des Regionalplans OWL nicht 

entgegen.  

8.1. Vereinbarkeit mit allgemeinen Zielen, Grundsätzen und sonstigen 

Erfordernissen der Raumordnung  

Grundsätze im Kapitel 10.1 LEP NRW - Energiestruktur 

Die 1. Änderung des Regionalplans OWL trägt den im Kapitel 10.1 des LEP NRW enthaltenen 

Grundsätzen 10.1-1, 10.1-2 und 10.1-3 durch die (erstmalige) Festlegung von Windenergie-

bereichen im Regionalplan OWL Rechnung.  

 

Ziel 10.2-2 LEP NRW - Vorranggebiete für die Windenergienutzung 

Mit der 1. Änderung des Regionalplans OWL werden Windenergiebereiche in einer Größe von 

14.090 ha als Vorranggebiete gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG zeichnerisch festgelegt. Der Um-

fang der zeichnerisch festgelegten Windenergiebereiche im Regionalplan OWL steht damit im 

Einklang mit den Vorgaben des Ziels 10.2-2 LEP NRW. Für die Planungsregion Detmold ist in 

dem Ziel 10.2-2 LEP NRW ein Flächenbeitragswert von mindestens 13.888 ha festgelegt. Die-

ser Wert wird um 202 ha überschritten. Das entspricht einem Anteil von 1,45 % des zu erbrin-

genden Flächenbeitragswertes nach dem LEP NRW. Der Regionalrat hat sich abwägend mit 

dieser eher geringfügigen Überschreitung des Flächenbeitragswertes auseinandergesetzt. 

Dabei hat er berücksichtigt, dass bei einer Änderung des Kriteriensets (z.B. Inanspruchnahme 

von Wald und BSN sowie einer Verringerung des Abstandes zu Siedlungen) deutlich mehr 

Potenzialflächen für den Ausbau der Windenergie in der Planungsregion zur Verfügung stehen 

würden (vgl. LANUV-Fachbericht 142, Flächenanalyse Windenergie Nordrhein-Westfalen).  

 

Mit Blick auf die Sicherung und die Stärkung der kommunalen Planungshoheit, die Vermei-

dung bzw. die Minimierung von weiteren Raumnutzungskonflikten sowie die Stärkung der Ak-

zeptanz des Ausbaus der Windenergie bewertet der Regionalrat die Überschreitung als ange-

messen, verhältnismäßig und damit als vertretbar. Zudem stellt die Überschreitung sicher, 

dass bei geringfügigen Umsetzungsschwierigkeiten der Flächenbeitragswert für die Planungs-

region dennoch eingehalten werden kann. Ergänzend wird hier auf die Ausführungen zum 

Monitoring und zur kommunalen Positivplanung verwiesen. 

 

Auch mit Blick auf die Vorgaben des § 2 EEG ist die eher geringfügige Überschreitung des 

Flächenbeitragswertes vertretbar. Die Umsetzung der Flächenziele durch die Ausweisung ent-

sprechender Windenergiebereiche im Regionalplan OWL sichert den Ausbaupfad zur Kli-

maneutralität und ist daher konform mit der Zielsetzung des § 2 EEG. Der abwägende Aus-

schluss weiterer Flächen stellt mit Blick auf die konkurrierenden raumordnerischen Belange 

den Ausbaupfad zur Klimaneutralität damit nicht in Frage, sondern sichert diesen raumordne-

risch weiterhin verträglich ab. Berücksichtigt hat der Regionalrat in diesem Zusammenhang 

auch, dass die Region schon einen erheblichen Beitrag zum Ausbau der Windenergie geleistet 

hat und auch durch ergänzende kommunale Positivplanung und das Repowering leisten wird. 

Ferner wurde auch berücksichtigt, dass in der Potentialstudie des LANUV (vgl. Fachbericht 

142, Flächenanalyse Windenergie Nordrhein-Westfalen) für die Planungsregion Detmold ein 

deutlich größeres Potential von ca. 23.152 ha (ohne BSN) und 27.412 ha (mit BSN) ermittelt 

worden ist. Hingewiesen wird in diesem Zusammenhang auf die Aufgabenstellung der v.g. 

Potentialstudie. In dem Kapitel Fazit wird zudem darauf hingewiesen, dass die dargestellten 

Ausschlusskriterien dieser landesweiten Flächenanalyse keine verbindliche Vorgabe für 
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regionale Planungskonzepte darstellen. Die Berücksichtigung der jeweiligen Gegebenheiten 

und regionaler bzw. lokaler Besonderheiten in den sechs Planungsregionen erfordert eine 

Konkretisierung, Anpassung und Ergänzung des in dieser Studie verwendeten Ansatzes. Die-

ser kann als eine Grundlage für Überlegungen auf Ebene der Regionalplanung dienen, muss 

jedoch nicht für alle Aspekte in der Form übernommen werden. Der Regionalrat hat sich bei 

seiner planerischen Entscheidung bewusst für eine eigenes regionalplanerisches Kriterienset 

entschieden. Mit Blick auf die Sicherung kommunaler Planungsspielräume, die Vorgaben aus 

dem LEP NRW (Stichtag 31.12.2032) und die angestrebte Minimierung- bzw. Vermeidung von 

Raumnutzungskonflikten hat der Regionalrat sich für eine festgelegte Flächenkulisse entschie-

den, die auch mit Blick auf § 2 EEG deutlich unter der Potentialstudie das LANUV liegt. Ein 

schneller Ausbau der Windenergie mit Blick auf die Erreichung der Klimaziele wird auch 

dadurch gefördert, dass ein großer Teil der regionalplanerisch gesicherten Flächenkulisse (ca. 

53,7 % der Gesamtkulisse) die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt, um als Beschleuni-

gungsgebiet im Sinne des § 6a WindBG eingestuft zu werden. 

 

In der Planung wurde ferner berücksichtigt, dass die räumliche Verteilung der Windenergiebe-

reiche in der Planungsregion nicht gleichmäßig erfolgt. Der Anteil der Windenergiebereiche in 

den beiden Kreisen Höxter und Paderborn an der im Regionalplan OWL festgelegten Flächen-

kulisse beträgt zusammen ca. 88,9 %.  

 

Die räumliche Verteilung der festgelegten Windenergiebereiche in der Planungsregion gründet 

sich u.a. auf den sehr unterschiedlichen siedlungsstrukturellen und naturräumlichen Voraus-

setzungen in den einzelnen Teilräumen. Dieses belegt auch die Potenzialstudie des LANUV 

(vgl. Fachbericht 142, Flächenanalyse Windenergie Nordrhein-Westfalen). Mit Blick auf alter-

native Planungsüberlegungen hat sich zudem gezeigt, dass beispielsweise eine Inanspruch-

nahme des Waldes, von BSN und eine Verringerung der Abstände zu Wohngebäuden im 

Siedlungszusammenhang und zu Wohngebäuden außerhalb des Siedlungszusammenhangs 

in den beiden Kreisen zu einer überproportionalen Erhöhung der Potenzialflächen für Wind-

energiebereiche im Vergleich zu anderen Kreisen führen würde. Eine grundsätzlich andere 

und damit gleichmäßigere Verteilung der Windenergiebereiche über die Gesamtregion würde 

durch eine Veränderung des Kriteriensets in diesem Sinne damit nicht erreicht. Eine räumliche 

Konzentration der Windenergiebereiche in den Kreisen Höxter und Paderborn gründet sich 

zudem auf die Übernahme geeigneter, bereits bauleitplanerisch gesicherter kommunaler Flä-

chen und von Bestandsanlagen (vgl. Planungskonzept - Prüfschritt 1). In beiden vorgenannten 

Kreisen sind ca. 7.685 ha bereits kommunal ausgewiesene Windenergiebereiche als geeignet 

bewertet und in den Regionalplan OWL übernommen worden (als Rotor-außerhalb-Fläche). 

Erhöht wird diese Fläche noch durch die zur Übernahme geeigneten Bestandsanlagen.  

 

Berücksichtigt wurde auch, dass der Anteil der im Regionalplan OWL festgelegten Windener-

giebereiche für die Kommunen in den beiden Kreisen aber deutlich unter 15 % an der jeweili-

gen Gesamtfläche (vgl. Erläuterungen zum Grundsatz 10.2-11 LEP NRW (Inanspruchnahme 

von Kommunen mit Windenergiebereichen)) liegt. Die Spannbreite der festgelegten Windener-

giebereiche an der Gesamtfläche je Kommune liegt im Kreis Höxter zwischen 2,1 % (Höxter) 

und 11,6 % (Willebadessen) und im Kreis Paderborn zwischen 0,0 % (Hövelhof) und 9,7 % 

(Borchen). 

 

Im Ziel 10.2-2 LEP NRW ist zudem geregelt, dass die Vorranggebiete für die Windenergie als 

Rotor-außerhalb Flächen festzulegen sind. Dieser Vorgabe wird im Regionalplan OWL mit 

dem Ziel E 3 entsprochen.  
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Angerechnet werden gem. § 4 Abs. 1 WindBG nur die zeichnerisch festgelegten Windenergie-

bereiche der 1. Änderung des Regionalplans OWL (vgl. § 2, 3 WindBG und Ziel 10.2-2 LEP 

NRW und Anlage 2 und Anlage 7). Flächen außerhalb der regionalplanerisch festgelegten 

Windenergiebereiche werden damit nicht angerechnet. Entsprechend der Vorgaben aus dem 

WindBG und dem LEP NRW werden alle Windenergiebereiche mit Blick auf deren Anrechen-

barkeit zudem als Rotor-außerhalb-Fläche und ohne Höhenbeschränkung festgelegt. 

 

Ziel 10.2-3 LEP NRW - Unvereinbarkeit von Höhenbeschränkungen mit Windenergiebe-

reichen 

Gemäß Ziel 10.2-3 LEP NRW sind Höhenbeschränkungen mit den nach Ziel 10.2-2 LEP NRW 

festgelegten Windenergiebereichen nicht vereinbar. Die 1. Änderung des Regionalplans OWL 

enthält demnach keine Höhenbeschränkungen für Windenergiebereiche. Diese Vorgabe wird 

im Regionalplan OWL in dem Ziel E 2 dahingehend umgesetzt und konkretisiert, dass inner-

halb der Windenergiebereiche und in einem Umkreis von 75 m um die Windenergiebereiche 

herum, bauleitplanerische Bestimmungen zur Höhenbegrenzung unzulässig sind. Eine Ver-

einbarkeit mit dem Ziel 10.2-3 LEP NRW ist somit gegeben.  

 

Grundsatz 10.2-5 LEP NRW - Landes- und Regionalplanung parallel durchführen 

Entsprechend des Grundsatzes 10.2-5 LEP NRW sollen die Regionalplanverfahren zur Fest-

legung der Flächenziele parallel zur Änderung des LEP NRW durchgeführt werden. Dabei soll 

das Beteiligungsverfahren nach § 9 Abs. 2 ROG bereits im Jahr 2024 abgeschlossen sein und 

ein Abschluss der Verfahren im Jahr 2025 erfolgen. Beiden zeitlichen Vorgaben aus dem 

Grundsatz wird mit Blick auf das bisherige Verfahren und den Feststellungsbeschluss am 24. 

März 2025 entsprochen. Eine Berücksichtigung des Grundsatzes 10.2-5 LEP NRW liegt vor.  
 

Grundsatz 10.2-9 LEP NRW - Berücksichtigung bestehender Windenergiestandorte und 

kommunaler Windenergieplanungen  

Grundsatz 10.2-11 LEP NRW - Inanspruchnahme von Kommunen mit 

Windenergiebereichen  

Die Planungsregion Detmold weist bereits eine hohe Anzahl von bestehenden Windenergie-

standorten auf. Des Weiteren sind über die kommunale Bauleitplanung bereits zahlreiche Flä-

chen für Windenergie über kommunale Windenergieplanungen abgesichert. Wie zuvor darge-

legt, erfolgte bei der Ermittlung der potenziellen Windenergiebereiche eine vertiefte Auseinan-

dersetzung mit bestehenden Windenergiestandorten und kommunalen Windenergieplanun-

gen. Dabei wurden anhand des Grundsatzes 10.2-9 LEP NRW Kriterien entwickelt, um die 

kommunalen Flächen und bestehenden Windenergiestandorten als geeignet zur Übernahme 

als Windenergiebereich einstufen zu können. Darüber hinaus erfolgte im Rahmen des dritten 

Prüfschrittes eine Auseinandersetzung mit der Umfassung von Ortschaften, wodurch eine 

Überlastung einzelner Ortschaften vermieden bzw. minimiert werden soll. Durch diese Metho-

dik wird den im Grundsatz 10.2-11 LEP NRW dargelegten kommunalen Belangen hinsichtlich 

der Vermeidung einer Überlastung Rechnung getragen. In der 1. Änderung des Regionalplans 

OWL ist keine Kommune mit mehr als 12 % ihrer Fläche durch die Festlegung von Windener-

giebereichen betroffen. Folglich wird die in den Erläuterungen zum Grundsatz 10.2-11 LEP 

NRW genannte Obergrenze von 15 % unterschritten. Eine Berücksichtigung der Grundsätze 

10.2-9 und 10.2-11 LEP NRW liegt somit vor. Im Übrigen wird auf das Kapitel 3.3 (Überlastung 

einzelner Räume vermeiden) verwiesen.  

 

Ziel 10.2-10 LEP NRW - Monitoring der Windenergiebereiche 

In dem Ziel ist geregelt, dass die Windenergiebereiche im Hinblick auf die technische Entwick-

lung und die Ausnutzbarkeit zur Energieerzeugung turnusgemäß zu prüfen und fortzuschrei-
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ben sind. Nach den Erläuterungen zum LEP NRW richtet sich dieses Ziel an die Landespla-

nungsbehörde. Eine Evaluation soll dabei alle 5 Jahre erfolgen. Mit Blick auf die Abwägungs-

vorschläge erachtet der Regionalrat es für sinnvoll, dass Monitoring auf der Ebene des Landes 

durch ein regionales Monitoring für die Planungsregion zu ergänzen. Dieses Monitoring zielt 

darauf, die Umsetzung der im Regionalplan festgelegten Windenergiebereiche weiter im Blick 

zu behalten, um ggf. frühzeitig nachsteuern zu können. Vor diesem Hintergrund wird die Re-

gionalplanungsbehörde beauftragt, zwei Jahre nach der Feststellung des Flächenbeitragswer-

tes, einen ersten Bericht über den Stand der Umsetzung der festgelegten Windenergieberei-

che bzw. über Hemmnisse bei der Umsetzung zu geben. Die 1. Änderung des Regionalplans 

OWL ist mit dem zuvor genannten Ziel vereinbar.  

8.2. Vereinbarkeit mit fachspezifischen Zielen, Grundsätzen und sonstigen 

Erfordernissen der Raumordnung  

Ziel 10.2-12 LEP NRW - Windenergienutzungen in Industrie- und Gewerbegebieten 
Das Ziel richtet sich insbesondere an die kommunale Bauleitplanung und nicht an die Regio-
nalplanung. Das Ziel 10.2-12 LEP NRW steht dem Plankonzept und der 1. Änderung des Re-
gionalplans OWL nicht entgegen.  
 
Unzerschnittene Verkehrsarme Räume  
Als unzerschnittene verkehrsarme Räume (UZVR) werden Landschaftsräume typisiert, die 

nicht durch Elemente wie Straßen, Kanäle oder Bahnstrecken zerschnitten werden. Straßen 

werden dabei ab einer Verkehrsdichte von 1.000 Kraftfahrzeugen/Tag berücksichtigt. Die Er-

haltung dieser Räume dient insbesondere der Sicherung des Biotopverbundes. Aber auch für 

das Naturerleben der Bevölkerung und die Erholungsqualität ist es wichtig, Räume zu sichern, 

die großflächig unzerschnitten und damit zugleich auch in weiten Teilen frei von Verkehrslärm 

sind. Das ROG legt in § 2 Abs. 2 fest, dass die weitere Zerschneidung der freien Landschaft 

und von Waldflächen soweit wie möglich zu vermeiden ist. Im BNatSchG ist der Erhalt weitge-

hend unzerschnittener Landschaftsräume als zentrales Ziel formuliert (§ 1 Abs. 5 BNatSchG). 

Der LEP NRW trifft im Grundsatz 7.1-3 (Unzerschnittene verkehrsarme Räume) die Vorgabe, 

eine weitere Zerschneidung der Landschaft zu vermeiden. Vor dem Hintergrund der ausge-

prägten Zerschneidung der Landschaft in NRW legt der LEP NRW im Grundsatz 7.1-3 (Un-

zerschnittene verkehrsarme Räume) fest, dass insbesondere unzerschnittene verkehrsarme 

Räume ab einer Flächengröße von 50 km2 nicht durch eine linienhafte Verkehrsinfrastruktur 

zerschnitten werden sollen. Ergänzende Festlegungen zur Berücksichtigung der UZVR bei 

dem Ausbau der Windenergie werden im Rahmen der 2. Änderung des LEP NRW nicht ge-

troffen.  

 
Die Karte in Abbildung 7 (Kapitel 2.2) des Regionalplans OWL veranschaulicht, dass der Pla-

nungsraum durch eine starke Zerschneidung der Landschaft geprägt ist. Dies gilt insbeson-

dere für den nördlichen Bereich des Planungsraumes, während sich die größeren UZVR im 

Süden/Südosten konzentrieren.  

 

Im Regionalplan OWL werden die textlichen Festlegungen des LEP NRW durch die 

Grundsätze F 3 (Überwindung bestehender oder geplanter Zäsuren) und F 4 (Verkehrsarme 

Räume an der Landesgrenze zu Hessen und Niedersachsen) ergänzt. 

 

Plankonzept 

Im Plankonzept werden die unzerschnittenen verkehrsarmen Räume nicht gesondert berück-

sichtigt. Die Festlegung der UZVR als Ausschlusskriterium für die Festlegung von Windener-

giebereichen erfolgt nicht. Vor dem Hintergrund des § 2 EEG wird dem Ausbau der Windener-

gie Vorrang vor der Freihaltung der UZVR von Windenergieanlagen gegeben. Berücksichtigt 
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wurde dabei auch, dass innerhalb der UZVR an verschiedenen Stellen Windenergieanlagen 

bereits errichtet wurden und damit in vielen Bereichen eine Vorprägung dieser Teilräume vor-

liegt.  

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen zur Erhaltung der UZVR gegeben.  

 
Bodenschutz 
Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG ist der Raum hinsichtlich der Funktionsfähigkeit der Böden zu 

entwickeln, zu sichern oder, soweit möglich und angemessen, wiederherzustellen. Neben die-

ser Festlegung, die unmittelbar den Schutz der Böden betrifft, beziehen sich viele andere Re-

gelungen mittelbar auf den Schutz der verschiedenen Bodenfunktionen.  

 

Der LEP NRW trägt insbesondere mit seinen Festlegungen zur Freiraumsicherung und zu ei-

ner sparsamen und am Bedarf orientierten Inanspruchnahme von Freiraum zur Erhaltung der 

Böden bei. Konkrete Festlegungen zum Bodenschutz enthält der Grundsatz 7.1-4 LEP NRW 

(Bodenschutz). In diesem Grundsatz wird aufgeführt, dass bei allen raumbedeutsamen Pla-

nungen und Maßnahmen die Leistungsfähigkeit, Empfindlichkeit und Schutzwürdigkeit der Bö-

den zu berücksichtigen ist.  

 

Der BRPH legt in Ziel II 1.3 fest, dass bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen das 

natürliche Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögen des Bodens, soweit es hoch-

wassermindernd wirkt und Daten über das Wasserhaltevermögen des Bodens bei öffentlichen 

Stellen verfügbar sind, zu erhalten ist oder in einem räumlichen und funktionalen Zusammen-

hang auszugleichen ist.  

 

Die Regionalplanung trägt fachübergreifend zum Bodenschutz bei, indem sie die Nutzungsan-

sprüche an den Boden koordiniert und Flächen auch unter dem Gesichtspunkt der Leistungs-

fähigkeit und Schutzwürdigkeit von Böden für unterschiedliche Nutzungen sichert. Jeder un-

versiegelte Boden erbringt Leistungen im Naturhaushalt und ist damit schützenswert. Einzelne 

Böden erfüllen jedoch in besonders hohem Maß Funktionen im Naturhaushalt. Diese Böden 

sind daher besonders schutzwürdig. Eine wichtige Planungsgrundlage zum Schutz wertvoller 

Böden ist die vom Geologischen Dienst NRW (GD) 2017 als Bodenschutzfachbeitrag für die 

Regionalplanung erarbeitete Karte der schutzwürdigen Böden. Hinsichtlich der Charakteristika 

und der besonderen Funktionen der Böden wird auf den zuvor genannten Fachbeitrag verwie-

sen.  

 

Im Rahmen der Umweltprüfung wird das Schutzgut Boden als Kriterium erfasst und bewertet. 

 

Plankonzept 

Das Vorkommen von schutzwürdigen Böden wird nicht als Ausschlusskriterium herangezo-

gen.  

 

Dabei wurde berücksichtigt, dass schutzwürdige Böden mit hoher natürlicher Fruchtbar-

keit/Regler- und Pufferfunktion sowie Böden mit einem hohen Biotopentwicklungspotential zu-

sammen ca. 30 % der Flächen im Planungsraum umfassen. Allein aufgrund dieses hohen 

Flächenanteils ist die Festlegung als Ausschlusskriterium nicht sachgerecht. Vor dem Hinter-

grund des § 2 EEG wird dem Ausbau der Windenergie Vorrang vor einer Sicherung der schutz-

würdigen Böden gegeben. 
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Die Beeinträchtigungen, die sich durch Windenergieanlagen ergeben, sind nach dem Flächen-

umfang eher punktuell. Die Errichtung der Windenergieanlage einschließlich der damit ver-

bundenen Zuwegungen und Leitungen führt auf den betroffenen Flächen unweigerlich zu ei-

nem Verlust beziehungsweise einer deutlichen Einschränkung der Bodenfunktionen. 

 

Böden mit Archivfunktion sind im Planungsraum mit geringen Flächenanteilen vertreten. Diese 

Böden treten aufgrund ihrer Genese zum Teil nur punktuell auf. Hier kann gegebenenfalls 

durch eine kleinräumige Standortverlagerung ein Erhalt der Böden realisiert werden.  

 

Böden, die aufgrund von hoch anstehendem Grund- oder Stauwasser als Kohlenstoffsenke 

fungieren, sind aufgrund der Biotopstruktur (Feucht- und Nasswiesen, Moore) in der Regel als 

gesetzlich geschützte Biotope eingestuft. Nach dem Plankonzept stellen gesetzlich geschützte 

Biotope Ausschlussbereiche dar, sodass eine Betroffenheit dieser Böden im Wesentlichen 

ausgeschlossen werden kann.  

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen zum Bodenschutz gegeben. In die Abwägung wird dabei einbezogen, 

dass durch eine Feinsteuerung der Anlagenstandorte und durch Restrukturierungsauflagen 

die Eingriffe in den Boden minimiert beziehungsweise vermieden werden können. 

 
Bereiche für den Schutz der Natur / Biotopverbund 
Das Kapitel 7.2 (Natur und Landschaft) des LEP NRW befasst sich mit dem Thema der Siche-

rung der Biodiversität anhand von drei Zielen und zwei Grundsätzen. Das Ziel 7.2-1 LEP NRW 

(Landesweiter Biotopverbund) trifft Aussagen zum landesweiten Biotopverbund und dessen 

Vernetzung. Gemäß Ziel 7.2-2 LEP NRW (Gebiete für den Schutz der Natur) werden hierzu 

zeichnerisch Gebiete zum Schutz der Natur (GSN) festgelegt. Diese dürfen gemäß Ziel 7.2-3 

LEP NRW (Vermeidung von Beeinträchtigungen) nur unter bestimmten Voraussetzungen aus-

nahmsweise in Anspruch genommen werden. Diese Ausnahmen sind auf der Ebene des LEP 

NRW abschließend geregelt.  

 

Sofern es den jeweiligen Erhaltungszielen und Schutzzwecken nicht widerspricht, sollen GSN 

gemäß Grundsatz 7.2-4 LEP NRW (Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen in Gebieten für 

den Schutz der Natur) auch dem Naturerleben und der naturverträglichen Erholungs-, Sport- 

und Freizeitnutzung dienen. Der Grundsatz 7.2-5 LEP NRW (Landschaftsschutz und Land-

schaftspflege) regelt, dass naturschutzfachlich wertvoller Freiraum außerhalb der GSN-Fest-

legung vor einer Inanspruchnahme zu bewahren ist, durch die die Leistungs- und Funktions-

fähigkeit oder besondere Wertigkeit des Freiraums erheblich beeinträchtigt werden kann.  

 

Im Rahmen der 2. Änderung des LEP NRW ist im Ziel 10.2-8 (Windenergienutzung in Berei-

chen für den Schutz der Natur (BSN)) festgelegt worden, dass abweichend von den Zielen 

7.2-2 und 7.2-3 des LEP NRW Vorranggebiete für die Windenergienutzung auch in BSN fest-

gelegt werden dürfen, soweit es sich dabei nicht um Natura 2000-Gebiete, Naturschutzge-

biete, Nationale Naturmonumente oder Nationalparke handelt. 

 

In den Erläuterungen zum Ziel 10.2-8 LEP NRW wird ausgeführt: „Die Festlegung des Ziels 

10.2-8 eröffnet den Regionalplanungsbehörden (nicht der kommunalen Bauleitplanung) die 

Möglichkeit, bei der Festlegung von Windenergiebereichen abweichend von den Zielen 7.2-2 

und 7.2-3 unter den im Ziel genannten Voraussetzungen auch Flächen innerhalb der regional-

planerisch festgelegten BSN in Anspruch zu nehmen. Damit soll die Umsetzung des Ziels 10.2-

2 bzw. der im WindBG des Bundes den Ländern verbindlich vorgegebenen Flächenziele für 
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den Ausbau der Windenergie ermöglicht beziehungsweise erleichtert werden. Mit der teilwei-

sen Öffnung der BSN für die Festlegung von Windenergiebereichen wird § 2 EEG Rechnung 

getragen, wonach die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Nutzung der erneuerbaren 

Energien sowie der dazugehörigen Nebenanlagen im überragenden öffentlichen Interesse lie-

gen und der öffentlichen Sicherheit dienen. […] Auf der Grundlage der durch das LANUV er-

arbeiteten Flächenanalyse Windenergie NRW wird davon ausgegangen, dass die Möglichkeit 

der Bereichsfestlegung in BSN die planerischen Spielräume für die Regionen sinnvoll erwei-

tert, durch eine Inanspruchnahme von Teilflächen in BSN. […] Bei der Festlegung konkreter 

Windenergiebereiche sollen die Regionalplanungsbehörden Flächen in BSN im Rahmen ihrer 

planerischen Konzeptionen und in Abwägung mit anderen naturschutzfachlichen Aspekten 

weiterhin möglichst nur dann in Anspruch nehmen, wenn die ökologischen Funktionen des 

betroffenen Bereichs, insbesondere die Funktion im landesweiten Biotopverbund, nicht erheb-

lich beeinträchtigt wird.“ 

 

Der Regionalplan OWL ist insbesondere in seiner Funktion als Landschaftsrahmenplan ein 

zentrales Instrument zum Erhalt der biologischen Vielfalt (Biodiversität) und der Sicherung und 

Entwicklung eines regionalen Biotopverbundsystems.  

 

Das LANUV hat gemäß § 8 Landesnaturschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (LNatSchG) als 

Grundlage für den Regionalplan OWL als Landschaftsrahmenplan und zugleich als Grundlage 

für den Landschaftsplan einen Fachbeitrag des Naturschutzes und der Landschaftspflege er-

arbeitet. 

 

Das LANUV hat in dem Fachbeitrag „Naturschutz und Landschaftspflege“ die Flächen mit her-

ausragender (Stufe 1) und besonderer Bedeutung (Stufe 2) für den Biotopverbund abgegrenzt 

und in ihren wertgebenden Schutzzielen beschrieben. Die Biotopverbundstufe 1 umfasst ins-

besondere die bestehenden Naturschutzgebiete, Wildnisentwicklungsgebiete und Naturwald-

zellen sowie große Teile der Natura 2000-Gebiete. In dem Fachbeitrag selbst wird empfohlen, 

die Flächen der Biotopverbundstufe 1 im Regionalplan OWL als BSN darzustellen und zu si-

chern. Flächen der Biotopverbundstufe 2 werden überwiegend als Bereiche für den Schutz 

der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung (BSLE) dargestellt. Die BSLE dienen auch 

der funktionalen Einbindung und Vernetzung der BSN und der Sicherung notwendiger Puffer-

zonen zu diesen. Für jede einzeln abgegrenzte Fläche der Biotopverbundstufe 1 und 2 ist vom 

LANUV ein Steckbrief angelegt worden. Dieser Steckbrief enthält neben einer Objektbeschrei-

bung auch das jeweilige konkrete Schutz- und Entwicklungsziel.  

 

Vor dem Hintergrund des Klimawandels und damit einhergehender Effekte (wie z.B. sommer-

liches Trockenfallen von Feuchtlebensräumen) ist die Biotopverbundplanung ein zentrales In-

strument zur Stärkung und Anpassung von Lebensräumen und Arten an die Folgen des Kli-

mawandels. Aus diesem Grund hat das LANUV die Biotopverbundplanung auch als Anpas-

sungsstrategie an den Klimawandel konzipiert und um klimasensitive Lebensräume und Arten 

ergänzt sowie weiter qualifiziert.  

 

So führt die Biotopvernetzung zu einer Vergrößerung des Angebotes geeigneter Habitate. 

Dadurch wird es klimasensitiven Arten ermöglicht, sowohl innerhalb eines begrenzten Land-

schaftsraumes in lokalklimatisch geeignete Habitate auszuweichen, als auch durch großräu-

mige Ausgleichsbewegungen zu reagieren. Zur Sicherung von klimasensitiven Lebensräumen 

und Arten ist dem Aufbau eines Biotopverbundes für klimasensitive Arten ein besonderes Ge-

wicht zu verleihen. 
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Die Verbundplanung für den Planungsraum stützt sich auf eine lebensraumbezogene und eine 

zielartenbezogene Biotopverbundplanung. Der Fachbeitrag „Naturschutz und Landschafts-

pflege“ enthält hierzu für jeden Kreis und die Stadt Bielefeld differenzierte Kartenwerke, auf 

die an dieser Stelle ausdrücklich hingewiesen wird.  

 

Die klimasensitiven Verbundflächen werden im Regionalplan OWL entweder als BSN oder als 

BSLE gesichert.  

 

Die Sicherung und Entwicklung des Biotopverbundes für die klimasensitiven Arten und Le-

bensräume ist eine wesentliche Aufgabe der Klimaanpassung. Ebenso wie der Ausbau der 

erneuerbaren Energien im Bereich des Klimaschutzes wird dem Erhalt der Biodiversität insbe-

sondere mit Blick auf den Klimawandel eine sehr hohe Priorität beigemessen. Dieser Belang 

hat daher ein hohes Gewicht im Rahmen der Abwägung. 

 

Die BSN konkretisieren die im LEP NRW dargestellten GSN hinsichtlich der Abgrenzung und 

des Schutzzweckes. BSN sind Vorranggebiete gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG. 

 

Die Festlegungen des LEP NRW werden im Regionalplan OWL durch verschiedene Ziele und 

Grundsätze ergänzt und konkretisiert. Der Grundsatz F 10 (Biotopverbund) stellt die Anforde-

rung des Biotopverbundes für den gesamten Planungsraum, unabhängig von einer zeichneri-

schen Festlegung als BSN oder BSLE dar. Der Grundsatz F 8 (Biotopverbund im Siedlungs-

bereich) stellt die Bedeutung des Biotopverbundes im Siedlungsraum dar. Mittelbar haben 

weitere Regelungen Bedeutung für die Sicherung und Entwicklung des Biotopverbundes. So 

können beispielhaft die im Ziel F 31 (Oberflächengewässer) und im Grundsatz F 32 (Entwick-

lung von Fließgewässern) getroffenen Festlegungen genannt werden, durch die der Bedeu-

tung der Gewässer im Biotopverbund ebenfalls Rechnung getragen wird. Von zentraler Be-

deutung für die Sicherung und Entwicklung der Kernbereiche des Biotopverbundes ist das Ziel 

F 11 (Bereiche für den Schutz der Natur), welches durch das Ziel F 12 (Sicherung und Ent-

wicklung der Bereiche für den Schutz der Natur) ergänzt wird. Im Hinblick auf die Vereinbarkeit 

mit der Windenergienutzung wird auf die Begründung und Erläuterung zu den Zielen verwie-

sen.  

 

Plankonzept 

Nach dem Plankonzept werden BSN einschließlich eines Abstandes von 75 m entsprechend 

ihres besonderen Gewichtes als Ausschlusskriterium festgelegt. Die BSN umschließen dabei 

auch Wildnisentwicklungsgebiete, Naturschutzgebiete und – innerhalb der freien Landschaft – 

auch Flora-Fauna-Habitat-Gebiete (FFH-Gebiete) sowie überwiegend VSG. Hingewiesen wird 

in diesem Zusammenhang darauf, dass einzelne FFH-Gebiete bzw. Objekte (wie Gebäude als 

Lebensraum von Fledermausarten) innerhalb der Siedlungsbereiche liegen und damit nicht 

als BSN festgelegt wurden. Ihr Schutz ist fachgesetzlich gewährleistet.  

 

Einen Sonderfall stellt das VSG Hellwegbörde dar, dass aufgrund seiner Großräumigkeit und 

Landschaftsstruktur nicht als BSN, sondern als Bereich für den Schutz der Landschaft mit 

besonderer Bedeutung für Vogelarten des Offenlandes (BSLV) im Regionalplan OWL festge-

legt ist.  

 

Für die FFH-Gebiete und die VSG legt das Plankonzept als Vorsorgeabstand zunächst einen 

Abstandswert von 300 m fest. Im Rahmen der Umweltprüfung sind aufgrund der Schutzziele 

die Abstände angepasst worden. Bei FFH-Gebieten liegt der Abstand zwischen 75 m und max. 

500 m, bei den VSG ist der Abstand auf 500 m festgelegt worden.  
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Berücksichtigt wurde dabei, dass nach Festlegungen des LEP NRW im Ziel 10.2-8 im Rahmen 

der Regionalplanung grundsätzlich die Möglichkeit besteht, BSN-Flächen als Windenergiebe-

reiche festzulegen, sofern es sich nicht um Natura 2000-Gebiete, Naturschutzgebiete, 

Nationale Naturmonumente oder Nationalparke handelt. 

 

Mit Blick auf die hohe Bedeutung der BSN für die Sicherung und die Entwicklung eines lan-

desweiten- und regionalen Biotopverbundsystems, insbesondere für klimasensitive Arten, 

schließt das Plankonzept die Inanspruchnahme der BSN unabhängig vom Schutzstatus aus. 

Die Sicherung eines funktionierenden Biotopverbundes ist eine übergeordnete Aufgabe der 

Klimaanpassung. Durch die Errichtung von Windenergieanlagen ergeben sich zum einen di-

rekte Flächeninanspruchnahmen durch die Anlage und die Nebenanlagen (Zuwegung, 

Kranaufstellplatz), zum anderen ist als mittelbare Wirkung zu berücksichtigen, dass im direkten 

Umfeld der Anlage Maßnahmen zur Biotopentwicklung kontraproduktiv sind, da hierdurch ge-

gebenenfalls kollisionsgefährdete Arten zur Anlage geleitet werden können. Aus diesem 

Grund ist ein Mindestabstand von 75 m gerechtfertigt. 

 

Die Einbeziehung von BSN würde zudem die Kommunen und Teilräume betreffen und dort zu 

einer Verstärkung bzw. Ausweitung von Nutzungskonflikten Konflikten führen, auf deren Ge-

biet große Flächen als Vorranggebiete im Regionalplan OWL zeichnerisch festgelegt werden. 

Die Regionalplanungsbehörde stützt ihre Einschätzung dabei auf die Potentialstudie des 

LANUV und eigene Analysen. 

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen zur Sicherung des BSN beziehungsweise zur Sicherung und Entwick-

lung der Kernräume des Biotopverbundes gegeben. Ergänzend wird auf die Ausführungen in 

der Alternativenprüfung verwiesen. 

 
Bereiche für den Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für Vogelarten des 
Offenlandes  
Im Regionalplan OWL wurde als eine ergänzende regionalplanerische Gebietskategorie ge-

mäß § 35 Abs. 4 der LPlG DVO das Vorranggebiet Bereiche für den Schutz der Landschaft 

mit besonderer Bedeutung für Vogelarten des Offenlandes (BSLV) eingeführt.  

 

Aufgrund europarechtlicher Vorgaben sind die Hellwegbörde sowie die Weseraue als VSG 

ausgewiesen (DE-4415-401 bzw. DE-3519-401). Diese sind im Regionalplan OWL als BSLV 

festgelegt. Weitere festgelegte BSLV umfassen Teilräume, die an das VSG „Weseraue“ an-

grenzen und in einem engen funktionalen Bezug zu diesem Vogelschutzgebiet stehen. Diese 

befinden sich im Kreis Minden-Lübbecke.  

 

Ergänzend zu der zeichnerischen Festlegung der BSLV ist im Regionalplan OWL das Ziel F 

17 (Bereiche für den Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung für Vogelarten des 

Offenlandes) textlich festgelegt. Auf die Begründung und die Erläuterungen zu dem Ziel wird 

an dieser Stelle verwiesen. 

 

Plankonzept 

Das Plankonzept sieht die Kategorie BSLV als Ausschlusskriterium einschließlich eines Ab-

standes von zunächst 300 m vor. Diese Einstufung berücksichtigt den besonderen Schutzsta-

tus und die besondere Bedeutung dieser Gebiete für den Artenschutz, insbesondere als Le-

bensraum für gefährdete, windenergieempfindliche Arten. Es wird zudem davon ausgegan-

gen, dass die Errichtung von Windenergieanlagen innerhalb und in Randbereichen der BSLV 

nicht oder nur mit sehr weitreichenden Einschränkungen für den Betrieb möglich ist. Daher 
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wird nicht davon ausgegangen, dass sich diese Gebiete im Sinne des LEP NRW und des 

WindBG für den Ausbau der Windenergie eignen.  

 

Im Rahmen der Umweltprüfung ist unter Berücksichtigung der jeweiligen konkreten Schutz-

zwecke der Abstand auf 300 m bis 500 m angepasst worden.  

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen zur Sicherung der BSLV gegeben.  

 
Bereiche für den Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten Erholung  
Mit den BSLE werden Vorbehaltsgebiete gemäß § 7 Abs. 3 ROG sowie gemäß LPlG DVO 

festgelegt. Vorbehaltsgebiete sind solche Gebiete, in denen bestimmten Funktionen oder Nut-

zungen bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen besonderes 

Gewicht beizumessen ist.  

 

Der LEP NRW macht in Grundsatz 7.1-8 (Landschaftsorientierte und naturverträgliche Erho-

lungs-, Sport- und Freizeitnutzungen) und in Grundsatz 7.2-5 (Landschaftsschutz und Land-

schaftspflege) Vorgaben zu den Themenbereichen Landschaft und landschaftsorientierte Er-

holung. Konkrete Festlegungen zur Gebietskategorie BSLE werden allerdings nicht getroffen.  

 

Die zeichnerischen Festlegungen der BSLE werden ergänzt durch die Grundsätze F 18 (Be-

reiche für den Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten Erholung) und F 19 (Si-

cherung der BSLE durch Schutzausweisung). 

 

Plankonzept  

Die Kategorie BSLE stellt im Plankonzept kein Ausschlusskriterium dar. Aufgrund der Fach-

daten, die der Abgrenzung der BSLE zugrunde liegen, insbesondere der bestehenden und 

geplanten Landschaftsschutzgebiete, überlagert diese Funktion den Freiraum in großen Tei-

len; in bestimmten Gebieten, wie z.B. dem Kreis Lippe, fast flächendeckend.  

 

Gerade in Bezug auf die Fachgrundlage der bestehenden oder geplanten Landschaftsschutz-

gebiete ist darauf hinzuweisen, dass durch die Änderung des BNatSchG im Jahr 2022 Wind-

energieanlagen innerhalb von Landschaftsschutzgebieten – bis auf wenige Ausnahmen – bis 

zum Erreichen des Flächenbeitragswerts zulässig sind (§ 26 Abs. 3 BNatSchG). Diese Rege-

lung dient dem beschleunigten Ausbau der Windenergie. Vor diesem Hintergrund ist es sach-

gerecht, Landschaftsschutzgebiete bzw. BSLE, die überwiegend Landschaftsschutzgebiete 

abdecken, nicht als Ausschlusskriterium anzusetzen.  

 

Die Fachgrundlagen, die der Festlegung den BSLE zugrunde liegen, werden als Kriterien im 

Rahmen der Umweltprüfung erfasst und bewertet. 

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen gegeben.  

 
Kur- und Erholungsorte 
Im LEP NRW werden keine Regelungen zu den Kur- und Erholungsgebieten getroffen. Im 

Regionalplan OWL thematisiert der Grundsatz F 20 die Kur- und Erholungsorte. Diese werden 

zudem in der Erläuterungskarte 11 des Regionalplans OWL dargestellt. 
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Plankonzept 

Nach dem Plankonzept werden staatlich anerkannte Kurgebiete mit einem Abstand von 500 m 

als Ausschluss gewertet. Dies trägt der hohen Bedeutung dieser Gebiete sowohl aus medizi-

nischer als auch aus gesamtwirtschaftlicher Sicht Rechnung. Berücksichtigt wurde dabei, dass 

die Errichtung von Windenergieanlagen in der Nähe dieser Bereiche zu einer Einschränkung 

der besonderen Funktion führen können (z.B. durch Lärm, Schattenwurf). Reine Erholungsorte 

werden nicht als Ausschluss gewertet, da ihre Bedeutung zum einen nicht vergleichbar mit der 

eines Kurgebietes ist und sie zum anderen teilweise sehr großflächig ausgewiesen sind.  

 

Die Auswirkungen auf Kurorte/-gebiete und Erholungsorte werden im Rahmen der Umweltprü-

fung erfasst und bewertet. Dadurch kann sich gegebenenfalls eine Änderung der Plankulisse 

ergeben.  

 

Im Rahmen des Scopings sind zu der vorgesehenen Klassifizierung der Kur- und 

Erholungsorte keine grundsätzlichen Anmerkungen oder Bedenken vorgetragen worden 

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen gegeben. 

 
Zweckgebundene Freiraumbereiche  
Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf Freiraumbereiche mit der Zweckbindung 
„Ferieneinrichtungen und Freizeitanlagen“ sowie „Militärische Einrichtungen“.  
 
Die für den Regionalplan OWL identifizierten Flächenpotentiale sowohl für zweckgebundene 
Siedlungsbereiche als auch für zweckgebundene Freiraumbereiche sollen durch die Festle-
gung von Vorranggebieten vor der (raumbedeutsamen) Inanspruchnahme durch konkurrie-
rende Nutzungen geschützt und damit gesichert werden.  
Weitere Nutzungen sind auf diesen Flächen nur untergeordnet und in engem funktionalem 
Zusammenhang mit der Zweckbindung zulässig. Neue Standorte von regionaler Bedeutung 
können nur auf dem Wege einer Änderung des Regionalplans entwickelt werden.  
 
Ferieneinrichtungen und Freizeitanlagen: Im Planungsraum sollen für die Erholung, Sport- und 
Freizeitnutzung geeignete Bereiche gesichert werden. Viele Ferieneinrichtungen und Freizeit-
anlagen im Planungsraum sind überwiegend durch das Element Wasser geprägt. Sie erfüllen 
überregionale und regionale Funktionen für die Erholung, Sport- und Freizeitnutzung der Be-
völkerung.  
 
Die im Planungsraum regionalplanerisch dargestellten Ferieneinrichtungen und Freizeitanla-
gen sind gekennzeichnet durch ein enges Miteinander von großen Freiraumbereichen und 
eingestreuten Teilflächen mit stärkerer baulicher Prägung. Überwiegend baulich geprägte Frei-
zeitanlagen werden als zweckgebundene Siedlungsbereiche festgelegt.  
 
Als Freiraumbereich mit der Zweckbindung Ferieneinrichtungen und Freizeitanlagen werden 
beispielsweise der Lippesee bei Paderborn, das Godelheimer Freizeitgelände, der Safaripark 
Stukenbrock oder das Freilichtmuseum Detmold festgelegt.  
 
Militärische Einrichtungen: Die Freiraumbereiche mit Zweckbindung „Militärische Einrichtun-
gen“ sind für militärische Nutzungen vorgesehen; hierbei handelt es sich i. d. R. um Truppen-
übungsplätze. Die besondere öffentliche Aufgabenstellung ist bei der Konkretisierung angren-
zender Raumnutzungen zu beachten. 
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Die zeichnerisch festgelegten „Freiraumbereiche mit Zweckbindung“ sind Vorranggebiete ge-
mäß § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG. Die zeichnerische Festlegung wird durch das textliche Ziel F 21 
(Freiraumbereiche mit Zweckbindung) ergänzt. 
 
Plankonzept:  
Freiraumbereiche mit der Zweckbindung „Ferieneinrichtungen und Freizeitanlagen“ werden 
als Ausschlusskriterium ohne Abstand festgelegt. Wochenendhausgebiete, Ferienhausge-
biete, Campingplätze sind inkl. eines Abstand einem Abstand von 500 m als Ausschlusskrite-
rium in das Plankonzept aufgenommen worden.  
 
In der Regel ist davon auszugehen, dass die Errichtung von Windenergieanlagen innerhalb 
eines Bereiches mit intensiver Freizeitnutzung mit erheblichen Konflikten verbunden ist. Neben 
der direkten Flächeninanspruchnahme sind auch optische und akustische Auswirkungen in die 
Abwägung mit einzustellen.  
 
Als Ausschluss werden ebenfalls Liegenschaftsflächen der Truppenübungsplätze inklusive ei-
nes Abstandes von 75 m eingestuft. Hierdurch erfolgt mittelbar auch eine Sicherung der Frei-
raumbereiche mit der Zweckbindung „Militärische Nutzung“. 
 
In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-
rischen Festlegungen gegeben. 
 
Wald 
Der Wald besitzt vielfältige wirtschaftliche, soziale und ökologische Funktionen.  

 

Das Thema Wald und Forstwirtschaft wird im LEP NRW in Kapitel 7.3 in Form eines Ziels und 

zweier Grundsätze behandelt. Im Rahmen der 2. Änderung des LEP NRW sind ergänzende 

Festlegungen getroffen worden. 

 

Der LEP NRW legt in seinem Ziel 7.3-1 (Walderhaltung und Waldinanspruchnahme) fest, dass 

Wald insbesondere aufgrund seiner Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion vor nachteiligen 

Entwicklungen zu bewahren und weiterzuentwickeln ist. Zudem regelt das im LEP NRW ge-

nannte Ziel, unter welchen Voraussetzungen eine Waldinanspruchnahme ausnahmsweise 

möglich ist.  

 

Nach der Rechtsprechung des BVerwG entspricht die Formulierung des Ziels 7.3-1 LEP NRW 

allerdings nicht den rechtlichen Anforderungen, die an eine Zielfestlegung zu stellen sind. Die 

in der Ausnahmeregelung genannte Frage, ob zumutbare Alternativen außerhalb des Waldes 

bestehen, erfordert nach Auffassung des BVerwG in jedem Fall eine Einzelabwägung, bei der 

die jeweiligen Planungsinteressen mit den konkret betroffenen Funktionen des Waldes abge-

wogen werden müssen. Damit ist allerdings „die im Landesentwicklungsplan ausdrücklich als 

Ziel der Raumordnung bezeichnete Vorgabe … als ein der Abwägung zugänglicher Grundsatz 

einzuordnen (BVerwG 4 A 16.20, Rn. 22)“. Dies hat Konsequenzen, da Ziele strikt zu beach-

ten, Grundsätze allerdings nur in der Abwägung zu berücksichtigen sind. Nach Ziel 7.3-1 LEP 

NRW sind in der Regionalplanung Waldbereiche zeichnerisch festzulegen. 

 

Im Rahmen der 2. Änderung des LEP NRW sind in Bezug auf die Nutzung von Waldbereichen 

durch die Windenergie das Ziel 10.2-6 (Windenergienutzung in Waldbereichen) und der 

Grundsatz 10.2-7 (Windenergienutzung in waldarmen Gemeinden) neu festgelegt worden. 

 

Entsprechend dem Ziel 10.2-6 können regionalplanerisch festgelegte Waldbereiche für die 

Windenergienutzung in Anspruch genommen werden, sofern es sich um Nadelwald handelt. 
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Ausgenommen hiervon sind Naturschutzgebiete, Nationalparke, Nationale Naturmonumente, 

Naturwaldzellen sowie Natura 2000-Gebiete. Auf die Erläuterungen zum LEP NRW wird er-

gänzend verwiesen. 

 

Die Regelung im Ziels 10.2-6 eröffnet der Regionalplanung die Möglichkeit, bei der Festlegung 

von Windenergiebereichen unter den im Ziel genannten Voraussetzungen auch Nadelwaldflä-

chen in Anspruch zu nehmen. Damit soll die Umsetzung des Ziels 10.2-2 bzw. der im WindBG 

des Bundes den Ländern verbindlich vorgegebenen Flächenziele für den Ausbau der Wind-

energie ermöglicht bzw. erleichtert werden. 

 

Entsprechend des Grundsatzes 10.2-7 soll in waldarmen Gemeinden (unter 20% Waldanteil 

im Gemeindegebiet) in den regionalplanerisch festgelegten Waldbereichen auf die Festlegung 

von Windenergiebereichen verzichtet werden. 

 

Die im Regionalplan OWL dargestellten Waldbereiche werden als Vorranggebiete gemäß § 7 

Abs. 3 ROG festgelegt. Ergänzend zu den Festlegungen des LEP NRW sind im Regionalplan 

OWL zudem zwei Ziele und fünf Grundsätze mit Blick auf den Wald aufgenommen worden.  

 

Von besonderer Bedeutung für die Windenergieplanung ist hierbei Ziel F 22 (Waldbereiche) 

des Regionalplans OWL. Dieses Ziel regelt unter anderem unter welchen Voraussetzungen 

Waldbereiche ausnahmsweise für entgegenstehende raumbedeutsame Planungen und Maß-

nahmen in Anspruch genommen werden können.  

 

Im Ziel F 22 Abs. 2 wird insbesondere die Nutzung von Waldbereichen für die Windenergie-

nutzung angesprochen. Eine Inanspruchnahme von Waldbereichen für den Ausbau der Wind-

energie ist im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung zulässig, sofern es sich um Nadelwald 

handelt und weder BSN noch sonstige besondere Schutzgebiete betroffen sind. Im Übrigen 

wird auf die Erläuterungen zum LEP NRW und zum Regionalplan OWL verwiesen. 

 

Plankonzept 

Nach dem vorliegenden Plankonzept werden die regionalplanerisch festgelegten Waldberei-

che nicht für Windenergiebereiche in Anspruch genommen.  

 

Der konzeptionelle Ausschluss der Waldbereiche im Rahmen der 1. Änderung des Regional-

plans OWL erfolgt in Abwägung verschiedener Raumnutzungsansprüche, mit Blick auf die 

kommunale Planungshoheit und das im ROG verankerte Gegenstromprinzip.  

 

Der Wald in OWL erfüllt zahlreiche wirtschaftliche, soziale und ökologische Funktionen. Die 

Gesamtwaldfläche in der Region beträgt nach der Landeswaldinventur 2015 ca. 151.000 ha. 

Das entspricht einem Flächenanteil von 24 % des Regierungsbezirks. Der Landesdurchschnitt 

beträgt 27 %, der bundesweite Anteil beläuft sich auf rund 32 %. Regional betrachtet schwankt 

der Waldanteil der Gemeinden im Planungsraum stark. Höhere Anteile an im Regionalplan 

OWL festgelegten Waldbereichen weisen insbesondere die Kreise Höxter (29 %), Paderborn 

(29 %) und Lippe (30 %) auf. Dies sind zugleich die Bereiche, die insbesondere aufgrund der 

Siedlungsstruktur hohe Potentiale für die Windenergienutzung aufweisen.  

Waldarme Kommunen sind im Gegensatz hierzu insbesondere in den Kreisen Gütersloh 

(12 %), Herford (9 %) und Minden-Lübbecke (11 %) verortet. Die Stadt Bielefeld selbst weist 

durch die Lage am Teutoburger Wald einen Waldanteil von knapp über 20 % auf.  
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Die Einbeziehung von Waldflächen würde insbesondere die Kommunen und Teilräume be-

sonders betreffen, auf deren Gebiet große Anteile von Potentialflächen verortet werden kön-

nen beziehungsweise als Vorranggebiete festgesetzt worden sind. Die Regionalplanungsbe-

hörde stützt ihre Einschätzung dabei auf die Potentialstudie des LANUV und eigene Analysen. 

 

In den Kommunen und Teilräumen würde eine regionalplanerische Inanspruchnahme des 

Waldes zu einer Verstärkung bzw. Ausweitung der bereits vorhandenen Raumnutzungskon-

flikte führen. Mit Blick auf die Gewährleistung der kommunalen Planungshoheit und dem im 

ROG verankerten Gegenstromprinzip sollen die Kommunen im Rahmen der im LEP NRW ge-

schaffenen Möglichkeiten selber entscheiden können, ob, wo und in welchem Umfang sie 

durch die Positivplanung Wald für die Nutzung der Windenergie öffnen. Aus Sicht der Regio-

nalplanung ist dieses eine sachgerechte Abschichtung der Entscheidungen auf den verschie-

denen Planungsebenen, auch unter dem Gesichtspunkt des erforderlichen beschleunigten 

Ausbaus der Windenergie. In die Entscheidung einbezogen wurden dabei u.a. die Belange der 

Waldbesitzer und der Forstwirtschaft sowie des Landesverbandes Erneuerbare Energien, die 

sich in dem Verfahren für die Festlegung von Windenergiebereichen im Wald auf der Ebene 

der Regionalplanung ausgesprochen haben. Seitens der Netzbetreiber wurde unter anderem 

angemerkt, dass der Ausbau von Standorten im Wald erhöhte Aufwendungen für die Erschlie-

ßung und die Unterhaltung nach sich ziehen kann. Ergänzend wird auf die Ausführungen in 

der Alternativenprüfung verwiesen.  

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen zum Schutz und zur Entwicklung des Waldes gegeben.  

 
Grundwasser- und Gewässerschutz  
Die Gewässer sind in ihren vielfältigen Leistungen und Funktionen als Bestandteil des Natur-

haushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen, aber 

auch als nutzbares Gut gemäß Grundsatz 7.4-1 LEP NRW (Leistungs- und Funktionsfähigkeit 

der Gewässer), nachhaltig zu sichern und zu entwickeln. Nach den Bestimmungen der WRRL 

sind Oberflächengewässer und Grundwasser in einem guten Zustand zu erhalten oder in die-

sem Sinne zu entwickeln.  

 

Durch die Festlegungen von Bereichen für den Grundwasser- und Gewässerschutz (BGG) 

werden die im LEP NRW dargestellten Gebiete mit Grundwasservorkommen, die der öffentli-

chen Wasserversorgung dienen oder in absehbarer Zeit dafür herangezogen werden sollen, 

im Regionalplan OWL konkretisiert.  

 

Die zeichnerisch festgelegten BGG im Freiraum und im Siedlungsraum sind Vorranggebiete 

gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG. Entsprechend der Anlage 3 zur LPlG DVO gehören zu den BGG 

vorhandene, geplante oder in Aussicht genommene Einzugsgebiete öffentlicher Trinkwasser-

gewinnungsanlagen im Sinne der Wasserschutzzonen I – III A. Ebenso gehören zu den Vor-

ranggebieten Grundwasservorkommen und Einzugsgebiete von Talsperren im Sinne der Was-

serschutzzonen I – III / III A, die der öffentlichen Trinkwasserversorgung dienen, in absehbarer 

Zeit dafür herangezogen werden sollen oder für eine entsprechende Nutzung langfristig vor-

gehalten werden. 

 

Trotz der hohen Bedeutung der Heilquellen für die Region OWL sieht die Anlage 3 zur LPlG 

DVO kein eigenständiges Planzeichen für die Sicherung der Heilquellenschutzgebiete vor. 

Deshalb werden die Heilquellenschutzgebiete, vergleichbar mit den Wasserschutzgebieten im 

Regionalplan OWL, als BGG dargestellt.  
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Die Festsetzungen der BGG berücksichtigen zum einen die festgesetzten und geplanten Was-

serschutzgebiete bis zur Schutzzone III / III A für Einzugsgebiete von Wassergewinnungsan-

lagen, die der öffentlichen Trinkwasserversorgung dienen und zum anderen die festgesetzten 

und geplanten Heilquellenschutzgebiete mit qualitativem Schutz. 

 

Die textlichen Festlegungen des LEP NRW werden im Regionalplan OWL durch den Grund-

satz F 29 (Nachhaltige Bewirtschaftung des Grundwassers) und das Ziel F 30 (Trinkwasser-

versorgung und Trinkwasservorsorge) ergänzt und konkretisiert. In den Erläuterungen zu Ziel 

F 30 des Regionalplans OWL wird ausgeführt, dass eine Inanspruchnahme der BGG durch 

konkurrierende Nutzungen und Funktionen, wie z.B. durch Windenergieanlagen, möglich ist, 

wenn diese mit der Vorrangfunktion vereinbar sind. 

 

Plankonzept 

Nach dem vorliegenden Plankonzept werden BGG dann nicht für die Festlegung von Wind-

energiebereichen in Anspruch genommen, wenn es sich nach den Abgrenzungen der Was-

serschutzgebietsverordnungen um die Zonen I und II handelt. In diesen Zonen ist nach den 

Bestimmungen der Schutzgebietsverordnungen von einer Unvereinbarkeit von Windenergie-

anlagen mit den Belangen der Trinkwasserversorgung bzw. der Nutzung der Heilquellen aus-

zugehen.  

 

Innerhalb der Schutzzone III ist eine Vereinbarkeit – gegebenenfalls unter Beachtung be-

stimmter Auflagen – in der Regel anzunehmen. 

 

Hinweis: In zwei Fällen überlagern Windenergiebereiche festgelegte Wasserschutzgebietszo-

nen II. Bei diesen Flächen in Barntrup und Beverungen handelt es sich um bestehende kom-

munale Windenergiegebiete, in denen sich bereits Windenergieanlagen befinden. Im Rahmen 

eines Repowerings der Anlagen ist die Vereinbarkeit mit der Wasserschutzgebietsverordnung 

nachzuweisen. Gerade mit Blick auf § 2 EEG stellt der nordrhein-westfälische Erlass zu Grund-

satzfragen bei der Anwendung des § 2 EEG bei Verwaltungsentscheidungen im Zusammen-

hang mit erneuerbaren Energien vom 28.06.2024 (MBl. NRW S. 671) klar, dass die Sicher-

stellung der Trinkwasserversorgung einen vorrangigen Belang als Aufgabe der Daseinsvor-

sorge darstellt. Auf die Festlegungen und Erläuterungen zum Ziel F 30 (Trinkwasserversor-

gung) des Regionalplans OWL wird ergänzend hingewiesen. 

 

Die Auswirkungen auf das Grundwasser resp. die Betroffenheit von Wasser- und Heilquellen-

schutzgebieten wird im Rahmen der Umweltprüfung als Kriterium erfasst und bewertet.  

  

Im Rahmen des Scopings sind keine grundsätzlichen Bedenken zu der Einstufung der Was-

ser- und Heilquellenschutzgebiete als Planungskriterium formuliert worden. Es ist darauf hin-

gewiesen worden, dass innerhalb der Zone III die Errichtung von Windenergieanlagen gege-

benenfalls nur unter Berücksichtigung von Auflagen möglich ist.  

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen zum Grundwasserschutz gegeben.  

 
Oberflächengewässer 
Die Gewässer sind in ihren vielfältigen Leistungen und Funktionen als Bestandteil des Natur-

haushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen, aber 

auch als nutzbares Gut gemäß Grundsatz 7.4-1 LEP NRW (Leistungs- und Funktionsfähigkeit 

der Gewässer), nachhaltig zu sichern und zu entwickeln. 
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Die Nutzung der Fließgewässer und stehenden Gewässer ist gemäß Grundsatz 7.4-2 LEP 

NRW (Oberflächengewässer) so zu regeln, dass die wasserwirtschaftlichen Ansprüche und 

Bewirtschaftungsziele beachtet werden, den Anforderungen des Natur- und Artenschutzes be-

sondere Rechnung getragen wird und eine Nutzung der Gewässer in einem angemessenen 

Verhältnis auch für Freizeit-, Erholungs- und Sportzwecke, soweit nicht erhebliche wasserwirt-

schaftliche oder naturschutzfachliche Belange entgegenstehen, möglich ist. 

 

Die qualitativen und quantitativen Anforderungen zur Erreichung eines guten ökologischen und 

chemischen Zustandes der Gewässer im Sinne des § 27 WHG (Bewirtschaftungsziele) sind 

durch die Bereitstellung eines ausreichenden Entwicklungskorridors zu gewährleisten.  

 

Die im Regionalplan OWL festgelegten Oberflächengewässer sind mit der Funktion eines Vor-

ranggebietes gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG vorrangig für bestimmte raumbedeutsame Funkti-

onen oder Nutzungen vorgesehen. Andere raumbedeutsame Nutzungen, die mit den vorran-

gigen Funktionen oder Nutzungen unvereinbar sind, sind hier ausgeschlossen. 

 

Der Regionalplan OWL trifft ergänzend im Ziel F 31 (Oberflächengewässer) und in den 

Grundsätzen F 32 (Entwicklung von Fließgewässern) und F 33 (Gewässerentwicklung im un-

mittelbaren Auenbereich von Weser und Lippe) textliche Festlegungen. 

 

Im Ziel F 31 ist festgelegt, dass die Oberflächengewässer einschließlich ihrer Ufer als Vor-

ranggebiete festgelegt werden, eine Inanspruchnahme durch andere entgegenstehende 

raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen darf ausnahmsweise erfolgen, wenn auch das 

Wasserhaushaltsgesetz oder das Landeswassergesetz entsprechende Ausnahmemöglichkei-

ten vorsieht. 

 

Im Grundsatz F 32 ist festgelegt, dass bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-

men auf eine Verbesserung des ökologischen Zustandes der Fließgewässer einschließlich 

ihrer Ufer und Auen hinzuwirken ist. Entlang der Fließgewässer soll ein ausreichender Korridor 

für die naturnahe Gewässerentwicklung erhalten bleiben. 

 

Der Grundsatz F 33 bezieht sich auf die Rohstoffgewinnung entlang von Weser und Lippe. 

 

Plankonzept 

Nach dem Plankonzept werden stehende Gewässer (> 2 ha) einschließlich eines Abstandes 

von 50 m sowie Fließgewässer als Ausschluss gewertet. Bei Fließgewässern 1. Ordnung (We-

ser, Lippe; konkrete Definition der Gewässer 1. Ordnung erfolgt durch das Landeswasserge-

setz NRW) wird ein Abstand von 50 m eingehalten.  

 

Dieses Konzept trägt der Bedeutung der Gewässer insbesondere auch in Hinblick auf den 

Biotopverbund und die Retentionsfunktion Rechnung. Bei der Bewertung der Auswirkungen 

der Planungen auf die Gewässer ist ergänzend zu berücksichtigen, dass zusätzlich auch Über-

schwemmungsbereiche nach dem Konzept von der Ausweisung von Windenergiebereichen 

freigehalten werden. Damit besteht mittelbar ein Raumkorridor, innerhalb dessen unter ande-

rem auch Gewässerrenaturierungen erfolgen können.  

 

Sofern Konzepte für die Renaturierung eines Gewässers einen Raumanspruch aufweisen, der 

über den Korridor des Überschwemmungsgebietes hinausgeht, ist dies in der Regel auch in-

nerhalb eines Windenergiebereichs möglich, ohne dass hierdurch die Funktion des Windener-

giebereichs in Frage gestellt wird (kleinräumige Verschiebung der Standorte). 
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Im Rahmen der Umweltprüfung werden Auswirkungen auf Oberflächengewässer erfasst und 

bewertet. 

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen zur Sicherung der Oberflächengewässer gegeben.  

 
Hochwasserschutz 
Das WHG bzw. das Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) treffen sehr dif-

ferenzierte Regelungen zur Sicherung der Überschwemmungsgebiete vor entgegenstehen-

den Planungen und Maßnahmen. Diese Regelungen sind im Wesentlichen in die Vorgaben 

des LEP NRW eingeflossen. Im September 2021 ist die Verordnung über die Raumordnung 

im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz (Bundesraumordnungsplan Hoch-

wasserschutz - BRPH) in Kraft getreten. Der BRPH enthält textliche Festlegungen, die unmit-

telbar gelten. Der BRPH enthält bundesweit geltende Regelungen zur Wasserwirtschaft, zum 

Hochwasserrisikomanagement, zur Entwicklung von Siedlungen und kritischen Infrastrukturen 

wie Verkehrs- und Energienetzen sowie zur Sicherung und Entwicklung von Überflutungs- und 

Versickerungsflächen. Diese ausschließlich textlichen Regelungen des BRPH sind unmittelbar 

anzuwenden.  

 

So sind gemäß Ziel I 1.1 BRPH bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ein-

schließlich der Siedlungsentwicklung die Risiken von Hochwasser nach Maßgabe der bei öf-

fentlichen Stellen verfügbaren Daten zu prüfen; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des 

Eintritts eines Hochwasserereignisses und seinem räumlichen und zeitlichen Ausmaß auch 

die Wassertiefe und die Fließgeschwindigkeit. Ferner sind die unterschiedlichen Empfindlich-

keiten und Schutzwürdigkeiten der einzelnen Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Prü-

fung von Hochwasserrisiken einzubeziehen. 

 

Ergänzend wird in Ziel I 1.2 BRPH aufgeführt, dass bei der Beurteilung der Auswirkungen von 

Hochwasserereignissen und Starkregenereignissen die Auswirkungen des Klimawandels so-

weit möglich vorrausschauend berücksichtigt werden sollen.  

 

Ebenfalls mit Blick auf den Klimawandel legt der BRPH im Grundsatz I.2.2 fest, dass raumbe-

deutsame Planungen und Maßnahmen zum Hochwasserschutz in mittelfristigen Zeiträumen 

im Hinblick auf die Auswirkungen des Klimawandels überprüft und gegebenenfalls angepasst 

werden sollen.  

 

Ziel II.1.2 BRPH legt fest, dass Flächen, die perspektivisch für die Verstärkung von Hochwas-

serschutzanlagen oder zur Rückverlegung von Deichen benötigt werden, von entgegenste-

henden Nutzungen und Funktionen freizuhalten sind.  

 

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ist gemäß Ziel II.1.3 BRPH das natürliche 

Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögen des Bodens, soweit es hochwasser-

mindernd wirkt, zu erhalten. Hierdurch wird die Retentionsfunktion gestärkt und das Hochwas-

serrisiko minimiert. Dies kann u.a. durch Maßnahmen erreicht werden wie die Sicherung un-

versiegelter Flächen, die Flächenentsiegelung oder das flächensparende Bauen.  

 

Eine Beeinträchtigung des Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögens des Bo-

dens ist in angemessener Frist in einem räumlichen und funktionalen Zusammenhang auszu-

gleichen. Ein räumlich funktionaler Zusammenhang ist dann gegeben, wenn das Hochwasser-

risiko, das für eine konkrete raumbedeutsame Fläche besteht, durch die Ausgleichsmaß-

nahme in gleichwertiger Weise gemindert werden kann. 
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Ergänzend wird im Grundsatz II.1.4 BRPH geregelt, dass Flächen, die zurzeit nicht als Rück-

halteflächen genutzt werden, aber für den Wasserrückhalt aus wasserwirtschaftlicher Sicht 

geeignet und erforderlich sind, von entgegenstehenden Nutzungen freigehalten und als Re-

tentionsraum zurückgewonnen werden sollen.  

 

Die Grundsätze II.1.5 und II.1.6 BRPH beziehen sich auf die planerische Sicherung von Ge-

wässerrenaturierungsmaßnahmen, sofern sie raumbedeutsam und hochwassermindernd 

sind, sowie Planungen von raumbedeutsamen Hochwasserschutzmaßnahmen. Dabei sollen 

die Hochwasserschutzmaßnahmen dann gesichert werden, wenn sie sich noch im Planungs-

stadium befinden und in der Maßnahmenliste des Nationalen Hochwasserschutzprogramms 

aufgeführt werden. Im Nationalen Hochwasserschutzprogramm wird für den Planungsraum 

aktuell als Maßnahme das Hochwasserrückhaltebecken (HRB) Bad Salzuflen / Werre be-

nannt. 

 

Die Regelungen II.2.1 bis II.2.3 BRPH enthalten ergänzende Festlegungen für Überschwem-

mungsgebiete gemäß § 76 WHG. Grundsatz II.2.1 BRPH formuliert hier den Anspruch, dass 

die Überschwemmungsgebiete, die nach den wasserrechtlichen Bestimmungen noch nicht 

vorläufig gesichert oder festgesetzt sind, in den Regionalplänen gesichert werden sollen, um 

dort die Gefahren eines Hochwassers zu minimieren 

 

Der LEP NRW stellt Überschwemmungsbereiche als Vorranggebiete der Raumordnung dar. 

Dabei ist das Szenario HQ100 maßgeblich, welches die Ausdehnung und das Ausmaß eines 

Hochwassers mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (Ereignisse, die im statistischen Mittel mindes-

tens alle 100 Jahre auftreten) wiedergibt.  

 

Ziel 7.4-6 LEP NRW (Überschwemmungsbereiche) legt fest, dass die Überschwemmungsbe-

reiche der Fließgewässer für den Abfluss und die Retention von Hochwasser zu erhalten und 

zu entwickeln sind.  

 

Weiterhin ist in Ziel 7.4-6 LEP NRW festgelegt, dass Standorte von raumbedeutsamen Hoch-

wasserrückhaltebecken in den Regionalplänen als Überschwemmungsbereiche zu sichern 

und vorsorglich von entgegenstehenden Nutzungen freizuhalten sind.  

 

In den Erläuterungen zu Ziel 7.4-6 LEP NRW wird ausgeführt, dass Überschwemmungsberei-

che für Windenergieanlagen geöffnet werden sollen, sofern es nach dem Wasserrecht zulässig 

ist.  

 

In den Regionalplänen sind nach Vorgabe des LEP NRW die Überschwemmungsbereiche 

entsprechend ihres Maßstabs zu konkretisieren (basierend auf den Gefahrenkarten mit dem 

Szenario HQ100). Ausnahmen von den Festlegungen des LEP NRW sind bei raumbedeutsa-

men Planungen und Maßnahmen dann zulässig, wenn die im Wasserrecht formulierten Aus-

nahmeregelungen greifen.  

 

Gemäß Ziel 7.4-7 LEP NRW (Rückgewinnung von Retentionsraum) sind zur Vergrößerung 

des Rückhaltevermögens an ausgebauten und eingedeichten Gewässern hierfür geeignete 

Bereiche vorsorgend zu sichern und nach Prüfung durch entsprechende Planungen und Maß-

nahmen als Retentionsraum zurückzugewinnen.  

 

Der Grundsatz 7.4-8 LEP NRW (Berücksichtigung potenzieller Überflutungsgefahren) bezieht 

sich auf Flächen, die bei seltenem Hochwasser überschwemmt werden können oder die durch 
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technische Einrichtungen geschützt sind. Hier soll bei der räumlichen Nutzung die potenzielle 

Überflutungsgefahr berücksichtigt werden. In der Erläuterungskarte 10 (Hochwassergefähr-

dete Bereiche) des Regionalplans OWL ist die Abgrenzung der HQextrem nachrichtlich dar-

gestellt. 

 

Entsprechend der Regelungen im LEP NRW werden im Regionalplan OWL Überschwem-

mungsbereiche als Vorranggebiete festgelegt.  

 

Die HQ100 Gebiete sind durch die Berechnung der Überschwemmungsgebiete aktualisiert 

und konkretisiert worden. Im Regionalplan OWL bilden damit die ermittelten, vorläufig gesi-

cherten und festgesetzten Überschwemmungsgebiete die Raumkulisse für die Festlegung der 

Überschwemmungsbereiche. Diese Vorgehensweise berücksichtigt damit auch den Grund-

satz II.2.1 des BRPH, wonach Überschwemmungsgebiete nach § 76 Abs. 1 WHG, die noch 

nicht wasserrechtlich vorläufig gesichert wurden, auf geeignete Weise räumlich gesichert wer-

den sollen. Im Nationalen Hochwasserschutzprogramms ist als Maßnahme für den Planungs-

raum das HRB Bad Salzuflen / Werre aufgelistet. Dieses HRB wird im Regionalplan OWL 

durch die Festlegung als Überschwemmungsbereich gesichert. 

 

Die textlichen Regelungen des BRPH und des LEP NRW werden im Regionalplan OWL durch 

das Ziel F 34 (Überschwemmungsbereiche) sowie die Grundsätze F 35 (Vermeidung von 

nachteiligen Hochwasserauswirkungen) und F 36 (Starkregen) ergänzt.  

 

Entsprechend Ziel F 34 Abs. 3 darf eine Inanspruchnahme von Überschwemmungsbereichen 

durch andere entgegenstehende raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen ausnahms-

weise erfolgen, wenn auch das Wasserhaushaltsgesetz oder das Landeswassergesetz ent-

sprechende Ausnahmemöglichkeiten vorsehen. Die Regelungen des WHG zur Sicherung der 

Überschwemmungsgebiete sind restriktiv, die Errichtung von Windenergieanlagen ist aller-

dings nicht pauschal ausgeschlossen.  

 

Entsprechend Grundsatz F 35 soll bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ver-

stärkt auf einen naturnahen und durch natürliche Rückhaltung gedämpften Abfluss des Was-

sers hingewirkt werden. Grundsatz F 36 legt fest, dass bei raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen Vorkehrungen zur Vermeidung und Minderung von Schäden durch 

Starkregenereignisse entwickelt und umgesetzt sollen werden. 

 

Die Anforderungen der Grundsätze F 35 und F 36 sind in Bezug auf Windenergieanlagen vor-

rangig auf der konkreten Genehmigungsebene zu berücksichtigen.  

 

Plankonzept 

Nach dem vorliegenden Plankonzept werden Überschwemmungsbereiche nicht für die Fest-

legung von Windenergiebereichen in Anspruch genommen.  

 

Grundsätzlich ist es – wie dargelegt – nach den Erläuterungen des LEP NRW und des Regio-

nalplans OWL nicht ausgeschlossen, Windenergieanlagen innerhalb von Überschwemmungs-

gebieten zu errichten, sofern es nach Maßgabe des Wasserrechts zugelassen werden kann.  

 

Diese Möglichkeit wird im Plankonzept nicht umgesetzt, da die Realisierung der Planung unter 

dem Vorbehalt stehen würden, dass eine Zulässigkeit nach den Bestimmungen des Wasser-

rechts gegeben ist. Der Ausschluss der Überschwemmungsbereiche verfolgt damit das Ziel, 

einen beschleunigten und planerisch abgesicherten Ausbau der Windenergie zu ermöglichen. 
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Mittelbar wird hierdurch auch ein Korridor für eine mögliche Gewässerrenaturierung im Sinne 

der WRRL freigehalten.  

 

Hinweis: Für das Gewässer „Große Aue“ wird aktuell das Überschwemmungsgebiet neu er-

mittelt. Demnach überlagert sich das Überschwemmungsgebiet voraussichtlich in Teilen mit 

dem Windenergiebereich MI_PRE_4. Eine Anpassung der Flächenkulisse ist nicht zwingend 

erforderlich, da die Überlagerung nur eine Teilfläche umfasst und unter Berücksichtigung der 

erforderlichen Abstände der Windenergieanlagen untereinander die Nutzung der Fläche für 

die Windenergie nicht im relevanten Maße einschränkt. Die wasserwirtschaftlichen Daten wei-

sen aus, dass die Einstautiefe gering ist. Die Überstauung der Fläche erfolgt von dem Gewäs-

ser aus gewässeraufwärts. Insofern wird die Fläche auch nicht stark überströmt. 

 

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit im Rahmen der kommunalen Positivplanung auch – 

nach Prüfung der wasserrechtlichen Anforderungen – unabhängig vom regionalplanerischen 

Plankonzept Überschwemmungsbereiche für den Ausbau der Windenergie heranzuziehen. 

Bestehende kommunale Planungen, in denen bereits Windenergieanlagen errichtet wurden, 

sind dabei übernommen worden. Hier wird von einer Vereinbarkeit beider Raumnutzungsan-

sprüche ausgegangen.  

 

Negative Auswirkungen auf Starkregenereignisse sind in der Regel nicht zu erwarten, im Ein-

zelfall ist dies auf der nachfolgenden Ebene zu bewerten und gegebenenfalls bestehende Kon-

flikte durch entsprechende Maßnahmen zu lösen.  

 

Auch eine etwaige Beeinträchtigung des Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermö-

gens des Bodens ist auf der Genehmigungsebene zu berücksichtigen und gegebenenfalls 

auszugleichen.  

 

Die Belange des Hochwasserschutzes werden im Rahmen der Umweltprüfung berücksichtigt. 

Als Bewertungskriterium werden sowohl die HQ100 als auch die HQextrem erfasst und be-

wertet.  

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den Festlegungen des BRPH 

sowie den landes- und regionalplanerischen Festlegungen zum Hochwasserschutz gegeben.  

 
Landwirtschaft 
Der LEP NRW enthält im Kapitel 7.5 (Landwirtschaft) insgesamt zwei Grundsätze. Er legt in 

Grundsatz 7.5-1 LEP NRW (Räumliche Voraussetzungen der Landwirtschaft) fest, dass die 

räumlichen Voraussetzungen für die Landwirtschaft erhalten werden sollen. Dieser Grundsatz 

zielt darauf ab, dass die Landwirtschaft in den überwiegend ländlich strukturierten Räumen 

von NRW sich als raumbedeutsamer und für die Kulturlandschaft bedeutsamer Wirtschafts-

zweig entwickeln kann. Dabei kommt einer flächengebundenen, multifunktionalen Landwirt-

schaft eine besondere Bedeutung zu. Sie vereinigt dabei ökonomische, ökologische und sozi-

ale Aspekte.  

 

Wertvolle landwirtschaftliche Böden mit besonders hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit oder 

besonderer Eignung für eine landwirtschaftliche Nutzung sollen gemäß Grundsatz 7.5-2 LEP 

NRW (Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflächen und Betriebsstandorte) für Siedlungs- und Ver-

kehrszwecke nicht in Anspruch genommen werden.  

 

Im Rahmen der 2. Änderung des LEP NRW sind in Bezug auf das Thema Windenergienutzung 

in landwirtschaftlichen Kernräumen keine zusätzlichen Festlegungen getroffen worden.  
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Durch die Festlegung landwirtschaftlicher Kernräume sollen strukturschädliche Planungen 

durch eine frühzeitige Berücksichtigung agrarstruktureller Belange vermieden werden. Durch 

die landwirtschaftlichen Kernräume werden im Sinne des Grundsatzes 7.5-2 LEP NRW wert-

volle landwirtschaftliche Böden mit besonders hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit oder be-

sonderer Eignung für eine landwirtschaftliche Nutzung abgegrenzt.  

 

Die textlichen Festlegungen des LEP NRW werden im Regionalplan OWL durch die 

Grundsätze F 37 (Landwirtschaftliche Kernräume) und F 38 (Ökologischer Landbau) ergänzt.  

 

Die zeichnerische Festlegung der Landwirtschaftlichen Kernräume in Verbindung mit dem 

textlichen Grundsatz F 37 schließt konkurrierende Nutzungen nicht generell aus, sondern ver-

leiht den landwirtschaftlichen Belangen in der Abwägung ein besonderes Gewicht  

 

Plankonzept  

Im Plankonzept werden die Landwirtschaftlichen Kernräume nicht als gesondertes Aus-

schlusskriterium aufgenommen.  

 

Allein aufgrund des hohen Flächenanteils der Landwirtschaftlichen Kernräume an der land-

wirtschaftlichen Nutzfläche ist die Einstufung der Kernräume als Ausschlusskriterium mit Blick 

auf § 2 EEG und das im LEP NRW festgelegte Teilflächenziel für den Planungsraum nicht 

sachgerecht. Die Errichtung von Windenergieanlagen erfordert durch Aufstellflächen, Kranflä-

chen und Zuwegungen eine Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen, die aber die 

grundsätzliche Bewirtschaftung der angrenzenden Flächen nicht in Frage stellt.  

 

In Bezug auf die Auswirkungen ist zu berücksichtigen, dass die installierte Leistung und der 

Stromertrag aus Windenergieanlagen im Vergleich zu anderen erneuerbaren Energien wie 

zum Beispiel Freiflächensolarenergieanlagen, einen deutlich geringeren Flächenbedarf nach 

sich ziehen.  

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen zur Sicherung der landwirtschaftlichen Belange gegeben.  

 
Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung  
Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 5 ROG sind Kulturlandschaften zu erhalten und zu entwickeln. Im Ver-

ständnis der Raumordnung umfassen Kulturlandschaften sowohl den Siedlungsbereich als 

auch den Freiraum.  

 

Der LEP NRW regelt im Ziel 3-1 (32 Kulturlandschaften), dass die Vielfalt der Kulturlandschaf-

ten und des raumbedeutsamen kulturellen Erbes im besiedelten und unbesiedelten Raum zu 

erhalten und im Zusammenhang mit anderen räumlichen Nutzungen und raumbedeutsamen 

Maßnahmen zu gestalten ist.  

 

Nach Grundsatz 3-2 LEP NRW (Bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche) sollen die landesbe-

deutsamen Kulturlandschaftsbereiche unter Wahrung ihres besonderen kulturlandschaftlichen 

Wertes entwickelt werden und ihre wertgebenden Elemente und Strukturen erhalten bleiben.  

 

Gemäß Grundsatz 3-3 LEP NRW (Historische Stadtkerne, Denkmäler und andere kulturland-

schaftlich wertvolle Gegebenheiten) sollen Denkmäler und Denkmalbereiche einschließlich ih-

rer Umgebung und der kulturlandschaftlichen Raumbezüge sowie kulturhistorisch bedeutsame 

Landschaftsteile, Landschaftselemente, Orts- und Landschaftsbilder bei raumbedeutsamen 
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Planungen und Maßnahmen im Sinne der erhaltenden Kulturlandschaftsentwicklung berück-

sichtigt werden.  

 

Gemäß Grundsatz 3-4 LEP NRW (Neu zu gestaltende Landschaftsbereiche) sollen von 

menschlichen Eingriffen erheblich beeinträchtigte Bereiche, oder neu zu nutzende Land-

schaftsbereiche als neue Kulturlandschaftsbereiche gestaltet werden.  

 

Eine herausgehobene Stellung nimmt die Klosteranlage Corvey ein. Die ehemalige reichsun-

mittelbare Benediktinerabtei wurde im Jahr 822 am Westufer der Weser nahe der Stadt Höxter 

gegründet und war eines der bedeutendsten karolingischen Klöster in Westfalen. Seit dem 

Jahr 2014 besitzt die Anlage unter dem Titel „Karolingisches Westwerk und Civitas Corvey“ 

UNESCO Welterbe-Status. Die mit der Standortwahl bewusst intendierte Exponiertheit der 

ehemaligen Reichsabtei Corvey als raumprägende Bezugsgröße ist durch die bewussten 

Sichtachsen und die funktionalen Bezüge in die umgebende Kulturlandschaft bis heute über-

liefert und in diesem Gesamtkontext wertbestimmend. 

 

Die Festlegungen des LEP NRW werden im Regionalplan OWL durch die Grundsätze F 39 

(Leitbild Kulturlandschaften) und F 40 (Regional- und landesbedeutsame Kulturlandschaftsbe-

reiche) ergänzt. 

 

Plankonzept 

Regional– oder landesbedeutsame Kulturlandschaften sind in der Planungskonzeption nicht 

als Ausschlusskriterium festgelegt worden. Dieses gilt ebenso für weitere Raumkategorien wie 

historische Sichtachsen oder raumwirksame Einzelobjekte.  

 

Allein aufgrund des Flächenumfangs der bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche sowie der 

großen Anzahl von historischen Sichtachsen als auch raumwirksamen Einzelobjekten, ist ein 

pauschaler Ausschluss dieser Elemente sowie deren räumlichen Umfeldes pauschal nicht 

möglich.  

 

Mittelbar können sich zwischen Einzelobjekten Abstände zu den Windenergiebereichen erge-

ben, wenn sich die Einzelobjekte innerhalb des Siedlungsbereiches befinden oder, wenn es 

sich um bewohnte Objekte im Freiraum handelt.  

 

Dabei werden insbesondere auch die Auswirkungen auf das UNESCO-Welterbe 

„Karolingisches Westwerk und Civitas Corvey“ ermittelt. Bei der Festlegung von Windenergie-

bereichen wird durch die Einhaltung eines Abstandes von 5 km zum UNESCO-Welterbe die 

visuelle Integrität abgesichert. 

 

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass unter dem Thema „erhaltende Kulturlandschaftsentwick-

lung“ kein statischer Erhalt des Status-Quo zu verstehen ist. Gerade im Bereich der Paderbor-

ner Hochfläche prägen seit Jahrzehnten Windenergieanlagen das Bild der Kulturlandschaft. 

Auch dieser Sachverhalt dokumentiert, dass Windenergieanlagen innerhalb bedeutsamer Kul-

turlandschaftsbereiche nicht pauschal ausgeschlossen werden können.  

 

In konkreten Einzelfällen ist zu prüfen, ob die Raumwirksamkeit besonders herausragender 

Objekte, wie beispielweise dem UNESCO-Welterbe, in besonderem Maße beeinträchtigt wird. 

Diese Einzelfallprüfung kann aufgrund der Maßstabsebene nicht im Rahmen der Festlegung 

von regionalplanerischen Windenergiebereichen erfolgen, sondern ist Bestandteil des konkre-

ten immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren. Dabei ist auch die mit Blick auf § 2 
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EEG herausragende Bedeutung des UNESCO-Welterbe in der Abwägung mit besonderem 

Gewicht einzustellen. 

 

Im Rahmen der Umweltprüfung werden unter dem Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

die Kriterien „bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche“, „Kulturgüter mit Raumwirkung / 

UNESCO-Welterbe Kloster Corvey“ und „historisch überlieferte Sichtbeziehungen“ erfasst und 

bewertet. 

 

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen zum Thema „Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung“ gegeben.  

 
Klimaschutz- und Klimaanpassung 
Dem Themenbereich Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel ist im LEP NRW ein 

eigenständiges Kapitel 4 mit insgesamt drei Grundsätzen gewidmet.  

 

Nach dem Grundsatz 4-1 LEP NRW (Klimaschutz) soll die Raumentwicklung zum Ressour-

censchutz, zur effizienten Nutzung von Ressourcen und Energie, zur Energieeinsparung und 

zum Ausbau der erneuerbaren Energien beitragen, um den Ausstoß von Treibhausgasen so-

weit wie möglich zu reduzieren. Dies soll demnach unter anderem durch eine raumplanerische 

Vorsorge für eine klimaverträgliche Energieversorgung, eine energiesparende Siedlungs- und 

Verkehrsentwicklung sowie die Sicherung und Vermehrung von Wäldern und weiteren CO2-

Senkern, wie zum Beispiel Moore und Grünland, erfolgen.  

 

Dem Grundsatz 4-2 LEP NRW (Anpassung an den Klimawandel) folgend, sollen bei der Ent-

wicklung des Raumes vorsorgend die zu erwartenden Klimaänderungen und deren Auswir-

kungen berücksichtigt werden. Hierzu sollen unter anderem eine Sicherung und Rückgewin-

nung von Überschwemmungsbereichen, die Erhaltung von Kaltluftbahnen, innerstädtischen 

Grünflächen, Wäldern und Gewässerflächen beitragen. Darüber hinaus soll die Sicherung ei-

nes Biotopverbundsystems als Voraussetzung für die Erhaltung der Artenvielfalt bei sich räum-

lich verschiebenden Verbreitungsgebieten von klimasensiblen Pflanzen- und Tierarten dienen.  

 

Entsprechend dem Grundsatz 4-3 LEP NRW (Klimaschutzkonzepte) sind vorliegende Klima-

schutzkonzepte und den Klimaschutz betreffende Fachbeiträge in der Regionalplanung zu be-

rücksichtigen. Die Themen Klimaschutz und Klimaanpassung sind dementsprechend zwei 

zentrale Aufgabenbereiche der Regionalplanung. 

 

Die Festlegungen des Regionalplans OWL ergänzen und konkretisieren die Festlegungen 

durch die Grundsätze F 41 (Überörtlich bedeutsame Kaltluft-Leitbahnen), F 42 (Wärmebelas-

tete Siedlungsbereiche) und F 43 (Bauleitplanung und Klimaanpassung). 

 

Plankonzept 

Das Plankonzept berücksichtigt die Aspekte des Klimaschutzes und der Klimaanpassung.  

 

Ein wesentliches Planungsziel der 1. Änderung des Regionalplans OWL besteht in der Förde-

rung und Beschleunigung des Ausbaus der Windenergie in der Region. Die Auswahl der Kri-

terien für die Festlegung der Windenergiebereiche zielt auf die Festlegung von Flächen mit 

einem möglichst geringen Konfliktpotential ab. Dies ist Voraussetzung für zügige, konfliktarme 

Genehmigungsverfahren und eine nachhaltige Nutzung der geeigneten Standorte. 
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Der regionalplanerische Ausschluss des Waldes als Standort für Windenergieanlagen sichert 

dessen Funktion als CO2-Speicher und klimatischer Ausgleichs- und Erholungsraum. Der Aus-

schluss der BSN-Flächen dient im Sinne der Klimaanpassung der Sicherung und Entwicklung 

des landesweiten und regionalen Biotopverbundes, insbesondere für klimasensitive Arten.  

 

Ebenfalls ein zentrales Element der Klimaanpassung besteht in der Freihaltung der Über-

schwemmungsgebiete. 

Negative Auswirkungen auf bestehende Kaltluftbahnen durch die Errichtung von Windener-

gieanlagen werden in der Regel als gering eingestuft.  

 

Im Rahmen des Umweltberichtes werden verschiedene Raumfunktionen, die für die Themen-

bereiche Klimaschutz und Klimaanpassung relevant sind, erfasst und bewertet. 

  

In der Gesamtbewertung ist die Vereinbarkeit der Planung mit den landes- und regionalplane-

rischen Festlegungen zum Thema Klimaschutz und Klimaanpassung gegeben.  

 
Rohstoffsicherung 
Rohstoffvorkommen sind wegen ihrer aktuellen und künftigen Bedeutung als Produktionsfak-

tor der Wirtschaft und wirtschaftliche Ressource für nachfolgende Generationen zu sichern. 

So ist im ROG festgelegt, dass die räumlichen Voraussetzungen für die vorsorgende Siche-

rung sowie die geordnete Aufsuchung und Gewinnung von standortgebundenen Rohstoffen 

zu schaffen sind.  

 

Der Rohstoffsicherung ist im LEP NRW mit dem Kapitel 9 (Rohstoffversorgung) ein eigenstän-

diges Kapitel gewidmet, das wiederum in drei weitere Kapitel unterteilt wird. Der LEP NRW 

enthält in Kapitel 9.1 (Lagerstättensicherung) drei Grundsätze zur Lagerstättensicherung, in 

Kapitel 9.2 (Nichtenergietische Rohstoffe) vier Ziele sowie zwei Grundsätze für nichtenergeti-

sche Rohstoffe sowie in Kapitel 9.3 (Energetische Rohstoffe) zwei Ziele für energetische Roh-

stoffe. Letzteres bezieht sich auf den Abbau von Stein- und Braunkohle. Dieser ist für den 

Planungsraum OWL nicht von Bedeutung und wird daher nicht weiter behandelt. 

 

Im Grundsatz 9.1-1 LEP NRW (Standortgebundenheit von Rohstoffvorkommen) erläutert der 

LEP NRW, dass bei allen räumlichen Planungen berücksichtigt werden soll, dass Vorkommen 

energetischer und nichtenergetischer Rohstoffe (Bodenschätze) standortgebunden, begrenzt 

und nicht regenerierbar sind. Ebenso sollen Qualität und Quantität sowie die Seltenheit eines 

Rohstoffvorkommens Berücksichtigung finden. 

 

Der LEP NRW legt im Ziel 9.2-1 (Räumliche Festlegungen für oberflächennahe nichtenergeti-

sche Rohstoffe) fest, dass die planerische Sicherung der oberflächennahen, nichtenergeti-

schen Bodenschätze in den Regionalplänen durch die zeichnerische Festlegung von Berei-

chen für die Sicherung und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze (BSAB) als Vorrang-

gebiete erfolgt. 

 

Im Grundsatz 9.2-4 LEP NRW (Reservegebiete) wird vorgegeben, dass zusätzlich zu den im 

Regionalplan festgelegten BSAB eine langfristige Sicherung bedeutender Lagerstätten erfol-

gen kann. Hierzu können Reservegebiete in den Erläuterungen aufgenommen werden, plane-

rische Vorgaben sind im Regionalplan festzulegen. 

 

Im Regionalplan OWL sind BSAB als Vorranggebiete zeichnerisch festgelegt worden. In einer 

zusätzlichen Erläuterungskarte sind zudem Reservegebiete dargestellt. Neben den zeichneri-

schen Festlegungen konkretisiert und ergänzt der Regionalplan OWL die Festlegungen des 
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LEP NRW über textliche Ziele und Grundsätze hinaus. Im vorliegenden Kontext sind die nach-

folgenden Regelungen von besonderer Relevanz: 

 

Im Ziel R 1 (Räumliche Festlegung für oberflächennahe nicht energetische Rohstoffe) ist fest-

gelegt, dass innerhalb der BSAB konkurrierende Nutzungen ausgeschlossen sind. Im Grund-

satz R 6 (Reservegebiete) wird festgelegt, dass eine Inanspruchnahme der in der Erläute-

rungskarte abgebildeten Reservegebiete nach Möglichkeit vermieden werden soll.  

 

Plankonzept 

Nach dem Plankonzept stellen die BSAB ein Ausschlusskriterium für die Planung von Wind-

energiebereichen dar.  

 

Reservegebiete werden hingegen nicht als Ausschlusskriterium benannt. Zum einen kommt 

den Reservegebieten nicht der Status eines regionalplanerischen Vorranggebietes zu. Durch 

die textliche Festlegung als Grundsatz kann der langfristige Schutz der Rohstoffvorkommen 

im Rahmen der Abwägung generell überwunden werden. Zum anderen sind nach den aktuel-

len Daten des Geologischen Dienstes zum Rohstoffmonitoring umfangreiche Versorgungs-

reichweiten durch die BSAB selbst planerisch gesichert. In der Gesamtabwägung ist es daher 

gerechtfertigt, Reservegebiete nicht als Ausschlussgebiet einzustufen.  

9. Flughafen Paderborn-Lippstadt – Anpassung der Lärmschutzzonen sowie der Er-

weiterten Lärmschutzzone als nachrichtliche Übernahme 

Gem. Ziel 8.1-7 LEP NRW – einschlägig ist hier nach Urteil vom 21.03.2024 (Az.: 11 D 

133/20.NE) der LEP NRW 2017 – ist die Bevölkerung vor negativen Umweltauswirkungen des 

Flugverkehrs, insbesondere vor Fluglärm, zu schützen. Aus diesem Grund ist in den Regio-

nalplänen im Umfeld der landes- und regionalbedeutsamen Flughäfen nach Ziel 8.1-6 LEP 

NRW eine Erweiterte Lärmschutzzone festzulegen. Ergänzend sind die in Rechtsverordnun-

gen festgesetzten Lärmschutzzonen gemäß Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm (FlugLärmG) 

nachrichtlich, d.h. ohne sich daraus ergebende Rechtswirkung, zu übernehmen. In OWL sind 

die Regelungen des Ziels 8.1-7 LEP NRW für den Flughafen Paderborn-Lippstadt anzuwen-

den.  

 

Die Erweiterte Lärmschutzzone wurde im Rahmen der Erstellung des Regionalplans OWL vom 

LANUV im Auftrag des MUNV gem. den Empfehlungen der Länderarbeitsgemeinschaft Im-

missionsschutz (LAI) für die Regionalplanungsbehörde erstellt. Der bereits im Regionalplan 

OWL enthaltene Umring bildet diesen aktuellen Stand ab. 

 

Die festgesetzten Lärmschutzzonen des Flughafens Paderborn-Lippstadt ergeben sich aus 

den Anlagen 1 und 2 der Verordnung über die Festsetzung des Lärmschutzbereichs für den 

Verkehrsflughafen Paderborn/Lippstadt (Fluglärmschutzverordnung Paderborn/Lippstadt – 

FluLärmPadV). Diese wurden zuletzt durch Verordnung vom 10.01.2023 (GV. NRW. S. 62) 

neu gefasst und sind am 01.02.2023 in Kraft getreten. 

 

Im Rahmen der 1. Änderung des Regionalplans OWL werden die Signaturen der Lärmschutz-

zonen sowie der Erweiterten Lärmschutzzone denen der aktuellen LPlG DVO angepasst 

(Planzeichen Nr. 3ea, 3eb, 3ec sowie 3f). Zudem werden die nachrichtlich übernommenen, 

festgesetzten Lärmschutzzonen des Flughafens Paderborn-Lippstadt aktualisiert. 
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10. Höchstspannungsleitungen als nachrichtliche Übernahme 

Mit der Änderung der LPlG DVO zum 28.04.2022 wurden in Anlage 3 unter der Ziffer 3g die 

Planzeichen für das Höchstspannungsnetz als nachrichtliche Übernahme des Bestands ein-

geführt. Daher wird das Höchstspannungsnetz (Leitungen ab 220 kV) im Rahmen dieser Än-

derung des Regionalplans OWL nun in die Festlegungskarten nachrichtlich übernommen. Die 

Datengrundlage hierzu wurde der Regionalplanungsbehörde durch die Netzbetreiber Amprion 

GmbH sowie die TenneT TSO GmbH zur Verfügung gestellt. 

11. Auswirkungen auf Nachbarländer und angrenzende Planungsregionen 

Zu den Grenzen des Planungsraumes wird mit Blick auf die Rotor-außerhalb Thematik ein 

Vorsorgeabstand in einer Breite von 75 m eingehalten. Damit soll auf der Ebene des Regio-

nalplans OWL sichergestellt werden, dass die Flügelspitzen der Anlagen nicht die Grenzen 

des Planungsraumes überschreiten. Das Kriterienset zur Identifizierung der Potentialräume, 

die Methodik der Umweltprüfung sowie die Prüfung der Umfassung von Ortschaften wird 

gleichermaßen auf die Belange und Themen in den Nachbarregionen angewendet. Berück-

sichtigt wurden zudem die dort genehmigten und die in Betrieb befindlichen Windenergieanla-

gen. Vor diesem Hintergrund geht der Planungsträger davon aus, dass die 1. Änderung des 

Regionalplans OWL dort zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen von planungsrelevanten 

Belangen auf der Ebene der Regionalplanung führen wird. 

12. Verfahren zur 1. Änderung des Regionalplans OWL  

Ziel von Regionalrat und Regionalplanungsbehörde war ein transparentes und dialogorientier-

tes Verfahren zur Festlegung von Windenergieflächen im Rahmen einer 1. Änderung des Re-

gionalplans OWL. In einem ersten Schritt erfolgte deshalb mit Beschluss vom 13.03.2023 eine 

Absichtserklärung des Regionalrates zur regionalplanerischen Festlegung von Windener-

gieflächen (Drucksache RR-2/2023). 
 

Am 19.06.2023 beschloss der Regionalrat Detmold die Beauftragung der Regionalplanungs-

behörde, mit den Vorarbeiten der Festlegung von Windenergieflächen (Drucksache RR-

3/2023). Vor diesem Hintergrund wurden bereits frühzeitig die verschiedenen Akteure in die 

Vorarbeiten eingebunden und ein regionaler Diskussionsprozess angestoßen. Mit dem Be-

schluss vom 11.03.2024 (Drucksache RR-9/2024) beauftragte der Regionalrat Detmold die 

Regionalplanungsbehörde zudem mit der Vorbereitung des Aufstellungsbeschlusses auf 

Grundlage der beschlossenen Leitlinien. 

 
Im Zuge der Überlegungen zur Ausgestaltung des Verfahrens stand zunächst die Erarbeitung 

eines Sachlichen Teilplans Wind/Erneuerbare Energien im Vordergrund. Nach eingehender 

Prüfung ist der Regionalrat Detmold als Planungsträger zu dem Ergebnis gekommen, dass die 

regionalplanerische Umsetzung der Ziele und Grundsätze aus dem LEP NRW und der sons-

tigen Erfordernisse der Raumordnung, mit Blick auf den angestrebten zügigen Ausbau der 

erneuerbaren Energien Gegenstand des Verfahrens zur 1. Änderung des Regionalplans OWL 

werden sollen. Ausdrücklich stellt der Regionalrat Detmold klar, dass die vorherigen Be-

schlusslagen zum Sachlichen Teilplan Wind/Erneuerbare Energien auch für das Verfahren zur 

1. Änderung des Regionalplans OWL gelten. Davon ausgenommen ist nach der Entscheidung 

des OVG NRW vom 16.02.2024 der Beschluss zum Ziel 10.2-13 LEP NRW. 

 

Mit Blick auf die in den Kommunen bereits bestehenden Planungen zur Sicherung von Flächen 

für die Windenergie kam im Planungsprozess vor allem dem Austausch mit der kommunalen 
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Familie eine zentrale Bedeutung zu. In der zweiten Jahreshälfte 2023 fanden dazu unter an-

derem sieben Workshops mit den Kreisen und kreisangehörigen Kommunen sowie der kreis-

freien Stadt Bielefeld statt. Diese dienten einem ersten intensiven Austausch zum methodi-

schen Vorgehen und der Entwicklung von denkbaren Kriterien zur Identifizierung geeigneter 

Flächen auf der Ebene der Regionalplanung. Das im Rahmen dieser Workshops unterbreitete 

Angebot an die Kommunen, auch für bilaterale Gespräche zur Verfügung zu stehen, stieß auf 

regen Anklang und wurde auch im weiteren Planungsprozess in Anspruch genommen. Ein 

weiterer Workshop fand im Anschluss mit den Trägern öffentlicher Belange und Verbänden 

statt. Auch dieser diente der Vorbereitung der Entwurfsfassung. 

 
Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 9 Abs. 1 ROG erfolgte durch öffentli-

che Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 38/2023 der Bezirksregierung Detmold am 18.09.2024.  

 

Im Rahmen einer Digitalkonferenz mit den Hauptverwaltungsbeamten am 07.02.2024 unter-

richtete Frau Regierungspräsidentin Bölling über den aktuellen Stand der Vorarbeiten der Ent-

wurfsfassung. 

 

Unter Berücksichtigung aller im oben dargestellten Prozess gewonnenen Erkenntnisse beauf-

tragte der Regionalrat Detmold in seiner Sitzung am 11.03.2024 die Regionalplanungsbehörde 

mit der Erstellung einer Beschlussvorlage eines Aufstellungsbeschlusses (Drucksache RR-

9/2024). 

 

Das Scoping gemäß § 8 Abs. 1 ROG wurde am 24.04.2024 abgeschlossen.  

 

Des Weiteren wurden die Netzbetreiber zu einem Gespräch am 07.06.2024 eingeladen. Ziel 

dieses Gespräches war eine grundsätzliche Abstimmung mit den Netzbetreibern auf den ver-

schiedenen Spannungsebenen zur effektiven Umsetzbarkeit der bisher betrachteten Flächen-

kulisse. Der fachliche Austausch berücksichtigte auch die aktuellen Planungen zur Umsetzung 

des Rhein-Main-Links. Ergänzt wurde der fachliche Austausch durch regelmäßige Abstimmun-

gen mit den Übertragungsnetzbetreibern Amprion und Tennet.  

 
In der Sitzung am 24.06.2024 hat der Regionalrat gemäß § 19 Abs. 1 LPlG NRW das Verfah-

ren zur Aufstellung der 1. Änderung des Regionalplans OWL (Wind/Erneuerbare Energien) 

beschlossen. Mit dem Beschluss beauftragte der Regionalrat ferner die Regionalplanungsbe-

hörde unter Beachtung der als Anlage 1 zu der Beschlussvorlage beigefügten Leitlinien und 

der als Anlage 2 beigefügten vorläufigen Flächenkulisse gem. §§ 9 Abs. 1, 19 Abs. 1 LPlG 

NRW das Änderungsverfahren entsprechend der beigefügten Anlagen durchzuführen (vgl. 

Drucksache RR-16/2024). 

 

Die Umweltprüfung gem. § 8 ROG für die 1. Änderung des Regionalplans OWL ist anschlie-

ßend erfolgt.  

 

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Umweltprüfung beschloss der Regionalrat Det-

mold in der Sitzung am 16.09.2024 den Entwurf der 1. Änderung des Regionalplans OWL und 

beauftragte die Regionalplanungsbehörde damit, das Beteiligungsverfahren gemäß § 9 Abs. 

2 ROG i.V.m. § 13 LPlG durchzuführen (Drucksache RR-19/24). Im Anschluss an den Ent-

wurfs- und Beteiligungsbeschluss vom 16.09.2024 erfolgte das Beteiligungsverfahren.  

 

Die Beteiligung erfolgte in der Zeit vom 01.10.2024 bis 11.11.2024. Insgesamt gingen ca. 360 

Stellungnahmen ein. Wesentliche inhaltliche Schwerpunkte der Stellungnahmen bezogen sich 
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auf den Abstand zu Siedlungs- und Außenbereichsbebauungen, die Überlastung und Umfas-

sung von Ortschaften, die räumliche Verteilung der festgelegten Windenergiebereiche, die 

Ausweisung neuer und die Erweiterung von Windenergiebereichen, den Entfall und die Ver-

kleinerung von Windenergiebereichen, eine grundsätzliche Kritik am Plankonzept, den Um-

gang mit Wald und BSN, die Festlegung der Beschleunigungsgebiete, Abstände zu FFH- und 

Vogelschutzgebieten, Artenschutzbelange, Belange der Luftaufsicht und des Militärs. Die Stel-

lungnahmen hatten ihren räumlichen Schwerpunkt in den Kreisen Höxter und Paderborn. Die 

einzelnen Abwägungsvorschläge der Regionalplanungsbehörde zu den eingegangenen Stel-

lungnahmen können der Anlage 6 der Drucksache RR-3/2025 entnommen werden.  

13. Rechtliche Folgen der Bekanntmachung und der Feststellung des Erreichens des 

Flächenbeitragswertes gem. § 5 WindBG  

Die Feststellung und die Bekanntmachung der Feststellung des Erreichens des Flächenbei-

tragswertes hat u.a. weitreichende rechtliche Auswirkungen mit Blick auf die kommunale Bau-

leitplanung und die Zulässigkeit von Windenergieanlagen. Diese werden kurz anhand der we-

sentlichen planungsrechtlichen Vorschriften in den §§ 35, 245 und 249 BauGB beschrieben, 

wobei die nachfolgenden Darlegungen keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben. Auf die 

entsprechenden Rechtsgrundlagen in den ergänzenden Fachgesetzen wie z.B. dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und dem BNatSchG wird ergänzend verwiesen.  

 

Innerhalb der im Regionalplan OWL zeichnerisch festgelegten Windenergiebereiche sowie in-

nerhalb der rechtswirksamen kommunalen Windenergiegebiete sind Windenergieanlagen 

gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB weiterhin privilegiert zulässig.  

 

Die Feststellung und Bekanntmachung des Erreichens des Flächenbeitragswertes bewirkt 

gem. § 249 Abs. 2 BauGB, dass Windenergievorhaben im Außenbereich außerhalb von Wind-

energiegebieten (u.a. auch außerhalb der rechtskräftigen kommunalen Windenergiegebiete) 

als sonstige Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB zugelassen werden können.  

 

Die Entprivilegierung schließt aber nicht aus, dass im Rahmen der kommunalen Bauleitpla-

nung zusätzliche Gebiete für Windenergieanlagen ausgewiesen werden können (sog. Positiv-

planung). § 249 Abs. 4 BauGB stellt klar, dass die Rechtsfolgen der Entprivilegierung in § 249 

Abs. 2 BauGB einer Mehrausweisung im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung über die 

Flächenziele des WindBG hinaus nicht entgegenstehen (sog. Positivplanung). Zu beachten 

sind hier insbesondere die Vorgaben des LEP NRW sowie des Regionalplans OWL (vgl. § 1 

Abs. 4 BauGB). Für die kommunale Bauleitplanung reicht es dabei aus, dass dies über die 

Flächennutzungsplanung erfolgt.  

 

In besonderen Einzelfällen kann unter Berücksichtigung des § 2 EEG außerhalb der festge-

legten Windenergiegebiete zudem eine bauplanungsrechtlich Genehmigungsfähigkeit von ein-

zelnen Windenergievorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB vorliegen. 

 

§ 249 Abs. 3 BauGB enthält eine Sonderregelung für Repowering-Vorhaben im Sinne des 

BImSchG. Sie ist anwendbar, nachdem die Rechtsfolgen der Entprivilegierung nach § 249 

Abs. 2 BauGB eingetreten ist. Repowering-Vorhaben bleiben demgemäß bis zum Ablauf des 

Jahres 2030 auch außerhalb der ausgewiesenen Windenergiegebiete privilegiert. Hinsichtlich 

der Definition des Repowerings wird auf die entsprechende Vorschrift im BImSchG sowie auf 

den Rechtsbezug in § 249 Abs. 3 BauGB verwiesen. 
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Wird für eine Planungsregion entweder der gültige Flächenbeitragswert oder ein gültiges Teil-

flächenziel (vgl. Ziel 10.2-2 LEP NRW) erreicht und wird dieses nach § 5 Abs. 1 oder 2 WindBG 

festgestellt, endet nach § 245 Abs. 1 S. 2 BauGB die Ausschlusswirkung der kommunalen 

Planung im Sinne des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB. Im Übrigen gilt der Plan fort, wenn nicht die 

Grundzüge der Planung berührt werden. Dieses gilt namentlich für die innergebietlichen, po-

sitiven Wirkungen zugunsten der Windenergievorhaben, da auch diese Bereiche Windener-

giegebiete im Sinne des § 2 Nr. 1 Buchstabe a WindBG sind. Hingewiesen wird in diesem 

Zusammenhang auch darauf, dass nach den Vorgaben im § 5 WindBG spätestens am 

31.12.2027 die außergebietliche Ausschlusswirkung nach § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB entfällt. 

 

Rechtskräftige kommunale Windenergiegebiete, die nicht oder nur zum Teil in den Regional-

plan übernommen werden, behalten für die nicht von den zeichnerischen Festlegungen des 

Regionalplans OWL überlagerten Bereiche ihre bisherige Planaussage im Hinblick darauf, ob 

es sich bei diesen Flächen um Rotor-außerhalb-Flächen oder um Rotor-innerhalb-Flächen 

handelt. Auf die Regelung in § 5 Abs. 4 WindBG wird an dieser Stelle ergänzend verwiesen. 

Eine materielle Planänderung von Rotor-innerhalb-Flächen in Rotor-außerhalb-Flächen ist 

nach § 5 Abs. 4 WindBG bei bestehenden kommunalen Planungen durch einen einfachen 

Beschluss nicht möglich. Dazu bedarf es eines formellen Planverfahrens nach den Vorgaben 

im BauGB. 

 


